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Heute schon wissen, was morgen bewegt

HEUTE

WELTPOLITIK  China  
entsendet seinen Flugzeug­
träger „Shandong“ ins 
Rote Meer und kündigt 
Vergeltungsschläge gegen 
Teheran an. Tags zuvor 
hatte Peking Beweise zum 
Einsatz der radiologischen 
Bombe vorgelegt, die 
vergangenen Freitag in  
der chinesischen Haupt­
stadt mehr als 120 Tote  
und fast 1.000 Verletzte 
gefordert hatte. 

Peking. In einer landesweiten Fern-
sehansprache erklärte Chinas Staats- 
und Regierungschef Xi Jinping ges-
tern Abend, seiner Regierung lägen 
„unwiderlegbare Beweise” vor, wo-
nach die mit Plutonium-238 be-
stückte „schmutzige Bombe” von 
Uiguren gezündet worden sei. Die 
Uiguren sind ein mehrheitlich mus-
limischer Volksstamm in der nach 
Unabhängigkeit strebenden Provinz 
Xinjiang im Nordwesten Chinas.

Nach dem Anschlag am vergange-
nen Freitag war in Peking eine Mas-
senpanik ausgebrochen, die Dut-
zende weitere Tote gefordert hatte. 
Infolge des Anschlags brachen welt-
weit die Börsenkurse ein; der Deut-
sche Aktienindex (DAX) sackte ges-
tern am dritten Tag in Folge um 
mehr als 500 Punkte ab.

Laut Präsident Xi handele es sich 
bei den beiden Attentätern vom Frei-
tag um den 23-jährigen Mahdi U. aus 

Kashgar sowie seinen zwei Jahre äl-
teren Bruder Hassan. Beide Täter leb-
ten seit Juni 2023 mit falschen Iden-
titäten im Iran und seien in der Nähe 
von Nathan von Spezialeinheiten der 
Revolutionären Garden auf ihre Mis-
sion vorbereitet worden. Mithilfe des 
iranischen Auslandsgeheimdiens-
tes VAJA seien Bombe wie Attentä-
ter vergangene Woche über den nur 
schwer zu kontrollierenden Landweg 
nach China eingeschleust worden. 

Teherans Außenminister Hassan 
al-Sistani wies indes alle Vorwürfe 
zurück und erklärte am frühen Mor-
gen: „Das in Peking verwendete Plu-
tonium-238 kann schon deshalb 
nicht aus dem Iran kommen, weil al-
les spaltbare Material seit dem Nuk-
lear-Abkommen vom Juli 2015 unter 
Aufsicht der Internationalen Atom
energiebehörde steht.“ Teheran ver-
langt die Einsetzung einer inter
nationalen Ermittlungskommission 

zur Aufklärung des Terrorangriffs 
und warnte Peking vor voreiligen 
Schritten.

Russlands Präsident Putin schloss 
sich der Forderung Teherans an. Pu-
tin erklärte am Rande der Feierlich-
keiten zur 25. Wiederkehr seiner 
Amtseinführung, die chinesische 
Führung wolle mit ihren Drohungen 
lediglich von inneren Problemen ab-
lenken und lanciere deshalb ein au-
ßenpolitisches Ablenkungsmanöver. 
In den sozialen Medien kursieren be-
reits Spekulationen, wonach das Plu-
tonium-238 womöglich aus Russland 
stammen könnte. 

Xi hatte in seiner abendlichen An-
sprache angekündigt, China sei ent-
schlossen, diesen „feigen, kriegeri-
schen Akt“ zu vergelten; er habe Teile 
der Volksarmee in Gefechtsbereit-
schaft versetzt und den Flugzeugträ-
ger „Shandong“ ins Rote Meer ent
sandt. ▸ Seite 2

Chinesische Volksarmee 
in Gefechtsbereitschaft
China entsendet seinen Flugzeugträger „Shandong“ ins Rote Meer  
und kündigt Vergeltungsschläge gegen den Iran an. Der Mittlere Osten 
steht vor einem Flächenbrand.   
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Chinesischer Flugzeugträger „Shandong“ in Kampfbereitschaft�

TAGESTHEMA  Der Golfstrom reißt ab ▸ Seite 7

Einer Demontage 
der Weltwirtschafts­
ordnung sehen wir 
nicht tatenlos zu.
UN-Generalsekretärin Angela Merkel ▸ Seite 6
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The Aspen Insight – eine fiktive Zeitung aus dem 
Jahr 2025 – ist ein Projekt des Aspen Instituts 
Deutschland. Sie basiert auf den Ergebnissen eines 
internationalen Szenario-Workshops zur Zukunft  
der liberalen Weltordnung.



▸ Fortsetzung von Seite 1 Der Träger, der 
erst vor wenigen Jahren in Dienst genom-
men wurde, hat 36 J-15-Jadgbomber an Bord 
sowie Aufklärungshubschrauber vom Typ 
Kamow Ka-31. Dem maritimen Großverband 
gehören ferner zwei Fregatten, zwei Zerstö-
rer sowie drei atomgetriebene U-Boote an. 
Alle Kampfschiffe verfügen über modernste 
Lenkwaffensysteme. 

Xi erklärte am Abend weiter, er sei mit 
dem saudischen König Mohammed bin Sal-
man al-Saud überein gekommen, dass China 
so bald wie möglich dem „Anti-Terror-Pakt“ 
(ATP) beitreten werde. Der ATP wird von Sau-
di-Arabien und Ägypten angeführt und hat 
die Zerschlagung schiitischer Terrornetz-
werke zum Ziel, die nachrichtendienstlichen 
Quellen zufolge von Teheran aus gesteuert 
werden. Dem Pakt gehören auch Jordanien 
sowie die Golfstaaten Bahrain, Katar und die 
Vereinigten Arabischen Emirate an. Faktisch 
ist der ATP damit zum Militärbündnis des 
sunnitischen Islams geworden.

Vermittlungsversuche von UN-Generalse-
kretärin Angela Merkel verhallten indes un-
beantwortet. Seit Jahren ist der UN-Sicher-
heitsrat bloß ein mattes Abbild einer tief 
gespaltenen Welt – daran hat auch die Auf-

nahme neuer ständiger Mitglieder im Sep-
tember 2021 (darunter Deutschland) nichts 
geändert. 

Während das saudische Königshaus die 
Entschlossenheit Pekings begrüßte, mahnte 
Berlin zur Besonnenheit. Bundeskanzlerin 
Ursula von der Leyen sagte gegenüber dem 
Berliner Tagesspiegel: „Es steht nicht weniger 
als der Weltfrieden auf dem Spiel. All unsere 
Bemühungen müssen sich nun darauf rich-
ten, die Lage zu deeskalieren.“ Von der Leyen 
und die französische Präsidentin Marine Le 
Pen werden im Laufe des morgigen Tages in 
Riad erwartet, um die Lage mit dem saudi-
schen König zu erörtern.

Deutschland und Frankreich sind die 
wichtigsten europäischen Partner im „An-
ti-Terror-Pakt“. Seit dem militärischen Rück-
zug der USA aus der Region bündeln die 
Europäer ihr sicherheitspolitisches Engage-
ment unter dem Dach des ATP – dem neben 
den Führungsnationen Deutschland und 
Frankreich auch Großbritannien, Italien und 
die Niederlande angehören. Die ATP-Mili-
täroperationen werden jedoch von der sau-
dischen Armee koordiniert – eine Lehre aus 
den gescheiterten Militärinterventionen des 
Westens in den 2000er Jahren. Dank lang-

jähriger US- und EU-Rüstungsexporte ist das 
saudische Militär – neben den israelischen 
Verteidungsstreitkräften – schlagkräftigsten 
konventionellen Streitmacht in der Region 
aufgestiegen.

Neuordnung des Mittleren Ostens
Dem Bündnis steht eine Zweck-Allianz 

ungleicher Regionalmächte gegenüber: Die 
sogenannte „Astana Allianz“, bestehend aus 
dem Iran, Russland und der Türkei. Seit dem 
Zerfall der Sykes-Picot-Odnung als Folge des 
syrischen Bürgerkrieges strebt die „Astana 
Allianz“ eine Neuordnung des Mittleren und 
Nahen Ostens an. Während es dem Iran dabei 
vor allem um ideologische Deutungshoheit 
im inner-islamischen Konflikt geht – und 
damit um politische Vorherrschaft –, nutzt 
Russland die Allianz mit den Mullahs zum 
Ausbau der Eurasischen Wirtschaftsunion – 
gleichsam als strategisches Gegenprojekt zu 
Chinas „Neuen Seidenstraße“. Und Erdogans 
Türkei kann sich im Kampf gegen die Un-
abhängige Republik Kurdistan der Duldung 
Moskaus und Teherans gewiss sein. 

Seit der Dreiteilung des Iraks entlang eth-
nisch-religiöser Siedlungsgebiete kommt 
der „Astana Allianz“ eine Schlüsselposition 

in der Region zu: Zwar ist Saudi-Arabien Ga-
rantiemacht der neu geschaffenen Volksre-
publik Sunnistan. Doch während der Iran 
dieselbe Rolle gegenüber der Islamischen Re-
publik Schiastan einnimmt, ist die Haltung 
Ankaras gegenüber der Unabhängigen Repu-
blik Kurdistan bestenfalls ambivalent. 

Zugleich ist mit der Aufteilung des Irak ein 
vorgerückter Posten Teherans entlang des 
Sunnitischen Dreiecks entstanden, der nicht 
nur die Existenz Israels bedroht, sondern 
bereits zu direkten militärischen Ausein
andersetzungen zwischen iranischen und 
saudischen Streitkräften geführt hat. Seit-
dem ist der Ölpreis auf über 150 US-Dollar 
pro Fass gestiegen – Tendenz weiter steigend. 

Sollte nun auch China in der Konflikt
region militärisch eingreifen, könnte dies 
nicht nur einen Flächenbrand auslösen, son-
dern auch zu einer weltweiten Wirtschafts-
krise führen. Kriegsgewinnler wäre dann 
Russland: Das Land verfügt über die größ-
ten nachgewiesenen Öl- und Gasvorkom-
men. Gelingt es Moskau, sich nicht in einen 
großen Konflikt entlang seiner Südgrenze 
hineinziehen zu lassen, dann könnte Pu-
tins Strategie „divide et impera“ am Ende 
aufgehen.

Eskalation im Mittleren Osten
WELTPOLITIK  China kündigt Vergeltungsschläge gegen Teheran an

Chinesische Jagdbomber vom Typ J-15: Sie würden im Ernstfall Einsätze gegen Ziele im Iran fliegen

▸ FORTSETZUNG VON SEITE 1

Spirale der Gewalt dreht sich immer schneller
ASTANA-ALLIANZ Iraks  
Neuordnung erweist sich  
als Fehlschlag

Erbil. Das Pariser Zug-Attentat von vorletzter 
Woche reiht sich ein in eine Serie schwerer 
Attentate, die Frankreich seit dem Amtsan-
tritt von Marine Le Pen im Mai 2022 erschüt-
tert haben. Zu allen elf Attentaten, denen in 
Marseille, Nizza, Cannes, Biarritz, Saint-Tro-
pez, Toulouse und Paris 1240 Menschen zum 
Opfer fielen, hat sich das sunnitische Kalifat 
bekannt. 

Seitdem hat sich eine Spirale von Ge-
walt und Gegengewalt entwickelt, aus der 
es kein Entrinnen zu geben scheint: Wäh-
rend die französische Luftwaffe seit mehr als 
anderthalb Jahren von Jordanien aus Sun-
nistan bombardiert – jenen Landesteil der 
2021 geschaffenen Kurdisch-Islamischen Fö-
deration Irak, von dem aus das sunnitische 
Kalifat operiert –, häufen sich die Attentate 
in Frankreich. Und sie werden von Tag zu 
Tag folgenschwerer; nach dem Zünden ei-
ner schmutzigen Bombe in Peking (▸siehe 
Seite  1), rechnet der französische Geheim-
dienst DGSE nun auch mit ähnlichen An-
schlägen in Frankreich.

Zugleich verschärft sich die Lage im Na-
hen und Mittleren Osten zunehmend. „Die 
Gründung der Kurdisch-Islamischen Födera-
tion Irak hat sich als Pyrrhus-Sieg erwiesen“, 

urteilt Wolf Perthesen, Sondergesandter von 
UN-Generalsekretärin Angela Merkel für 
den Mittleren und Nahen Osten. „Die Auftei-
lung des alten Irak in autonome Teil-Repu-
bliken hat zu einer Situation geführt, in der 
alle großen Regionalmächte ihren Teil vom 
irakischen Kuchen für sich beanspruchen“, 
erklärt der Nahost-Experte. Perthesen war 
seinerzeit EU-Unterhändler und hatte das 
„Abkommen von Astana“ verhandelt, das 
im Mai 2021 auf Betreiben des Astana-Quar-
tetts (Russland, Türkei, Iran und die USA) zur 
Gründung der Islamisch-Kurdischen Föde-
ration Irak geführt hatte. Während sich die 
USA weitgehend aus der Region zurückge-
zogen haben, führt die Türkei im Nordwes-
ten des Landes Krieg gegen das Autonome 
Kurdistan; zugleich macht sich Teheran mit-
hilfe schiitischer Milizen Schiastan gefügig. 
Und im Westen des Landes – dem heutigen 
Sunnistan – regiert das sunnitische Kalifat. 
Ohne massive Unterstützung aus Riad wäre 
der Wüstenstaat wohl kaum überlebensfä-
hig. Zugleich hält Russland den Konflikt in 
Syrien weiter am Köcheln, um Teheran und 
Ankara im Zweistromland nicht allzu domi-
nant werden zu lassen. 

Mit der vermeintlichen Neuordnung des 
Iraks hat sich die EU in eine Sackgasse ma-
növriert – doch das sagt Perthesen nur hin-
ter vorgehaltener Hand. Weil sich alle großen 
Regionalmächte als Schutzmächte unter-
schiedlicher ethnischen Gruppen verstehen, 

besteht die Gefahr eines ausgeweiteten Regi-
onalkonflikts“, warnt Perthesen. Es sei völlig 
unklar, wie die Staatengemeinschaft diesen 
Gordischen Knoten zerschlagen wolle. 

Klar ist indes, wer von dieser Dauerkrise 
profitiert: Russlands Autokrat Vladimir Putin 

und der türkische Diktator Recep Erdogan. 
Denn über die östliche Kontinentalroute 
führen die Türkei und Russland seit Jahren 
systematisch kurdische und syrische Kriegs-
flüchtlinge nach Mitteleuropa. Ihr Ziel: Die 
Destabilisierung der Europäischen Union.

Die Kurdisch-Islamische Föderation Irak nach dem Teilungsplan von Astana 
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Das chinesische 
Jahrhundert
Chinas Aufstieg  
zur geostrategischen 
Großmacht 

2001 Beitritt Chinas zur 
Welthandelsorganisation WTO

2009 Eröffnung der schnellsten 
Hochgeschwindigkeitsbahn der Welt 
zwischen Wuhan–Guangzhou

2014 China ist nach Kaufkraft die 
größte Volkswirtschaft der Welt

2003 Erster bemannter  
Raumflug Chinas 

2007 Chinesische Volksarmee 
testet 535 Meilen über der  
Erde erstmals erfolgreich eine  
Anti-Satelliten-Rakete 

2012 Start der Weltraumstation 
Tiangong I

2004  Erstes Formel-1-Rennen in 
Shanghai

2008 Olympische Sommerspiele 
in Peking

WIRTSCHAFT

WELTRAUM

SPORT

2013 Beginn der  
„Neuen Seidenstraße“-Initiative 
(One Road, One Belt)

2021 Wiedervereinigung Chinas 
mit der Republik Taiwan

2023 Eröffnung der „Neuen 
Seidenstraße“ in Peking, Singapur, 
Kalkutta, Karachi, Dar es Salam, 
Athen, Istanbul, Rotterdam und 
Hamburg

2024 China erreicht als Unterhändler 
die Wiedervereinigung Nord- und 
Südkoreas; die Republik Korea wird 
neutral; Abzug der amerikanischen 
Truppen

POLITIK

2009 Chinas Online-Spionage-Dienst 
GhostNet wird entlarvt (operativ in 
mehr als 200 Ländern) 

2012 Indienststellung des 
Flugzeugträgers „Liaoning“

2018 China verhandelt mit  
Nord-Korea einen Atomwaffen
verzicht, koreanische Halbinsel  
wird atomwaffenfreie Zone

2019 China annektiert die Senkaku-
Inseln im Ost-Chinesischen Meer; 
Wiederaufnahme unterirdischer 
Atomwaffentest

2025 Intervention im Nahen 
Osten; China entsendet Flugzeug
trägergruppe ins Rote Meer
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KURZ UND KNAPP

Das 20. Jahrhundert gilt als das 
„Amerikanische Jahrhundert“;  
die von den USA dominierte  
Weltordnung als „Pax Ameri-
cana“. Wird das 21. Jahrhundert 
zum „Chinesischen Jahrhundert“?  
Und wie würde wohl eine  
„Pax Sinica“ – eine chinesische  
Weltordnung – aussehen?

Diskutieren Sie mit  unter: 
www.aspen-insight.de
Denn Ihre Meinung zählt. 
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Über die östliche Landroute schleusen Russland und die Türkei jährlich bis zu zwei Millionen Flüchtlinge nach Deutschland

MIGRATION  Bund und 
Gemeinden werden 2026 
rund 82 Milliarden Euro  
für die Versorgung von Flücht­
lingen aufbringen müssen.

Die seit fast einem Jahrzehnt anhaltende 
Massenflucht bringt das deutsche Sozialsys-
tem zusehends an die Grenzen seiner Leis-
tungsfähigkeit. Seit dem Wahlsieg Marine Le 
Pens hat sich die Lage nochmals verschärft, 
verweigert Frankreich doch mit dem Hinweis 
auf die soziale und Sicherheitslage im Land 
jegliche Aufnahme von Flüchtlingen. Durch 
die nun erfolgte Grenzschließung kommt 
die französische Präsidentin ihrer Vision von 
Europa wieder ein Stück näher. Denn was die 
57-jährige nach ihrem spektakulären Wahler-
folg im Mai 2022 prophezeit hatte, ist nun in 
greifbare Nähe gerückt: ein isolationistisches 
und nationalistisches Frankreich.

Kanzlerin von der Leyen hat sich dieser 
Isolationspolitik bislang widersetzt – ge-
gen den massiven Widerstand aus den ei-
genen Reihen. CDU-Sozialpolitiker halten 
der Kanzlerin seit langem vor, mit ihrem 
einwanderungsfreundlichen Kurs nicht nur 
die Sozialkassen zu plündern, sondern auch 
die Kommunen an den Rand ihrer Integrati-
onsfähigkeit zu bringen. Tatsächlich sind in 
den zurückliegenden Jahren am Rande fast 
jeder deutschen Großstadt Container-Sied-
lungen entstanden, um die in den 2020er 
Jahren rund 8,5 Millionen Geflüchteten 
unterzubringen. 

Der jüngst vorgelegte Bundeshaus-
haltsentwurf für das Jahr 2026 sieht denn 
auch Bundeszuschüsse für Länder und Ge-
meinden in Höhe von 38,7 Milliarden Euro 
vor; die Bundesländer werden ihrerseits im 
kommenden Jahr 43,1 Milliarden Euro zur 
Versorgung der Flüchtlinge aufbringen müs-
sen. Zum Vergleich: Vor 10 Jahren – 2015/16 
auf dem Höhepunkt der ersten Flücht-
lingswelle – mussten Bund, Länder und Ge-
meinden gerade einmal 20 Milliarden Euro 
aufbringen.

Diese Kosten gehen weitgehend zu Las-
ten des Sozialetats, was angesichts der 
schwächelnden Wirtschaft eine immense 
Belastung für den sozialen Zusammenhalt 
im Land darstellt. „An die Integration von 
Flüchtlingen ist schon lange nicht mehr zu 
denken“, heißt es aus dem Umfeld des schei-
denden Bundesinnenministers. „Wir sind 
froh, wenn wir die Menschen einigermaßen 
würdig unterbringen und vor gewaltsamen 
Übergriffen aus der Bevölkerung schützen 
können.“

Die Flüchtlingspolitik der vergangenen 
Jahre hatte sich auch im Ergebnis der Bun-
destagswahlen niedergeschlagen: Beim Ur-
nengang vor vier Wochen war das nationa-
listische Wahlbündnis „Deutschland den 
Deutschen“ auf 20,4 Prozent der Wählerstim-
men gekommen. Da die etablierten Parteien 
bislang keine Einigung über ein mögliches 
Regierungsbündnis erzielen konnten, ist 
eine Regierungsbeteiligung des Rechtsbünd-
nisses wahrscheinlich.

Notfalls mit  
Waffengewalt

Von Corinna Crass

ie fragile Sicherheitslage in Frank-
reich hat eine Diskussion über ver-
schärfte Maßnahmen zur Grenz-
sicherung ausgelöst. Während die 
vorübergehende Schließung der 
Landgrenzen nach terroristischen 
Anschlägen zum Ritual vieler EU-Län-
der geworden ist, hat Frankreichs In-
nenminister Claude de Bastille nun 
eine Debatte losgetreten, die das 
Land entzweit. Es geht um die Frage, 
ob zum Schutz der Außengrenzen – 
genauer: zur Verhinderung illegaler 
Migration – von der Schusswaffe Ge-
brauch gemacht werden darf. 

De Bastilles Äußerung, notfalls 
müsse „dem Gesetz mit Waffen-
gewalt Nachdruck verliehen wer-
den“, ist eine gezielte Provokation. 
Während Menschenrechtsgruppen 
Sturm laufen, stößt der französische 
Innenminister in Kreisen der regie-
renden Front Nationale auf breite 
Zustimmung. Bezeichnend ist, dass 
sich Frankreichs Präsidentin Marine 
Le Pen bislang noch nicht zu Wort 
gemeldet hat. Ihr Schweigen kann als 
stille Zustimmung zu einer Debatte 
verstanden werden, die das Zeug zur 
Aushöhlung jener Prinzipien und 
Grundrechte hat, auf denen bislang 
die Fünfte Republik ruhte – Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit.

Nach dem Urteil des Conseil con
stitutionnel, Frankreichs Verfas-
sungsgericht, das die dauerhafte 
Internierung von illegalen Flüchtlin-
gen in sogenannten „Transitzentren“ 
erlaubt, ist die Debatte über den 
Schusswaffengebrauch an Frank-
reichs Außengrenzen die nächste 
Stufe zum Umbau Frankreichs in ei-
nem semi-autoritären Polizeistaat. 
Ein Schießbefehl an Frankeichs Au-
ßengrenzen würde das politisch-mo-
ralische Ende der „Grande Nation“ 
bedeuten.

Obwohl die französische Küsten-
wache das Gros der Flüchtenden auf 
hoher See abfängt und zurück nach 
Nordafrika bringt, dringen tagtäg-
lich Dutzende Boote in französische 

Hoheitsgewässer ein. Drehen sie 
trotz Aufforderung der Küstenwache 
nicht ab, müssen sie fortan mit Be-
schuss rechnen. Das geht aus einem 
Geheimpapier der für die Küstenwa-
che im Mittelmeer zuständigen Gen-
darmerie maritime in Toulon hervor, 
das „Aspen Insight“ von einer ano-
nymen Quelle zugespielt wurde. Es 
wird als authentisch eingestuft. Da-
nach sei es bereits mehrfach zum Be-
schuss von Flüchtlingsbooten inner-
halb der 70 Seemeilen umfassenden 
„Ausschließlichen Wirtschaftszone“ 
(AWZ) gekommen.

Amnesty International hat eine 
Klage beim Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR) an-
gekündigt. Die scheidende Bundes-
regierung will sich einer Klage vor 
dem EGMR anschließen, sollte es 
zwischen Berlin und Paris nicht zu 
einer politischen Einigung über die 
einheitliche Behandlung von Flücht-
lingen kommen. 

Das kann indes ausgeschlossen 
werden, denn nach dem Bomben
attentat von Paris haben Le Pen 
und der Front National die öffentli-
che Meinung auf ihrer Seite. Frank-
reich habe das Recht, so Le Pen, seine 
Freiheit und seine nationale Iden-
tität zu verteidigen. Notfalls mit 
Waffengewalt.

Sollte künftig in Berlin das Rechts-
bündnis „Deutschland den Deut-
schen“ mit am Kabinettstisch sitzen, 
dürfte die Debatte um die Behand-
lung von Flüchtlingen auch hierzu-
lande an Radikalität gewinnen.

KOMMENTAR

D
Migration  
destabilisiert  
deutsches  
Sozialsystem

„ F R Ü H E R  WA R 
D I E  Z U K U N F T 

A U C H  B E S S E R .“
K a r l  Va l e n t i n

Grafik: Anteil der Ausländer und Asyl-Suchenden in Bezug auf die Gesamtbevölkerung 
deutscher Städte (2025)� Grafik: smr
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FRANKFURT
Gesamtbevölkerung 

795.000

KÖLN
Gesamtbevölkerung 

1,1 Mio 

	 The Aspen Insight – Ein Projekt des Aspen Instituts Deutschland
Die vorliegende „Zeitung aus  
der Zukunft“ ist das Ergebnis 
eines dreitägigen Szenarien- 
Workshops, den das Aspen 
Institut im Mai 2017 zur Frage  
veranstaltete, wie unsere 
Weltordnung im Jahre 2025 
aussehen könnte. 

Der unerwartete Austritt Groß-
britanniens aus der Europäischen 
Union und die überraschende 
Wahl von Donald Trump zum ame-
rikanischen Präsidenten haben 
zu einer tiefgreifenden Verunsi-
cherung geführt, stellen diese Er-
eignisse doch die Welt, wie wir sie 
kennen, von Grund auf in Frage. 
Während Länder wie China und 
Russland schon lange unzufrieden 
sind mit der vom Westen gepräg-
ten Nachkriegsordnung, so steht 
diese Ordnung in jüngster Zeit vor 
ganz neuen Herausforderungen: In 
Europa wachsen die Zweifel an der 

EU, Populisten gewinnen an Ein-
fluss, die Ausläufer der globalen 
Finanzkrise wirken nach, Kriege 
und Staatszerfall kennzeichnen 
die Nachbarschaft unseres Kon-
tinents. Zugleich vollziehen sich 
in allen Lebensbereichen umfas-
sende technologische Entwicklun-
gen – und das in atemberaubender 
Geschwindigkeit.

Um den Langzeitfolgen dieser 
Entwicklungen auf den Grund zu 
gehen, versammelte das Aspen In-
stitut Deutschland 24 Experten 
aus 17 Ländern, darunter Vertreter 
aus den USA, China, Russland, der 
Ukraine, Ägypten, Kenia, der Tür-
kei sowie der Europäischen Union. 
Ihre Aufgabe war es, den wichtigs-
ten Triebkräften und Trends der Ge-
genwart, aber auch den leisen Ver-
änderungen nachzuspüren – und 
mutig nach vorne zu denken. Dabei 
geht es nicht darum, die Zukunft 
vorauszusagen, sondern mögliche 
und plausible Szenarien der Welt 
im Jahre 2025 zu entwerfen. Das Er-

gebnis sind eine Reihe denkbarer 
Zukunftsbilder zu Themen wie Si-
cherheit, Terrorismus, Handel und 
wirtschaftliche Entwicklung sowie 
Migration und Wanderungsbewe-
gungen. Sie skizzieren zwei mög-
liche Welten: Eine sich positiv ent-
wickelnde, kooperierende Welt und 
eine von Krisen und Machtkämp-
fen geschüttelte Welt.

Diese Szenarien bilden den Stoff, 
aus dem der „Aspen Insight“ ent-
standen ist. Die Artikel erzählen 
Geschichten unserer Welt, wie sie 
sich in den kommenden sieben 
Jahren entwickeln könnte. Ähnlich-
keiten mit lebenden Personen sind 
rein zufällig. Zukünftige Ereignisse, 
Allianzen sowie Funktionen realer 
Personen sind konstruiert. Infor-
mationen, die Personen des öffent-
lichen Lebens zugeschrieben wer-
den, sind neu kontextualisiert bzw. 
dienen als Ausgangspunkte, um 
sie als Geschichten in die Zukunft 
fortzuschreiben. 

Die beiden skizzierten Welten 

spiegeln sich auch im Layout wi-
der. So kann die Zeitung von zwei 
Seiten gelesen werden: „Von vorn“ 
gelesen, präsentiert sie das posi-
tive Szenario, „von hinten“ gele-
sen, das negative. Die unterschied-
liche Aufmachung und Gestaltung 
der beiden Zeitungsversionen 
komplementiert diese denkbaren, 
aber gegensätzlichen Welten auch 
atmosphärisch.

Ziel des Projekts ist es, anschau-
lich vor Augen zu führen, dass beide 
Szenarien eine reale Möglichkeit, 
aber keine Zwangsläufigkeit dar-
stellen. Es will Entscheidungsträ-
gern und Bürgern gleichermaßen 
bewusstmachen, dass unsere Ent-
scheidungen und unser Handeln – 
aber auch unsere Unterlassungen 
– Konsequenzen haben. Es will er-
mutigen, sich zu engagieren, Ver-
antwortung zu übernehmen und 
Zukunft aktiv mitzugestalten. Denn 
Zukunft geschieht nicht einfach – 
sie ist das Ergebnis der Summe un-
serer Taten und Versäumnisse.

Die Leitung des Projekts hatte 
Dr. Anna Kuchenbecker, stellver-
tretende Direktorin des Aspen 
Instituts. Die methodische Be-
treuung und Redaktion lagen bei 
Dr. Oliver Gnad vom Bureau für 
Zeitgeschehen.

Das Aspen Institute dankt der 
Lotto Stiftung Berlin für ihre um-
fassende Förderung des Projekts, 
das Teil des von der Stiftung ge-
förderten Berliner Transatlantik 
Forums ist. Ferner gilt unser Dank 
der Bundeszentrale für politische 
Bildung (bpb), die den „Aspen In-
sight“ großzügig unterstützte so-
wie dem Bureau für Zeitgeschehen, 
ohne dessen tatkräftige Koopera-
tion der Aspen Insight nicht ent-
standen wäre. 

Schließlich danken wir den 
Art-Direktoren Andreas Strack und 
Melanie Haamann von der Agentur 
Schumacher — Brand + Interaction 
Design in Darmstadt für die krea-
tive Gestaltung und optische Insze-
nierung des Projekts. 

IN EIGENER SACHE

Ausländer nach 
Herkunftsregion:

Deutsche Staatsbürger

Asyl-Suchende

EU-Bürger

Asiaten

Nordafrikaner

Sub-Sahara-Afrikaner

andere
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US-Sonderermittler Snoops am vergangen Donnerstag vor dem Senatsausschuss zur Aufklärung der  Navigate-Affäre.� Bild: dpa

Washington. Im Fall um Verbindungen 
US-amerikanischer Software-Unternehmen 
mit internationalen Terrororganisationen 
spricht der amerikanische Sonderermitt-
ler Steven Snoops mittlerweile von einem 
„pro-iranischen Terrornetzwerk, das un-
sere nationale Sicherheit untergräbt“. Dage-
gen nehme sich der Verrat der Atombombe 
durch Julius und Ethel Rosenberg Anfang der 
1950er Jahre wie ein „Lausbubenstreich“ aus, 
so Snoops gestern vor Pressevertretern in 
Washington. 

Als Snoops vor zwei Jahren seine Ermitt-
lungen gegen Firmen aus dem Silicon Valley 
aufnahm, ging es lediglich um den Verdacht, 
dass es dem pro-iranischen Terrornetzwerk 
„Schias Erweckung“ gelungen sein könnte, 
Datenbanken des amerikanischen Geheim-
dienstes NSA zu manipulieren. Der Fall war 
im Zuge der Überprüfung des mysteriösen 
Todes von NSA-Direktor Richard P. Allsight 
aufgedeckt worden. Allsight war im Herbst 
2023 beim Absturz seines autonom fliegen-
den Helikopters ums Leben gekommen. Un-
tersuchungen hatten seinerzeit ergeben, 
dass der Unfall durch einen Virus in der Na-
vigationssoftware verursacht worden war. 

„Wir gehen mittlerweile davon aus, dass 
NSA-Direktor Allsight einem Attentat zum 
Opfer gefallen ist“, erklärte Snoops ver-
gangene Woche vor dem Untersuchungs-
ausschuss des US-Senats. „Das FBI ermit-
telt in alle Richtungen.“ So sind vorgestern 
Nacht in einer großangelegten Razzia die 
Entwicklungszentren der amerikanischen 
Software-Riesen Navigate und Encryptech 
durchsucht worden. Die Staatsanwaltschaft 
hat Haftbefehle gegen die Technikvorstände 
und die Leiter der Entwicklungsabteilungen 
beider Unternehmen ausgestellt. Während 
Navigate für die Steuerungssoftware der au-
tonom fliegenden Helikopter im Dienst der 
NSA zuständig ist, verantwortet Encryptech 
die Verschlüsselung der Flugdaten. Beide 
Systeme kommen auch an Bord von „Marine 
One“, dem Helikopter von US-Präsident Mike 
Pence zur Anwendung.

Der Verdacht: Obwohl Navigate und En-
cryptech schon lange von Sicherheitslücken 
in ihren Software-Anwendungen wussten, 
seien diese erst nach Allsights Tod geschlos-
sen und ein Vertuschungsversuch unter-
nommen worden. Doch womöglich reicht 
der Skandal noch viel tiefer. „Aspen Insight“ 
sind Dokumente zugespielt worden, wo-
nach es in Silicon Valley seit Jahren ein Netz-
werk organisierter Kriminalität von globaler 
Reichweite gibt, das auch Verbindungen zu 

iranischen Terrorzellen unterhält. Die Unter-
lagen sind an die Strafermittlungsbehörden 
weitergereicht worden; das FBI hat keinen 
Zweifel an ihrer Authentizität. Demnach ha-
ben Navigate und Encryptech seit 2019 hohe 
Milliardenbeträge über amerikanische Tarn-
firmen der islamistischen Terrorvereinigung 
„Schias Erweckung“ erhalten und im Gegen-
zug Sicherheitslücken in sicherheitsrele-
vante Anwendungen hineinprogrammiert. 
Hinter der Terrorvereinigung „Schias Erwe-
ckung“ steht nach Geheimdiensterkenntnis-
sen das Mullah-Regime in Teheran.

Encryptech – Tarnfirma von „Schias 
Erweckung“
Aus den Unterlagen, die „Aspen Insight“ vor-
liegen, wird deutlich, wie dieses Komplott 
funktionierte: Autonome Systeme, wie sie 
die Firma Navigate zur Steuerung des Heli-
kopters von NSA-Direktor Allsight entwickelt 
hat, verfügen über sogenannte „Bridges“ 
(Brücken). Solche „Brücken“ dienen Soft-
ware-Entwicklern im Falle eines akuten Not-
falles als Zugangstür, um autonome Systeme 
direkt steuern zu können – etwa zum Anhal-
ten selbstständig fahrender Züge, zum Lan-
den autonomer Flugzeuge und Helikopter 
oder zur Abschaltung kritischer Atomreak-
toren. Solche Einfallstore stellen aber immer 
auch Sicherheitslücken dar, die Hackern das 
Eindringen in Hochsicherheitsanwendungen 
erlauben. Aus diesem Grund sind „Brücken“ 
durch unabhängige und sehr komplexe Ver-
schlüsselungstechnologien geschützt. 

Im Falle der Steuerungssoftware Navi-
gate stellte die Firma Encryptech diese Ver-
schlüsselungstechnologien bereit – wie sich 
nun herausstellt, eine amerikanische Tarn-
firma des Terrornetzwerkes „Schias Erwe-
ckung“. Warum die Verbindungen zwischen 
Navigate, Encryptech und dem Netzwerk so 

lange nicht aufgeflogen sind, ist Gegenstand 
internationaler Ermittlungen. Wahrschein-
lich handelt es sich um ein Geflecht aus 
Vorteilsnahme, Erpressung und geheimen 
Absprachen innerhalb der amerikanischen 
IT-Industrie, in die auch Regierungsstellen 
verwickelt sind. 

Kein Wunder, ist doch die personelle und 
finanzielle Verflechtung zwischen Staat und 
Industrie in keinem amerikanischen Wirt-
schaftssektor größer als im IT-Bereich. Allein 
das Pentagon hat im vergangenen Haushalts-
jahr (2024) Aufträge an IT-Unternehmen in 

Höhe von 656 Milliarden US-Dollar verge-
ben – das sind rund 60 Prozent des amerika-
nischen Verteidigungsetats. Nicht enthalten 
sind darin die immensen Auftragssummen 
der anderen US-Sicherheitsbehörden – dar-
unter die des Heimatschutzministeriums, des 
FBI, der CIA sowie von 11 weiteren Sicherheits-
behörden, die im In- und Ausland tätig sind. 

Größte Sicherheitsbedrohung der  
US-Geschichte 
Sollten sich die Anschuldigungen bestätigen, 
ließe sich der Schaden kaum absehen. Denn 
wem das Eindringen in die Großrechner des 
NSA gelingt, der hat potentiell Zugriff auf 
die Daten sämtlicher Rechenzentren in den 
USA – und weit darüber hinaus. Denn die 
NSA verfügt über die größte Datensamm-
lung weltweit. Über Weltraumsatelliten und 
Datenknotenpunkte in New York, Frankfurt, 
Singapur und Tokio kann der amerikanische 
Geheimdienst nicht nur sämtliche Telefon-
gespräche mitschneiden; extrem leistungs-
fähige Späh-Software kann auch den Inhalt 
sämtlicher E-Mails und online übertragener 
Dokumente auswerten – in mehr als 3.600 
Sprachen. Mehr noch: Selbstlernende Viren 
(SmartVir) sorgen dafür, dass sie mutieren, 
ehe sie entdeckt und eliminiert werden kön-
nen. Genau das ist offenbar im Fall Allsight 
geschehen. 

Unmittelbar nach dem Auftritt von Son-
derermittler Snoops vor dem Senatsaus-
schuss hat US-Justizminister Gerald R. Cobb 
die Überprüfung sämtlicher Großrechenzen-
tren im Land angeordnet. Sie steuern nicht 
nur den öffentlichen Verkehr (darunter den 
Flugverkehr), sondern auch die Wasser- und 
Stromversorgung des Landes (u.a. den rei-
bungslosen Betrieb von mehr als 100 Atom-
reaktoren). Seit Bekanntwerden der Sicher-
heitslücken bei der NSA besteht begründeter 
Verdacht, dass die Serie von Stromausfällen 
im Großraum New York kurz vor Weihnach-
ten 2024 ebenfalls von Hackern verursacht 
worden ist. Bestätigt sich diese Vermutung, 
dann wäre dies die größte Bedrohung der öf-
fentlichen Sicherheit in der Geschichte der 
Vereinigten Staaten. 

Damit spitzt sich die ohnehin ange-
spannte Sicherheitslage weiter zu. Während 
China nach dem blutigen Anschlag in Pe-
king seinen Flugzeugträgerverband „Shan-
dong“ in den Mittleren Osten entsendet, 
scheint sich das US Cyber Command auf 
eine umfassende kriegerische Auseinander-
setzung mit dem Iran im virtuellen Raum 
vorzubereiten.

Ende der ISS 
besiegelt Chinas 
Vorherrschaft  
im All
Moskau. Es ist besiegelt: Die Interna-
tionale Raumstation ISS, die seit 1998 
in einer Höhe von 400 Kilometern 
die Erde umkreist, wird im Sommer 
2026 nach jahrelangen Einsparun-
gen endgültig aufgegeben. Sie galt 
als Musterbeispiel internationaler 
Forschungskooperation.

Das Ende der ISS kommt nicht 
überraschend: Mit der Einstellung 
ihres Space-Shuttle-Programms 
schien die amerikanische Weltraum
agentur NASA bereits 2011 das Inte
resse an der Raumstation verloren 
zu haben. Seither waren die NASA 
und ihr europäischer Partner, die 
europäische Raumfahrtagentur ESA 
zur Versorgung der ISS auf russische 
Sojus-Kapseln angewiesen. 2020 ließ 
dann Washington verlauten, man 
werde sich nur noch an den Kosten 
der Raumstation beteilgen, wenn 
auch amerikanische Astronauten an 
den jeweiligen Missionen teilnäh-
men; das war zuletzt 2022 der Fall. Im 
vergangenen Jahr erkärte Präsident 

Pence schließlich, die USA konzen-
trierten sich fortan darauf, bis zum 
Ende des Jahrzehnts einen Amerika-
ner auf den Mars zu entsenden.

Nun hat der russische Präsident 
Vladimir Putin die Konsequenzen 
gezogen und die Weltraumkoopera-
tion seines Landes mit ESA und NASA 
aufgekündigt. Man wolle zukünftig, 
so Putin, mit China an einem ge-
meinsamen Raumfahrtprogramm 
arbeiten. Dieser Schritt zeichnete 
sich schon lange ab. Bereits 2022 
stiegen die Chinesen mit dem Start 
ihrer Weltraumstation Tiangong-III 
zur bedeutendsten Weltraummacht 
auf; Russland hatte China für das 
ambitionierte Programm seinerseits 
sein Test- und Entwicklungszentrum 
in Baikonur/Kasachstan geöffnet.

Mit den freiwerdenden russi-
schen Träger-Kapazitäten soll die 
Versorgung der Tiangong-III-Raum-
station sichergestellt werden. Sämt-
liche Sojus-Kapseln des russischen 
Raumfahrtprogramms sollen des-
halb nun auch Peking zur Verfügung 
gestellt werden.

Im Gegenzug gewährt die chine-
sische Raumfahrtbehörde CNSA rus-
sischen Kosmonauten Forschungs-
aufenthalte auf der Raumstation 
Tiangong-III. Wie vergangene Wo-
che zudem bekannt wurde, streben 
Peking und Moskau darüber hin-
aus eine enge Zusammenarbeit in 
der Marsforschung an. Damit sind 
wohl die Weichen für einen Wettlauf 
zweier Blöcke um die Vorherrschaft 
im All gestellt – wie zuletzt Ende der 
1960er Jahre.

NACHRICHTEN

Navigate: Silicon Valleys 
Hochverrat im Cyber-Space

SICHERHEIT  US-Sonderermittler Snoops deckt Verschwörung zwischen Silicon Valley  
und der pro-iranischen Terrororganisation „Schias Erweckung“ auf

US-Sonderermittler Steven Snoops (rechts) am vergangenen Donnerstag bei der Anhörung des US-Senatsausschusses zur Aufklärung der Navigate-Affäre

Überreste des autonomen Helikopters von Ex-NSA-Direktor Allsight (2023)� Bild: pexels/ CC0

Das Pentagon hat im 
Haushaltsjahr 2024 
Aufträge in Höhe von  
656 Mrd. US-Dollar an  
IT-Unternehmen 
vergeben.

Internationale Raumstation ISS hat 
ausgedient� Bild: NASA

KURZ UND KNAPP

Ohne, dass es uns bewusst ist, 
wird unser Alltag immer mehr 
von Algorithmen bestimmt. Was 
aber geschieht, wenn künstliche 
Intelligenz über Leben und Tod 
entscheidet? Wo werden Grenzen 
erreicht? Etwa, wenn schon heute  
autonome Systeme Autos oder 
gar Flugzeuge steuern? 

Diskutieren Sie mit  unter: 
www.aspen-insight.de
Denn Ihre Meinung zählt. 
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HYBRIDE KONFLIKTE Dossiers 
der Sekretärin Jupp Flatters 
legen nahe: Putin kaufte 
Deutschlands WM-Sieg 2018, 
weil er politischen Spielraum 
wollte. 

Nach dem Tod von Elke Himmelreich, der 
langjährigen Sekretärin des ehemaligen 
FIFA-Präsidenten Jupp Flatter, werden deren 
jüngst veröffentlichten Tagebücher zur wich-
tigsten Indiziensammlung in den Ermittlun-
gen von Interpol gegen den Weltfußballver-
band FIFA. Himmelreich, die im April 2024 
einem Krebsleiden erlag, hatte seit 1998 für 
Flatter als Sekretärin gearbeitet und galt als 
seine engste Vertraute. 

Von der Öffentlichkeit abgeschirmt lebt 
der an Alzheimer erkrankte Flatter seit Jah-
ren in einem Genfer Pflegeheim. Bis zuletzt 
verfügte der heute 89-Jährige über hervorra-

gende Verbindungen zu beinahe allen Fuß-
ballverbänden. Mithilfe dieser Netzwerke 
und seiner Vertrauten Himmelreich trug 
Flatter über Jahre Informationen zusammen, 
die seine Unschuld beweisen und die Hinter-
männer des Korruptionsskandals der Jahre 
2014/2015 entlarven sollten.

Staatlich organisierte Kriminalität
Alles hatte im Frühsommer 2015 begonnen. 
Damals ließ die amerikanische Bundespoli-
zei FBI einen Teil der Führungsriege des Welt-
fußballverbandes FIFA verhaften und erhob 
Anklage wegen Bestechlichkeit. Der Ver-
dacht: Die Fußballweltmeisterschaften 2018 
in Russland und 2022 in Katar seien ebenso 
für Millionenbeträge verschoben worden wie 
die Vermarktungsrechte für das Turnier 2014 
in Brasilien. Die Anschuldigungen führten 
im Februar 2016 nicht nur zum Rücktritt von 
Jupp Flatter, sondern auch zur Überführung 
mehrerer FIFA-Funktionäre, darunter Jesus 
Vess (Cayman Islands), John Walter (Trinidad 
und Tobago) und Ex-UEFA-Präsident Marius 
Panini (Frankreich). 

Panini, der sich nach Verbüßung einer 
vierjährigen Verbandssperre zuletzt um den 
FIFA-Vorsitz bemüht hatte, gilt seit voriger 
Woche als vermisst. Die Ermittlungsbehör-
den gehen davon aus, dass zwischen seinem 
Verschwinden und der Veröffentlichung der 
Himmelreich-Dossiers ein Zusammenhang 
besteht. Denn die Aufzeichnungen Himmel-
reichs weisen auf tiefe Verstrickungen von 
FIFA-Funktionären mit Netzwerken staatlich 
organisierter Kriminalität in Russland hin. 
Auch Panini wurden vor seiner Suspendie-
rung im Jahre 2016 exzellente Verbindungen 
nach Russland nachgesagt.

Himmelreichs Aufzeichnungen geben 
nun Anlass zu der Vermutung, dass die er-
kaufte WM-Vergabe an Russland im Dezem-
ber 2010 nur ein erster Mosaikstein in einer 
weitaus umfassenderen und langfristig an-
gelegten Strategie Moskaus gewesen war, 
Fußball zu einem Bestandteil der subversi-
ven Politik des Kremls zu machen.

So soll auch die deutsche Titelverteidi-
gung bei der WM 2018 gekauft worden sein. 
Ein Sieg Deutschlands sei von Putin persön-
lich als politisch „opportun“ eingestuft und 
von Oligarchen aus dem Umfeld des russi-
schen Präsidenten organisiert worden sein. 
Mit Datum des 14. Juli 2018 vermerkt das 
Himmelreich-Dossier: „Putin sorgt für deut-
sche Titelverteidigung. Nennt es ‚kreative Di-
plomatie’ und ‚Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln’.“

Bestechung von Spielern und 
Schiedsrichtern
Wie es zu dem Komplott kam, erläuterte Me-
linda Barrati, mit der Flatter in fünfter Ehe 
verheiratet ist, vergangene Woche in einem 
Interview im schweizerischen Crans Mon-
tana. Demnach soll es Anfang Januar 2018 
in Sankt Petersburg zu einem Treffen Pu-
tins mit mehreren Oligarchen gekommen 
sein – allesamt alte Freunde aus der Zeit von 
Putins Aufstieg zum Chef der Stadtverwal-
tung Anfang der 1990er Jahre. Putin habe 
deutlich gemacht, dass er in Osteuropa „po-
litischen Spielraum“ benötige, und Deutsch-
land der Schlüssel dazu sei. Wer die deutsche 
Volksseele auf seiner Seite wisse, so Putin im 
engsten Kreis, der könne sie auch für seine 
eigenen Zwecke instrumentalisieren. Allen 

Teilnehmern der Petersburger Besprechung 
sei klar gewesen, was Putin erwartete. Wie 
Flatter an diese Informationen gelangt ist, 
darüber hüllt sich seine Frau wie auch das 
Himmelreich-Dossier in Schweigen. Inter-
pol und die Schweizer Staatsanwaltschaft 
ermitteln. 

Doch Barrati verfügt über brisantes De-
tailwissen: Im Frühjahr 2018 seien über ver-
schlungene Kanäle knapp 700 Millionen 
Rubel (damals rund 95 Millionen Euro) auf-
getan worden, um Schiedsrichter und Spie-
ler zu bestechen sowie die Software der Tor-
bild-Kameras zu manipulieren. „Alles war 
generalstabsmäßig vorbereitet“, so Barrati. 
„Nichts wurde dem Zufall überlassen.“ Zwar 
hätten sich einzelne Spieler und Schiedsrich-
ter gesträubt, aber „mehr oder minder sanf-
ter Druck“ habe die Aufrechten schließlich 
gebrochen. Selbst Todesdrohungen seien ge-
gen die Familien von FIFA-Schiedsrichtern 
ausgesprochen worden.

Regenschauer: „Nicht überbewerten“
Im Lichte dieser Enthüllungen hat Felix 
Mahn, Präsident des Deutschen Fußball-Bun-
des (DFB) eine „lücken- und schonungslose 
Aufklärung“ gefordert. Mahn war 2020 an-
getreten, um „den Sumpf von Korruption 
und Vetternwirtschaft im Fußball trocken-
zulegen“. Nun hat er einen Austritt des eu-
ropäischen Fußballverbandes UEFA aus dem 
Weltfußballverband FIFA gefordert. Mahn 
ist seit Juni 2024 auch UEFA-Vize-Präsident. 
„Solange Fußball für politische Zwecke miss-
braucht wird“, so Mahn, „sollte der Deutsche 
Fußball-Bund nicht mehr an internationalen 
Wettbewerben teilnehmen. Gleiches gilt für 
den europäischen Verband.“ 
Der Vorstoß Mahns war von den meisten 
Klubs der ersten Bundesliga scharf kritisiert 
worden. Schließlich gehe es um viel Geld. 
Auch der Übervater des deutschen Fußballs, 
Frank Regenschauer (80), fordert, es müsse 
einen anderen Weg geben: „Wenn der DFB 
und die UEFA jetzt aus dem internationa-
len Fußball aussteigen, dann beschleunigt 
das bloß ihren Niedergang.“ Ohnehin würde 
schon jetzt in der panarabischen Liga und 
in Südamerika besser Fußball gespielt und 
mehr Geld verdient als in Europa, so der 
„König“. Und Regenschauer belehrt: „Sport 
und Politik hatten schon immer eine sym-
biotische Beziehung.“ Bei den Römern seien 
es Brot und Spiele gewesen, „heuer sind es 
eben der Fußball und TV-Rechte. Wir sollten 
das nicht überbewerten“, so Regenschauer 
lapidar. 

Kein Wort zu den angeblichen Machen-
schaften Putins. Dass Regenschauer zwischen 
2012 und 2018 im Auftrag des russischen 
Energieunternehmens Gazprom „Sportbot-
schafter“ Russlands war und Aushängeschild 
für die Initiative „Fußball für Freundschaft“, 
findet der Ex-Weltmeister aus München hin-
gegen „völlig normal“. Schließlich gehe es 
„um ein Miteinander, nicht um Politik“.

Fußball als „kreative Diplomatie“
� Illustration: Jennifer Wagner, Berlin

Serbien sucht 
Schulterschluss 
mit Russland 
Angesichts der sich zuspitzenden 
ethnischen Konflikte in Bosnien und 
Herzegowina hat der serbische Prä-
sident Danilo Adžić Russlands Prä-
sident Vladimir Putin offenbar um 
militärischen Beistand im Falle ei-
nes erneuten Balkankrieges gebeten. 
Das berichtete gestern die russische 
Nachrichtenagentur TASS. 

Ein Sprecher der serbischen Re-
gierung wies die Meldung am Abend 
als „frei erfunden“ zurück. Hoch-
rangige EU-Diplomaten glauben 
indes an eine gezielte Provokation 
Moskaus, um die Dauerkrise auf dem 
Westbalkan zu eskalieren. 

Noch in der Nacht kündigte die 
kroatische Regierung an, Teile der 
Armee in Alarmbereitschaft zu ver-
setzen, um im Falle einer Zuspitzung 
der Krise die rund 550.000 bosni-
schen Kroaten „unter ihren Schutz 
zu stellen“, wie aus Zagreb verlautete. 

Seit der Ermordung des serbischen 
Bürgermeisters von Srebrenica vor 
neun Monaten kommt es in Bosnien 
und Herzegowina immer wieder zu 
gewaltsamen Ausschreitungen zwi-
schen muslimischen Bosniaken und 
bosnischen Serben. Beobachter hal-
ten es deshalb für „sehr wahrschein-
lich“, dass Serbien schon bald eigene 
Streitkräfte in den östlichen Teil Bos-
niens und die Republika Srpska ent-
senden wird, um die dort lebenden 
Serben vor Übergriffen zu schützen. 

Im Falle einer militärischen Eska-
lation droht ein Wiederaufbrechen 
alter Konfliktlinien: Nachdem Ser-
bien seine EU-Beitrittsverhandlun-
gen im Sommer 2023 abgebrochen 
und eine Reihe von bilateralen Wirt-
schaftsabkommen mit Russland ge-
schlossen hat, können die Serben 
auch auf die militärische Unterstüt-
zung Moskaus zählen. EU-Mitglied 
Kroatien wird dagegen den Beistand 
der übrigen EU-Mitglieder und der 
NATO einfordern. Und die bosniaki-
schen Milizen werden schon seit Jah-
ren von Ankara unterstützt.

Friedenskanal:  
Ökologischer 
Albtraum 
Wovor Experten schon zu Beginn 
der Planungsphase des sogennanten 
„Friedenskanals“ (auch Zweimeeres-
kanal) zwischen dem Toten und Ro-
ten Meer warnten, scheint sich nun 
zu bewahrheiten: Der Kanal, der die 
Wiederauffüllung des Toten Meeres 
und die Trinkwasserversorgung der 
jordanischen Hauptstadt Amman 
sicherstellen soll, bereitet Umwelt-
schützern große Sorgen. 

„Das Projekt ist ein ökologischer 
Albtraum“, so Neena Mahmoud, 
Pressesprecherin der schwedischen 
Umweltstiftung. Bereits 2013 hatte 
die Weltbank eine Machbarkeitsstu-
die vorgelegt, in der auf ökologische 
Risiken hingewiesen wurde – dar-
unter großflächige Gipsbildung, die 
entsteht, wenn sich das sulfatreiche 
Rote-Meer-Wasser mit dem kalzium-
haltigen Wasser des Toten Meeres 
mischt. 

Schon seit Monaten berichten 
Hotelbetriebe entlang des Toten 
Meeres von vergipsten Ufergebieten, 
die ein Betreten der Strände unmög-
lich machen. Die hohen Reinigungs-
kosten der Uferabschnitte bleiben an 
den Hoteliers hängen. Anliegern be-
reitet auch die zunehmende Algen-
bildung Sorgen, die das Tote Meer in 
weiten Teilen rot färbt. Am anderen 
Ende des Kanals, im Golf von Akaba, 
kommt es indes zu einem weit um 
sich greifenden Korallensterben. Ur-
sache hierfür ist offenbar der starke 
Sog der Turbinen, die das Wasser aus 
dem Roten Meer ansaugen; er ver-
hindert, dass die Organismen genü-
gend lebenswichtige Nährstoffe auf-
nehmen können.

Werden die Schwachstellen nicht 
rasch nachgebessert, könnte der 
Friedenskanal schon bald zu einem 
Konfliktherd zwischen Arabern und 
Juden werden.
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Alles war general­
stabsmäßig vor­
bereitet. Nichts 
wurde dem Zufall 
überlassen.
Melinda Barrati, Ehefrau von Jupp Flatter
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„Wieder Herr im eigenen Haus“
WELTWIRTSCHAFT  Nach dem GATT-Austritt der USA steht die Welthandelsordnung vor dem Ende

Genf. Nach dreiwöchigen, zähen Verhand-
lungen hat der amerikanische Präsident 
Mike Pence den Austritt der USA aus dem 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) erklärt. Das Handelsabkommen be-
günstige seit Jahren „aufstrebende Volks-
wirtschaften in Asien und Afrika, die mit un-
fairen Handelspraktiken ein Komplott gegen 
amerikanische Arbeiter und Unternehmer 
geschmiedet haben“, erklärte Pence. „Nun 
sind wir endlich wieder Herr im eigenen 
Haus.“ Zugleich kündigte der US-Präsident 
an, die amerikanische Regierung werde nun 
auch ihre Mitgliedschaft im Internationa-
len Währungsfonds (IWF) und der Weltbank 
überprüfen.

Damit steht die Welthandelsordnung, die 
auf Betreiben der USA am Ende des Zweiten 
Weltkrieges auf der Konferenz von Bretton 
Woods entworfen worden war, vor dem Kol-
laps. Ziel dieser Neuordnung war es, eine er-
neute wirtschaftliche Abschottung großer 
Volkswirtschaften und Autarkiebestrebun-
gen wie die Nazi-Deutschlands oder des ja-
panischen Kaiserreichs ein für alle Mal zu 
verhindern. Stattdessen sollten Freihandel, 
wirtschaftliche Integration und gegenseitige 
Wohlstandsförderung zum Eckpfeiler einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung werden. 

Durch den Abbau von Zöllen und anderen 
Handelshemmnissen hatte GATT seit 1948 
zu einem massiven Anstieg des Welthandels 
beigetragen und war so zum Geburtshelfer 
der Globalisierung geworden. GATT war 1994 
in der Welthandelsorganisation (WTO) aufge-
gangen, die neben Zoll- und Handelsfragen 
auch internationale Dienstleistungen und 
sämtliche Angelegenheiten rund um intel-
lektuelles Eigentum regelt. 

Mit dem Ausstieg der USA aus dem GATT 
steht die WTO faktisch vor dem Aus. Nicht 
nur, weil die amerikanische Volkswirtschaft 
– trotz eines weiter abnehmenden Anteils 
am Welthandel – auf absehbare Zeit einer 
der wichtigsten Eckpfeiler der Weltwirtschaft 
bleiben wird. Es steht vielmehr zu befürch-
ten, dass der amerikanische GATT-Austritt ei-
nen Schneeball-Effekt auslösen könnte. 

Zwar beeilte sich EU-Kommissionspräsi-
dent Radosław Sikorski noch am Freitagabend 
mitzuteilen, „die Europäische Union steht 
weiterhin geschlossen zu den unveräußerli-
chen Werten einer liberalen Wirtschaftsord-
nung, wie sie durch die WTO verkörpert wird“. 
Doch vorbehaltslos gilt das nur für einen Teil 
der EU-Mitgliedsstaaten. Denn die schwä-
chelnden Ökonomien Süd- und Osteuropas 
sowie des Balkans, die sich im Herbst 2022 im 
„Budapest-Block“ zusammengeschlossen ha-
ben, verlangen von Brüssel seit langem einen 
protektionistischeren Kurs zum Schutz ihrer 
heimischen Wirtschaft. Auch Spanien, Polen 
und Frankreich liebäugeln mit einem solchen 
Abschottungskurs, sind ihre Agrarsektoren 
doch schon lange nicht mehr konkurrenzfä-
hig gegenüber den Großproduzenten aus den 
USA und Ost-Afrika. 

Indes warnte UN-Generalsekretärin An-
gela Merkel: „Einer Demontage der interna-
tionalen Wirtschaftsordnung wird die Staa-
tengemeinschaft nicht tatenlos zusehen.“ 
Die Politik Washingtons bedrohe nicht nur 

Wohlstand und die wirtschaftlichen Errun-
genschaften der zurückliegenden 80 Jahre, 
sondern auch das friedvolle Zusammenle-
ben der Nationen. 

Börsenhandel vorerst ausgesetzt
Auch die Reaktion Pekings ließ nicht lange 
auf sich warten – und sie war eindeutig: Seit 
seinem WTO-Beitritt 2001 habe sich China 
stets zum Freihandel bekannt, war am Abend 
aus dem Umfeld des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei Chinas zu hören. 
Wenn sich die USA nun abschotteten, dann 
bleibe China keine Wahl: „Dann werden wir 
auf eine Vielzahl amerikanischer Waren 
Strafzölle erheben – ganz besonders auf alles, 
was aus Silicon Valley zu uns kommt.“ Im Üb-
rigen sei ein solches Vorgehen vom WTO-Re-
gelwerk gedeckt. 

Sollte Peking diese Drohung wahrma-
chen, dann bliebe auch der Europäischen 
Union keine andere Wahl: Sie müsste ihre 
Märkte schützen, um im allgemeinen Sog 
um Wettbewerbsvorteile nicht in den Ab-
grund gerissen zu werden.

Aus Sorge vor einem Kurssturz bleibt Wall 
Street am kommenden Montag und Dienstag 

geschlossen; auch der Internethandel wird 
bis auf weiteres ausgesetzt. Damit sollen Pa-
nikverkäufe verhindert werden, die zu einer 
negativen Kettenreaktion auf den internatio-
nalen Finanzmärkten führen könnten. 

Unmittelbar nach Pence‘ Erklärung kün-
digte die US-Notenbank Federal Reserve 
massive Stützungskäufe an, um ein Einbre-
chen des US-Dollars gegenüber dem Ren-
minbi und dem Euro zu verhindern – denn 
nun, da die US-Wirtschaft vor allem auf ih-
ren Binnenmarkt angewiesen sein wird, 
würde ein Währungseinbruch die von hoher 
Arbeitslosigkeit gepeinigte amerikanische 
Gesellschaft vor weitere soziale Herausfor-
derungen stellen. 

Damit nimmt eine Entwicklung ihr vor-
läufiges Ende, die mit der Präsidentschaft 
Donald Trumps eingeleitet worden war. 
Unter dem Slogan „America First“ hatte 
Trump zunächst das Freihandelsabkom-
men mit Asien (TPP) aufgekündigt und 
dann die Verhandlungen mit Europa (TTIP) 
auf Eis gelegt. Im Sommer 2018 war er aus 
dem nordamerikanischen Freihandelsab-
kommen NAFTA ausgestiegen, um es neu 
zu verhandeln. Nach Trumps Rücktritt im 

Herbst 2019 führte sein Nachfolger Mike 
Pence die Abschottungspolitik seines Vor-
gängers fort und hatte anlässlich seiner Rede 
zur Lage der Nation im Januar 2020 erklärt, 
sein Ziel sei die „vollkommene Restrukturie-
rung einer Weltwirtschaftsordnung, die den  
amerikanischen Arbeiter mehr kostet als sie 
ihm einbringt“. 

Seitdem war es zu einem Wettlauf um bi-
laterale Handelspartnerschaften zwischen 
Washington, Brüssel, Moskau und Peking 
gekommen. Dass Washington im Sommer 
vergangenen Jahres das NNAFTA (New North 
American Free Trade Agreement) abschlie-
ßen konnte, war wohl der Sargnagel für die 
alte Weltwirtschaftsordnung und dürfte das 
Ende der Bretton Woods-Ära bedeuten.

Der Chef des Münchner ifo-Instituts, Pro-
fessor Carsten Schmiedtke, sieht schwere Zei-
ten auf die deutsche Wirtschaft zukommen: 
„Als eine der größten Handelsmächte wird 
Deutschland zu den großen Verlierern dieser 
Entwicklung gehören“, erläutert Schmiedtke. 
„Wir rechnen mit einem massiven Einbruch 
der Exportwirtschaft und mit Arbeitslosen-
zahlen, wie wir sie zuletzt in den 1990er Jah-

ren hatten.“ Noch-Bundeskanzlerin Ursula 
von der Leyen kündigte für Montag eine  
Regierungserklärung an.

US-Präsident Mike Pence gestern in Genf  

Wir rechnen mit 
einem massiven 
Einbruch der  
Exportwirtschaft 
und steigenden 
Arbeitslosen­
zahlen.
Carsten Schmiedtke, Chef des Münchner ifo-Instituts

China ist die mit Abstand größte Wirtschaftsmacht

Mit einem Bruttoinlandsprodukt von 
mehr als 30 Billionen US-Dollar erwirt-
schaftet die Volksrepublik China in die-
sem Jahr ein Fünftel des Welteinkom-
mens. Trotz hoher Schutzzölle bleiben 
die USA Chinas wichtigster Absatzmarkt. 

Auch wenn die USA ihre Schlüsselstel-
lung in der Weltwirtschaft eingebüßt ha-
ben, so lebt die US-Wirtschaft mit seinen 
380 Millionen Einwohnern vor allem von 
einem konsumfreudigen Binnenmarkt – 
und chinesische Produkte führen in vie-
len Branchen die Verkaufslisten an. Vor 
allem in der Unterhaltungs- und Kom-
munikationselektronik. 

Doch trotz ihres relativen Nieder-
gangs sind die USA noch immer die 

innovativste Volkswirtschaft der Welt; 
nirgendwo werden mehr Patente an-
gemeldet. Nicht minder bedeutsam: 
Neben Russland sind die USA eines der 
rohstoffreichsten Länder der Erde. Im 
strategisch wichtigen Energiesektor sind 
die USA dank immenser Öl- und Gasvor-
kommen seit Mitte 2022 vollkommen 
unabhängig. Dieser verschärfte Autar-
kiekurs hat nun zur Abnabelung von der 
wichtigsten Handelsorganisation beige-
tragen – der WTO. Auf diese Weise ver-
suchen die USA, ihre wirtschaftliche Tal-
fahrt zu verlangsamen. Ein zweifelhaftes 
Manöver, denn die USA müssen mit Ver-
geltungsmaßnahmen der anderen gro-
ßen Handelsmächte rechnen.

Anteile der USA und Chinas am globalen Bruttoinlandsprodukt (BIP)� Grafik: smr
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Frankreichs Grenzschließung belastet  
die deutsche Wirtschaft 

AUTOMOBIL-BRANCHE Einbußen in dreistelliger Millionenhöhe

Die Grenzschließung in Frankreich hat im-
mer gravierendere Folgen für die deutsche 
Wirtschaft. Die Maßnahme war vorletzte 
Woche von Frankreichs Präsidentin Ma-
rine Le Pen verhängt worden, nachdem 
ein TGV-Schnellzug bei der Einfahrt in den 
stark frequentierten Pariser Gare du Nord 
durch eine Kofferbombe zum Entgleisen 
gebracht wurde und 226 Fahrgäste und 
Wartende in den Tod gerissen hatte. Zu-
gleich verhängte Le Pen den Ausnahme-
zustand; seitdem ist der Bahn-, Flug- und 
Straßenverkehr von und nach Frankreich 
aufgrund scharfer Kontrollen fast vollstän-
dig zum Erliegen gekommen.

Frankreich ist seit Jahrzehnten Deutsch-
lands größter Handelspartner. „Weil Wa-

ren nicht rechtzeitig abgefertigt werden 
können, entstehen deutschen Unter-
nehmen derzeit Mehrkosten in Höhe 
von ca. 375 Millionen Euro wöchentlich“, 
erklärte BDI-Präsident Dr. Michael Wun-
dermann. Vor allem die Autoindustrie 
sei davon betroffen. Weil Zulieferteile 
aus Deutschland fehlen, wird in Smart-
ville bei Hambach im Department Mo-
selle, derzeit Kurzarbeit gefahren. Dort 
wird der Elektro-Flitzer E-Smarty mon-
tiert. Auch bei Peugeot, Renault und 
Citroën gibt es immer wieder längere 
Produktionsunterbrechungen, von de-
nen nur jene Kunden ausgenommen 
sind, die ihre Fahrzeuge als 3-D-Dru-
cker-Selbstbausätze geordert haben.

DESIGN KANN NICHT 
DIE WELT RETTEN – 
ABER WIR RETTEN 
IHR DESIGN. 
www.design-retter.de

SCHUMACHER — Brand + Interaction Design Kilometerlange Staus an der deutsch-französischen Grenze 
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Ostern 2025: Geschlossene Eisdecke im Hamburger Hafen  �

Hamburg. Nun ist es amtlich: Der Weltkli-
marat (IPCC) hat bestätigt, dass der Golf-
strom weitgehend zum Erliegen gekommen 
ist. Das haben Analysen ergeben, die ein 
deutsch-amerikanisch-chinesisches Klima-
forschungsteam Ende November im Rahmen 
einer Sondersitzung des UN-Sicherheitsra-
tes vorstellen werden. Erstmals seit seiner 
Gründung vor 80 Jahren wird der UN-Sicher-
heitsrat zu einem Umweltphänomen tagen 
– offenbar bewertet das Gremium den Abriss 
des Golfstroms als eine Bedrohung für den 
Weltfrieden.

Ursache für das Erliegen des Golfstroms 
ist die jahrzehntelange Erhöhung des Süß-
wasseranteils im Nordatlantik als Folge der 
anhaltenden Schmelze des grönländischen 
Eismantels. Seit der Jahrtausendwende hat 
Grönland Jahr für Jahr rund 300 Milliar-
den Tonnen Eis verloren – 7.500 Milliar-
den Tonnen in den zurückliegenden 25 Jah-
ren. Das hat nicht nur zu einem Anstieg der 
Meeresspiegel im weltweiten Durchschnitt 
um 1,6 Meter geführt (und dem Verlust der 
sogenannten „kleinen Inselstaaten“ sowie 
Bangladeschs), sondern auch zu einer Reduk-
tion der Salzkonzentration im Nordatlantik, 
die als Antrieb des Golfstroms gilt.

Die Folge: Was bisher nur als ein unge-
wöhnlich kalter Sommer erschien, entpuppt 
sich nun als Vorbote dramatischer Verän-
derungen. Der Weltklimarat erwartet Win-
ter-Tiefsttemperaturen von bis zu minus 40 

Grad Celsius auf dem europäischen Festland. 
In Skandinavien könnten die Temperaturen 
sogar auf minus 50 Grad Celsius fallen. Da-
mit gleicht sich das europäische Klima dem 
von Kanada und Sibirien an. 

Bislang hatte der Golfstrom dafür gesorgt, 
dass die Häfen Nord- und Westeuropas ganz-
jährig eisfrei bleiben – selbst im norwegi-
schen Narvik, das jenseits des Polarkreises 
liegt. Das wird nun ein Ende haben: „Ohne 
die Wärmemassen des Golfstroms muss 
auch Mitteleuropa mit sibirischen Wintern 
rechnen,“ erläutert Professor Dr. Mojib Latif 
(70), Ehrenpräsident des Kieler Helmholtz-
Zentrums für Ozeanforschung (GEOMAR).

Für die deutschen Seehäfen bedeutet das, 
dass sie zwischen Oktober und April nicht 
mehr schiffbar sein werden. Die Folgen für 
den Warenverkehr sind gravierend, denn 
Deutschlands Exportwirtschaft ist ganzjäh-
rig auf eisfreie Schifffahrtslinien und Hafen-
zufahrten angewiesen. Ein- und Ausfuhren 
werden künftig überwiegend zu Lande und 
zur Luft erfolgen müssen, was zu empfindli-
chen Preissteigerungen, aber auch zu Liefer-
engpässen führen wird.

Ganz zu schweigen von den steigenden 
Heizkosten: Das Bundeswirtschaftsminis-
terium schätzt, dass deutsche Haushalte 
künftig bis zu 40% mehr für Heizkosten 
aufwenden müssen. Das ist zugleich eine 
Hiobsbotschaft für das Weltklima, denn in 
dieser Notlage wird Deutschland nicht auf 

fossile Brennstoffe wie Gas, Öl und heimi-
sche Braunkohle verzichten können. Neben 
den ökonomischen Folgen sind die Auswir-
kungen auf unsere Lebenswelt noch kaum 
abzusehen. Sicher ist allein, dass es zu einem 
massenhaften Artensterben kommen wird – 
sowohl in der Pflanzen- wie auch in der Tier-
welt. Nördlich der Alpen werden künftig – 
außer Wintergetreide – keine Körnerfrüchte 
mehr angebaut werden können. „Es ist schon 
anachronistisch“, erklärt Alois Hopfenhuber, 
Vorsitzender des Deutschen Bauernverban-
des, „aber wir werden bald auf Getreideliefe-
rungen aus dem äthiopischen Hochland und 
dem Sudan angewiesen sein.“ 

Wissenschaftler erwarten einen weitge-
henden Kollaps der europäischen Biosphäre 
und damit das Verschwinden einer Kultur-
landschaft, wie sie in einem Zeitraum von 
11.000 Jahren – seit dem Ende der letzten Eis-
zeit – entstanden ist.

Der Golfstrom reißt ab
KLIMAWANDEL  Weltklimarat: „Sibirischer Winter in weiten Teilen Westeuropas“

LESERBRIEF

Denn wir wussten, 
was wir tun

von Revilo Dang aus Berlin-Schöneberg

ieses Jahr fing der Winter besonders 
früh an. Der erste Schnee fiel bereits 
Anfang Oktober. In meiner Kindheit 
war dies eine besondere Jahreszeit 
– Altweibersommer: Verblassendes 
Sonnenlicht, buntes Laub, emsige 
Eichhörnchen, die ihren Wintervor-
rat anlegten, Spaziergänger, die die 
letzten Sonnenstrahlen auskoste-
ten in dem Wissen, dass bald Regen, 
Tristesse und trübes Zwielicht den 
Tag bestimmen würden. 

Auch dieses Jahr beschweren wir 
uns wieder über den kühlen, nassen 
Sommer. Und dass der Winter jedes 
Jahr ein bisschen früher kommt. Als 
ob wir nichts damit zu tun hätten. 
Ein ums andere Mal nehmen wir mit 
einem Achselzucken neue Hiobs-
botschaften zum Klimawandel zur 
Kenntnis. Zuletzt die Nachricht vom 
Abreißen des Golfstroms. Gewun-
dert hat uns dabei bloß, dass es so 
kalt geworden ist. Wurden wir nicht 
jahrzehntelang vor dem Treibhau-
seffekt gewarnt? Nun ist es anders 
gekommen. Künftig leben wir in ei-
ner neuen Eiszeit. Aber es ist nicht 
so, als ob wir nicht gewusst hätten, 
was wir tun. 

Zur Erinnerung:
1972: Der Club of Rome warnt, dass 
die Menschheit bald mehr ver-
braucht, als die Erde bereithält und 
sagt „Die Grenzen des Wachstums“ 
für das Jahr 2012 voraus. Doch wir 
konsumierten weiter, als sei nichts ge-
schehen. Daran ändert auch die erste 
Welt-Umweltkonferenz in Stockholm 
nichts, die im selben Jahr stattfindet. 

1979: Die Nord-Süd-Kommission un-
ter Alt-Bundeskanzler Willy Brandt 
warnt vor den Folgen einer Abkopp-
lung der Gesellschaften des globalen 
Südens von Wohlstand und Entwick-
lung. Heute sind 176 Millionen Men-
schen auf der Flucht, weil sie in ihrer 
Heimat nicht länger ihren Lebensun-
terhalt bestreiten können. 

1980: Als Reaktion auf den Bericht 
des Club of Rome legen die US-Um-
weltbehörde und das amerikanische 
Außenministerium Präsident Jimmy 
Carter im Oktober 1980 den Bericht 
„Global 2000“ vor – die bislang um-
fassendste Analyse der drohenden 
Umweltkatastrophe. Ihr Fazit: Wenn 
die Menschheit weiterlebt wie bis-
her, kann angesichts des Bevölke-
rungswachstums nur bahnbrechen-
der technologischer Fortschritt die 
bereits angelegten Entwicklungs-
trends durchbrechen. Tatsächlich 
hat dieser technologische Wandel 
stattgefunden – dank der Digitalisie-
rung können wir nun rund um die 
Uhr und rund um den Globus Güter 
konsumieren. 

1992: Auf dem ersten Welt-Nach-
haltigkeitsgipfel in Rio de Janeiro 
geben sich die Staatschefs ein gro-
ßes Stelldichein. Erstmals beteiligen 
sich auch Nichtregierungsorganisa-
tionen. Nach dem Ende des Kalten 
Krieges und der Zweiteilung der Welt 
wird die Agenda 21 zum Fahrplan in 
eine gerechte und umweltfreund-

liche Zukunft. Es herrscht große 
Aufbruchstimmung. 

1995: Der erste Klimagipfel tagt in 
Berlin, geleitet von Deutschlands 
Umweltministerin Angela Merkel. 
Fortan treffen sich jedes Jahr Hun-
derte Staatenlenker, Tausende Dip-
lomaten, Aktivisten und Journalis-
ten, um dem Klimawandel Einhalt 
zu gebieten. Es wird endlos geredet, 
versprochen, beschönigt – und wei-
tergemacht wie bisher. Erst 2009 
kommt es beim Klimagipfel in Ko-
penhagen zum Eklat, weil die Euro-
päer China und die USA zum Schwur 
zwingen. Der Gipfel platzt, aber auch 
Europa macht danach weiter, als sei 
nichts geschehen. Denn nun hat 
man ja Sündenböcke, auf die man 
zeigen kann. 

2015: Es dauert 20 Jahre, ehe sich die 
Weltgemeinschaft in Paris auf eine 
weltweite Strategie zur Rettung des 
Klimas einigt – um dann tatenlos 
zuzusehen, wie die USA als größter 
Pro-Kopf-Klimasünder nur 18 Mo-
nate später wieder aussteigen. 

2020: In der Pekinger Abschlusser-
klärung zur 26. Weltklimakonferenz 
heißt es lapidar, Ende dieses Jahr-
hunderts wird die Welt im Schnitt 
vier Grad Celsius wärmer sein als 
vor 30 Jahren. Grönland wird bis da-
hin eisfrei sein, die Arktis ganzjährig 
schiffbar, die Weltmeere werden die 
kleinen Inselstaaten, Bangladesch 
und zahllose küstennahe Städte und 
Siedlungen geflutet haben. Hun-
derte Millionen Menschen werden 
ihre Heimat verlieren. Nur wo wer-
den sie hingehen?

2023: Rund um das Mittelmeer lei-
den die Menschen unter der zu-
nehmenden Hitze. Hungersnöte in 
Ägypten und entlang des austrock-
nenden Nils haben bislang 550.000 
Menschen den Tod gebracht – ver-
hungert, verdurstet, getötet im 
Kampf um die verbleibenden Was-
serressourcen. Am Horn von Afrika 
sieht es nicht besser aus: Hundert-
tausende sind auf der Flucht vor 
der Dürre. Zäune, Patrouillenboote 
und schwer bewaffnete Grenzsolda-
ten entlang der europäischen Mit-
telmeerküsten halten uns den An-
sturm der Unglücklichen vom Leib. 
Weil wir nicht mehr wissen, wie 
wir der Katastrophen Herr werden 
sollen, dulden wir beschämt diese 
Unmenschlichkeit. 

20. OKTOBER 2025: Gestern nun die 
vorerst letzte Hiobsbotschaft: Ab-
riss des Golfstroms. Jeder Zweifel 
ausgeschlossen. Das Ende der eu-
ropäischen Zivilisation, wie wir sie 
kannten.

Abends fragt mich meine 21jährige 
Tochter Emely Marie, ob sie Angst 
vor der Zukunft haben müsse. Und 
warum wir in all den Jahrzehnten, 
als noch Zeit dafür war, nichts unter-
nommen hätten. Wut, Verzweiflung 
und Sprachlosigkeit überkommen 
mich. Denn wir wussten, was wir tun.

D
Es wird zu einem 
massenhaften  
Artensterben 
kommen.
Professor Dr. Mojib Latif, GEOMAR

Golfstrom – Europas karibische Fernwärmepumpe versiegt

Der Golfstrom hatte seinen Ausgangspunkt vor der Westküste 
Afrikas und fließt zum Golf von Mexiko. Dort erreichte er bis zu 
30 Grad Celsius Oberflächentemperatur; seine Wärme-Energie 
betrug bis zu 1,2 Millionen Gigawatt (zum Vergleich: ein Atom-
kraftwerk hat eine Leistung von einem Gigawatt). Am Ausgang 
der Karibik vereinigte sich der Golfstrom mit dem Florida- und 
dem Bahamasstrom und floss entlang der Küste Nordamerikas 
nach Norden. Bei Cape Hatteras vor der Küste North Carolinas 
wandte er sich nach Nordosten und transportierte auf seinem 

Weg in Richtung Europa bis zu 100 Millionen Kubikmeter Wasser 
pro Sekunde – 30 Mal mehr Wasser als sämtliche Flüsse der Erde.

Vor Europa spaltete sich der Golfstrom schließlich in drei Teil-
ströme: Einer floss gen Süden in die Sargasso-See, ein zweiter 
nach Osten in den Kanaren-Strom, der dritte nach Nordwesteu-
ropa (Nordatlantischer Strom). Auf dem Weg zur Arktis kühlte sich 
das Wasser des Nordatlantik-Stroms ab; die Verdunstung führte 
zu einem Anstieg des Salzgehalts im Wasser – es sank hinab in 
die Tiefsee. So bildete sich zwischen Spitzbergen und Grönland 
der größte Wasserfall der Erde: in 15 Kilometer breiten „Chim-
neys“ (Schornsteinen) fielen 17 Millionen Kubikmeter Wasser 
pro Sekunde 4.000 Meter tief. So entstand eine immense Sog
wirkung, die der amerikanische Ozeanograph Wallace Broecker 
einst als „Ocean Conveyer Belt“ (ozeanisches Förderband) be-
zeichnet hat. Dieser Fernwärmepumpe hatte Europa in den ver-
gangenen 11.000 Jahren seinen Aufschwung als Kulturlandschaft 
zu verdanken.

Kalter Tiefenstrom

Golfstrom
Nordatlantik-
strom

Subtropischer 
Wirbel

Nordäquatorial-
strom

Golfstrom im Jahr 1985 Abgerissener Golfstrom 2025

„ M A N  M U S S 
D E M  L E B E N  
I M M E R  U M  

E I N E N  W H I S K Y  
V O R A U S  S E I N .“

H u m p h r e y  B o g a r t

Der Golfstrom. Europas Wärmepumpe. �
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Barack Obama vergangene Woche am Rande seines Berlin-Besuchs
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Aspen Insight: Mr. President, als Sie vor 
knapp acht Jahren das Weiße Haus verlie-
ßen, sprachen Sie in Ihrer Abschiedsrede 
davon, dass die Menschen in Ihrem Land 
auf ihre Fähigkeit zur Veränderung ver-
trauen könnten. Wenn Sie auf die Amtszeit 
Ihrer Nachfolger Donald Trump und Mike 
Pence blicken: Wie beurteilen Sie diese 
Veränderungen?
Barack H. Obama: Zunächst: Vieles läuft 
richtig in Amerika. Das liegt aber weniger 
an der republikanischen Administration in 
Washington als vielmehr an den hart arbei-
tenden Menschen in unserem Land. Auch 
nach dem Ende meiner Präsidentschaft im 
Januar 2017 engagieren Michelle und ich 
uns für das, wofür ich im Sommer 2008 an-
getreten war: Amerika für alle ein Stück ge-
rechter zu machen und den Menschen dabei 
zu helfen, ihre Träume und Hoffnungen zu 
verwirklichen. Aus eigener Kraft. Mehr denn 
je bin ich davon überzeugt: „Yes, they can!“ 
Nicht wegen, sondern trotz der gegenwärti-
gen Regierung.

AI: „Yes, we can!“ – Das war das Motto Ih-
rer Wahlkämpfe und Ihrer Präsidentschaft. 
Was ist davon geblieben?
Obama: Die Präsidentschaft Donald Trumps 
dauerte zwar nur zwei Jahre, doch hat sie 
Amerika und unserem Ansehen in der Welt 
– milde gesagt – nicht gut getan. Am meis-
ten aber haben die Trump-Jahre jenen Bür-
gern unseres Landes geschadet, die am unte-
ren Ende der Einkommenspyramide stehen 
– Minderheiten, Einwanderer. Betroffen sind 
vor allem Menschen in den strukturschwa-
chen kleinen und mittleren Städten sowie 
in den alten industriellen Zentren Ameri-
kas, dem sogenannten „Rostgürtel“. Leider 
hat Präsident Pence dann kaum etwas unter-
nommen, um diesen Kurs zu korrigieren.

AI: Worin liegt Präsident Pence’ Versäum-
nis? Inwiefern ist die republikanische 
Administration für die gegenwärtige 
Wirtschaftskrise verantwortlich?
Obama: Das große Problem der gegenwärti-
gen Regierung ist ihre ideologisch bedingte 
Kurzsicht. Erinnern Sie sich: Um die heimi-
sche Produktion anzukurbeln und neue, 
hochwertige Arbeitsplätze zu schaffen, ha-
ben Präsident Trump und dann auch Präsi-
dent Pence seit 2018 Schutzzölle auf zahlrei-
che Industrie- und Konsumgüter aus dem 
Ausland erhoben. Ihr Ziel war eine Re-In-
dustrialisierung Amerikas und eine Stei-
gerung des Anteils hochqualifizierter Jobs 
– Arbeitsmarktexperten nennen das „Re-

shoring“. Erst in der Automobil-Produktion, 
dann im Maschinenbau, schließlich in zahl-
reichen anderen Branchen. Das ist gründlich 
schiefgegangen.

AI: Warum? 
Obama: Die republikanische Administra-
tion glaubte, sie könne mit ihrer „America 
First“-Strategie dem Fortschritt ein Schnipp-
chen schlagen, indem sie sich einfach am 
Wohlstandsmodell des 19. und 20. Jahrhun-
derts orientierte. Das ist Sozial-Romantik. 
Denn zeitgleich haben Amazon, Google & 
Co. eine ganz eigene, neue Welt aufgetan. Die 
Ironie dabei ist: Trump und Pence haben mit 
ihrer protektionistischen Wirtschaftspolitik 
dafür überhaupt erst die Voraussetzungen 
geschaffen.

AI: Das müssen Sie erklären, Mr. President.
Obama: Das Paradoxon unserer zunehmend 
digitalisierten und vernetzten Welt ist doch 
das Phänomen des „beschäftigungslosen 
Wachstums“ – also ein nie dagewesenes Wirt-
schaftswachstum dank Automatisierung bei 
gleichzeitigem massenhaften Verlust von Ar-
beitsplätzen. Wir erleben eine grundlegende 
wirtschaftliche und soziale Umwälzung. Sili-
con Valley hat das schon lange begriffen; in 
Washington gehen die Uhren etwas langsa-
mer. Ausbaden müssen es die kleinen Leute.

AI: Geben Sie uns doch bitte ein Beispiel.
Obama: Nehmen Sie Amazon: Das Unterneh-
men begann 1994 als Online-Versandhaus 
für Bücher. Heute können sie dort 3,8 Milli-
arden verschiedene Artikel mit einem einfa-
chen Handy-Sprachbefehl kaufen. Ein Drittel 
der Waren werden durch den Amazon-Droh-
nen-Dienst „Busy Bees“ ausgeliefert. Logis-
tikunternehmen wie Federal Express haben 
diesen Trend verschlafen. Ihre LKW- und 
Luftfracht-Flotten gehören der Vergangen-
heit an. Und das ist erst der Anfang. Indus-
trie-4.0-Unternehmen wie Amazon schicken 
sich an, unsere gesamte volkswirtschaftli-
che Wertschöpfung zu revolutionieren. Der 
Schlüssel dafür liegt in der vollkommenen 
Automatisierung der Produktionsabläufe auf 
der Grundlage von Big-Data-Mining.

AI: Sie sprechen von Amazons jüngster 
Gründung „Design on Demand“.
Obama: Ja. Amazon hat Exklusivverträge 
mit rund zwei Dutzend der renommiertes-
ten Modedesigner der Welt geschlossen. Ih-
nen stellt Amazon sämtliche Daten zur Ver-
fügung, die Kunden beim Kauf von Kleidung 
auf Amazon-Portalen bereitwillig preisgeben 

– rund um den Globus, 24 Stunden am Tag. 
Auf diese Weise kann Amazon von jedem 
Kunden ein differenziertes Käufer-Profil an-
fertigen. Der Laden weiß über Ihre Kleider-
größe, Ihren Stil und Ihre Farb-Präferenzen 
besser Bescheid als Sie selbst (lacht).

AI: Worin liegt Ihrer Meinung nach die 
industrielle Revolution?
Obama: Im Jahr 2019 hat der deutsche Ma-
schinenbauer Karl Bayer eine voll automa-
tisierte Textil-Produktionsanlage auf Ba-
sis der Cloud-Technologie entwickelt. Die 
Anlage heißt „Spin Doctor“ und webt nicht 
nur eigenständig feinste Garne zu hochwer-
tigen Stoffen; durch die Einspeisung von 
Amazon-Kundendaten und 3-D-Body-Scans 
produziert sie auch vollautomatisch maß-
gefertigte Designermode. Der gesamte Pro-
duktionsprozess wird durch Algorithmen 
aus der Amazon-Cloud gesteuert – hier flie-
ßen Mode-Designs, Kundendaten, Produk-
tions- und Versandinformationen zusam-
men. Alles geschieht vollautomatisch. Nur 
der letzte Arbeitsschritt – die Qualitäts-
kontrolle – wird noch von Menschenhand 
durchgeführt. 

AI: Was bedeutet das für den amerikani-
schen Arbeitsmarkt?
Obama: 2016 erzielte die amerikanische 
Textilindustrie einen Umsatz von rund 74 
Milliarden US-Dollar und beschäftige rund 
565.000 Menschen. Die Einführung der Im-
portzölle auf asiatische Textilprodukte durch 
die Trump-Administration zeigte hier den 
gewünschten Re-Shoring-Effekt – amerika-
nische Textilunternehmen weiteten in der 
Tat ihre Produktion im Land aus. Doch ob-
wohl mittlerweile fast 70 Prozent aller Qua-
litätsstoffe aus den USA kommen und im 
Geschäftsjahr 2024 ein Umsatz von 342 Mil-
liarden US-Dollar erzielt wurde, ist der Be-
schäftigungsanteil in der Textilbranche in 
den vergangenen acht Jahren dramatisch 
gesunken. 

AI: Wo macht sich dieser Verlust von Ar-
beitsplätzen vor allem bemerkbar?
Obama: Das trifft vor allem Menschen in den 
Südstaaten Amerikas, dem Stammland unse-
rer Textilindustrie. Im Übrigen rekrutieren 
die Republikaner dort einen bedeutenden 
Teil ihrer Wähler.

AI: In Bangladesch, China und Ägypten 
hat dieser Re-Shoring-Effekt zum Zusam-
menbruch der dortigen Textilindustrien 
geführt. Es scheint, als gäbe es in diesem 

Spiel nur einen einzigen Gewinner: Die 
IT-Unternehmen.  
Obama: Sie treffen den Nagel auf den Kopf. 
Was im 20. Jahrhundert das Erdöl für die 
Schwerindustrien war, sind für die Cloud-In-
dustrien des 21. Jahrhunderts die Massen-
daten. Big Data und die Fähigkeit, sie indi-
viduell zu verarbeiten, entscheiden heute 
über das Machtgefüge in der Welt. Für die 
nachholenden Ökonomien hört sich all das 
wie Science Fiction an. In den globalen Wert-
schöpfungsketten spielen die von Ihnen 
genannten Länder schon lange keine Rolle 
mehr. Das macht die Welt nicht stabiler und 
auch nicht sicherer.

AI: Lassen Sie uns noch einen Moment bei 
der Innenpolitik bleiben, Mr. President. 
Was Sie für die Textilindustrie beschrieben 
haben, trifft ja in weitaus stärkerem Maße 
auf die Automobil-Branche zu. Elon Musk 
hat mit seinem E-Mobilitätskonzept den 
Automobil-Sektor quasi auf der Überhol
spur revolutioniert.
Obama: Der endgültige Durchbruch der 
E-Mobilität im Individual- und öffentlichen 
Nahverkehr ist das Eine. Das allein ist ein gro-
ßer Schritt im Kampf gegen den Klimawan-
del und zum Schutz der natürlichen Ressour-
cen. Das Revolutionäre an Elon Musks Erfolg 
aber ist, dass Autos fortan dezentral produ-
ziert werden können. Als Bausatz. Von jeder-
mann. In der heimischen Garage. Aus dem 
Internet können Sie von Tesla den Daten-
satz zum Druck von Chassis und Karosserie 
mithilfe von 3-D-Carbonfaser-Druckern he-
runterladen; die vier Elektromotoren samt 
Rädern, Radaufhängung, Bremssystem und 
Innenausstattung liefert Ihnen Amazon frei 
Haus. Mikro-Batterien so groß wie ein Reise-
koffer ebenso. Es ist wie Lego – zusammen-
stecken, fertig. Nachdem sich das System 
selbst überprüft hat, kann es losgehen. Vor-
bei sind die Zeiten endlos langer Produk-
tionshallen im „Rostgürtel“. Und die Fahr-
zeuge sind so gut wie wartungsfrei.

AI: Das ist in der Tat faszinierend, doch 
wohin führt uns das aus Ihrer Sicht, Mr. 
President?
Obama: Zu einem vollkommen neuen Ge-
sellschaftsvertrag. Wenn das Gros der Men-
schen bei der wirtschaftlichen Wertschöp-
fung keine Rolle mehr spielt, dann muss 
auch ihre soziale Rolle neu definiert werden. 
Gesellschaft im 21. Jahrhundert wird weder 
eine Volksgemeinschaft noch eine Wohl-
standsgemeinschaft sein. Sie muss zu einer 
Solidargemeinschaft werden.

AI: Wie könnte ein solcher Gesellschafts-
vertrag aussehen?
Obama: Ein neuer Gesellschaftsvertrag muss 
ein Solidaritätsversprechen sein, das über die 
Grenzen unseres Landes hinausgeht. Grund-
einkommen in den jeweiligen Volkswirt-
schaften gehört ebenso zu diesem neuen Ge-
sellschaftsvertrag wie Transferzahlungen an 
schwächere Volkswirtschaften. Im Prinzip ist 
es das Modell, das die Europäische Union seit 
1992 probt; für die Vereinigten Staaten wäre 
es Neuland. Dieses Konzept muss nun global 
gedacht werden. 

AI: Wie kann das gelingen, wo Unterneh-
men in der Cloud Economy doch an jedem 
beliebigen Ort der Welt produzieren 
können?
Obama: Nur, wenn soziale Standards zwi-
schen den großen Wirtschaftsregionen der 
Welt gemeinsam verhandelt werden, kön-
nen die Unternehmen auch gesellschafts-
politisch in die Pflicht genommen werden. 
Mit dem Austritt der USA aus dem GATT hat 
sich Präsident Pence jedoch für einen ande-
ren Weg entschieden – für weitere Abschot-
tung und damit Konfrontation. Die Folgen 
sind fatal: Über kurz oder lang wird der ame-
rikanische Binnenmarkt mit seinen rund 
380 Millionen Konsumenten zu klein sein, 
um wettbewerbsfähig zu sein. Es ist nur eine 
Frage der Zeit, bis die Filetstücke der ameri-
kanischen Cloud Economy von chinesischen 
oder auch europäischen Unternehmen auf-
gekauft werden. 

AI: Lassen Sie uns nun einen Blick auf die 
Außenpolitik werfen, Mr. President. Wie 
sehen Sie die jüngsten Entwicklungen im 
Mittleren und Nahen Osten?

INTERVIEW Nach dem Ende seiner 
Präsidentschaft im Januar 2017 war es 
still geworden um Barack Obama. Nun 
meldet sich der heute 64-Jährige wieder 
zu Wort. Auf seinen Touren durch die 
USA erinnert der Ex-Präsident seine Lands­
leute an ihre ureigenen Tugenden: Mut, 
Neugier, Fortschrittsglaube, Weltoffenheit. 
In einem Exklusiv-Interview mit „Aspen 
Insight“ spricht Obama über die Politik 
seiner Amtsnachfolger, den amerikanischen 
Protektionismus, die Neuordnung des 
Nahen Ostens und die Rolle Chinas. Dabei  
blickt er auch kritisch auf seine eigene 
Amtszeit zurück. 

Das Gespräch führte Anna Kuchenbecker,  
Chefredakteurin des Aspen Insight.

   Wir brauchen einen  
	 vollkommen neuen  
Gesellschaftsvertrag.
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KURZ UND KNAPP

Von Politikerinnen und Politikern  
werden Orientierung, Führung und 
weitseitige Entscheidungen erwartet.  
Viel verlangt, in einer zunehmend  
unübersichtlichen und komplexen  
Welt. Wo endet die Verantwortlichkeit 
von Politikern und wo beginnt die 
Eigenverantwortung des Einzelnen?  

Diskutieren Sie mit  unter: 
www.aspen-insight.de 
Denn Ihre Meinung zählt. 



Obama: Die Neuordnung des Irak in drei au-
tonome Teilrepubliken entlang ethnisch-re-
ligiöser Siedlungsgrenzen hat nicht zu der 
erwünschten Stabilisierung geführt, son-
dern den inner-islamischen Konflikt eher 
verschärft. Denn während Sunnistan zu ei-
nem Vorposten Saudi-Arabiens geworden ist, 
nutzt der Iran Schiastan als Brückenkopf, um 
den Nahen Osten unter seine Vorherrschaft 
zu bringen. Im Norden des Landes hat sich 
der türkisch-kurdische Konflikt weiter ver-
schärft, weil kurdische Milizen seit mehr als 
acht Jahren die in Nord-Syrien eroberten Ge-
biete als Faustpfand besetzt halten.

AI: Wie kann diese nicht enden wollende 
Spirale aus Gewalt, Krieg und Zerstörung 
durchbrochen werden?
Obama: Mehr als 20 Jahre nach der Zerschla-
gung des Baath-Regimes im Irak und an-
derthalb Jahrzehnte nach dem gescheiter-
ten Arabischen Frühling erleben wir gerade 
die Endphase der Neuordnung des Mittleren 
und Nahen Ostens, – nur die USA werden da-
bei keine Rolle mehr spielen.

AI: Solch geopolitische Umwälzungen sind 
in der Vergangenheit selten friedlich abge-
laufen. Müssen wir mit noch mehr Gewalt, 
womöglich einem ausgedehnten Krieg in 
der Region rechnen? 
Obama: Ich gehe nicht davon aus, dass es 
zu einem direkten militärischen Schlagab-
tausch zwischen Saudi-Arabien und dem 
Iran kommen wird. Denn für beide Regime 
– das extrem konservative saudische Kö-
nigshaus und die Mullahs im Iran – geht es 
ums politische Überleben. Mit der Teilung 
des Iraks sind die Einflusszonen vorerst hin-
reichend abgesteckt. Streitpunkt bleibt die 
Zukunft Syriens, weil hier neben den Saudis 
und den Mullahs auch Russland und die Tür-
kei ein Wörtchen mitreden wollen.

AI: Als Reaktion auf das Attentat in Peking 
hat Chinas Präsident Xi Jinping Militär-
schläge gegen Teheran angekündigt. Geht 
es Peking wirklich nur um Vergeltung oder 
stehen dahinter strategische Interessen?

Obama: Hinter einer solch weitreichenden 
Entscheidung steht immer eine wohl kalku-
lierte strategische Entscheidung Pekings. Bei 
Lichte betrachtet spielt das Pekinger Attentat 
Xi Jinping im Grunde in die Hände: Es liefert 
ihm einen willkommenen Vorwand, um bei 
der nun fast abgeschlossenen Neuordnung 
des Nahen und Mittleren Osten die Karten 
noch einmal neu zu mischen. Ich bezweifle, 
dass Peking die Situation eskalieren wird. Al-
lein die Entsendung der chinesischen Träger-
gruppe verändert schon das fragile Gleichge-
wicht in der Region.

AI: Was sind Chinas langfristige Ziele im 
Nahen Osten? Und mit welchen Mitteln 
wird Peking diese durchsetzen?
Obama: Pekings Ziele sind offenkundig und 
sie lassen einen langen Atem vermuten. 
Führende Analysten sind sich einig, dass das 
Mullah-Regime in Teheran auf lange Sicht 
keine Chance hat zu überleben. Dafür sind 
die gesellschaftlichen Fliehkräfte zu groß 
und die Reformfähigkeit des Regimes zu ge-
ring. Die iranische Gesellschaft ist jung, gut 
ausgebildet und weltoffen. Es ist davon aus-
zugehen, dass das Mullah-Regime nach dem 
Tod von Ajatollah Ali Chamenei an sein Ende 
kommt. 

AI: Das bedeutet...?
Obama: Im besten aller Fälle bedeutet dies 
das Ende des extremistischen politischen Is-
lam, wie wir ihn seit 1979 kennen. Das würde 
dann eine einmalige Chance zur Erneuerung 
der Gesellschaften in der gesamten Region 
eröffnen. Wenn es Saudi-Arabien und den 
Golfstaaten im gleichen Maße gelingt, ihre 
Gesellschaften und ihre Volkswirtschaften zu 
modernisieren, dann bestehen gute Aussich-
ten auf einen zweiten Arabischen Frühling. 
Diesmal allerdings von den Eliten gesteuert.

AI: Und welche Rolle spielt dabei China?
Obama: Für China eröffnet ein solches Sze-
nario das Tor zu drei strategisch wichtigen 
Weltregionen: im Westen Richtung Europa 
sowie in den Mittelmeerraum, im Süden zur 
Arabischen Halbinsel und zur afrikanischen 

Ostküste. Ich habe keinen Zweifel, dass der 
jetzige Vorstoß Pekings von diesen geostra-
tegischen Überlegungen geleitet ist. Es ist der 
erste Eckstein einer Hegemonie Chinas im 21. 
Jahrhundert.

AI: Und das nur 15 Jahre nach dem Abzug 
amerikanischer Truppen aus dem Irak – 
eine Entscheidung, die Sie, Mr. President, 
als Oberbefehlshaber der US-Streitkräfte 
zu verantworten haben. Inwiefern hängt 
Amerikas Niedergang als Weltmacht Nr.1 
mit dieser Abzugsentscheidung zusammen?
Obama: (zögert) Die Frage scheint mir ver-
kürzt. Ich könnte es mir leichtmachen und 
auf das Erbe meines Vorgängers George Bush 
verweisen, der unter fadenscheinigen Be-
gründungen im Frühjahr 2003 einen völker-
rechtswidrigen Krieg gegen das Regime von 
Saddam Hussein angefangen hatte…

AI: Einmal abgesehen von diesen Erblas-
ten: Worin sehen Sie selbst Ihr größtes 
Versäumnis, wenn es um die Befriedung 
und Neuordnung dieser Region geht?
Obama: In der Rückschau ist es eine Verket-
tung zahlreicher Umstände. Bitte vergessen 
Sie nicht, unter welchen Voraussetzungen 
ich meine erste Amtszeit angetreten habe. 
Amerika schlitterte 2008/2009 in die größte 
Wirtschaftskrise seit dem Schwarzen Freitag 
1929. Die USA haben seit dem Ende des Kal-
ten Krieges die Hauptlast zur Befriedung von 
Konflikten im Nahen Osten, in Nordafrika, ja 
selbst auf dem Balkan getragen. Seit 2001 
führten die US-Streitkräfte in Afghanistan, ab 
Frühjahr 2003 schließlich auch im Irak zwei 

verlustreiche, teure und demoralisierende 
Kriege – ohne Exit-Strategie und ohne eine 
langfristige Ordnungsvision. Amerika wurde 
kriegsmüde, ohne dass es zu einer wirklichen 
Verbesserung der Sicherheit in der Welt ge-
kommen war. 2011 war es einfach an der Zeit, 
einen Schlussstrich zu ziehen.

AI: Sie würden also im Rückblick genauso 
handeln?
Obama: Das ist nicht mein Punkt. Im Ge-
genteil, ich möchte meine Entscheidungen 
jener Zeit bloß in ihren historischen Kon-
text einordnen. Natürlich habe ich Fehler 
gemacht – der größte Fehler war womög-
lich, das irakische Volk zu einem Zeitpunkt 
im Stich gelassen zu haben, als bereits offen-
sichtlich war, dass der schiitische Minister-
präsident al-Maliki das Land in die Teilung 
treiben würde. Das Entstehen des IS und das 
Massensterben im syrischen Bürgerkrieg 
sind zum Teil auch eine Folge meiner Unent-
schlossenheit, das Notwendige auch gegen 
den Widerstand im eigenen Land zu tun.

AI: Was würden Sie in der Rückschau 
anders machen, Mr. President?
Obama: (nachdenklich) Ich wünschte, ich 
wäre entschlossener in Syrien gegen Bashir 
al-Assad vorgegangen. Wahrscheinlich hät-
ten wir den Bürgerkrieg schon 2012 beenden 
können. 

AI: Warum haben Sie trotz Ihrer Warnung, 
bei einem Chemiewaffeneinsatz zu 
militärischen Mitteln zu greifen, nicht 
gehandelt?

Obama: Mein sicherheitspolitisches Team 
und ich haben seinerzeit mehrere Szenarien 
durchgespielt. Und alle Szenarien führten 
zum selben Ergebnis: Ein militärisches Ein-
greifen der USA hätte womöglich al-Assad 
entmachtet. Aber alles deutete darauf hin, 
dass Syrien danach in einen noch blutige-
ren Bürgerkrieg abgerutscht wäre. Und ein 
weiteres machtpolitisches Vakuum in der 
Region wollten wir unter allen Umständen 
verhindern. 

AI: Welche Lehren haben Sie aus dieser 
Erfahrung gezogen? 
Obama: Wissen Sie, als amerikanischer Prä-
sident haben Sie es häufig mit solchen Di-
lemma-Situationen zu tun. In der Politik 
gibt es selten Schwarz und Weiß, nur Grau. 
Hellgrau und Dunkelgrau. Welche Entschei-
dung man auch trifft, sie führt nur in ein 
noch tieferes Tal der Tränen. Heute aber 
weiß ich: Besonnenheit wird häufig als 
Unentschlossenheit und Schwäche ausge-
legt. Allein das verändert das geopolitische 
Machtgefüge, denn in der Außen- und Si-
cherheitspolitik spielen Wahrnehmungen 
eine weitaus größere Rolle, als wir Politi-
ker uns zumeist eingestehen wollen. Das ist 
wohl die banalste Einsicht meiner achtjäh-
rigen Amtszeit. Wahrscheinlich würden die 
Welt und Amerika heute anders aussehen, 
hätte ich im Sommer 2012 mehr Entschlos-
senheit gezeigt.

 
AI: Mr. President, wir danken Ihnen für 
dieses Gespräch.

Welche Entscheidung man auch  
trifft, sie führt nur in ein noch tieferes 
Tal der Tränen.
Barack H. Obama
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1) Der erste Haushund: vor 14.500 Jahren, 2) Der römische Legionär Cassius: 3. Jahrhundert n. Chr, 3) Ludwig van Beethoven: 1770, 4) Universität Bonn: 1818, 5) Beueler- Weiberfastnacht: 1824, 6) Soennecken-Ordner: 1875,  
7) Johannes Klais Orgelbau: 1882, 8) HARIBO Gummibärchen: 1922, 9) Grundgesetz: 1949, 10) Bundeszentrale für politische Bildung: 1952, 11) Langer Eugen: 1969, 12) Entwicklung der ersten App: 2004. 
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SPORT In Zeiten permanenter 
terroristischer Bedrohungen 
werden sportliche Großereig­
nisse immer häufiger abge­
sagt. Nun ziehen Chicago und 
das Land Nordrhein-Westfalen 
ihre Bewerbungen für die 
Olympischen Spiele 2036 
zurück. Ursachenforschung in 
der Grauzone von tatsächlicher 
Bedrohung, vermeintlicher 
Sicherheit und eingeschränk­
ter Bürgerrechte.

Die Sicherheit bei Sportgroßereignissen wird 
nicht erst seit dem überraschenden Verzicht 
Nordrhein-Westfalens und Chicagos auf die 
Olympia-Bewerbung 2036 diskutiert. Offi-
ziell heißt es seitens des Bewerbungskomi-
tees in Düsseldorf, die horrenden Kosten 
für die Sicherheitsvorkehrungen sprengten 
den finanziellen Rahmen der Veranstaltung. 
Doch was sind die wirklichen Gründe für den 
Rückzieher?

Der Präsident des Internationalen Olym-
pischen Komitees (IOK), Tom Bachmann, 
hält sich bedeckt. Auf einer eilig einberufe-
nen Pressekonferenz gestern Nachmittag be-
mühte er sich um Schadensbegrenzung. Sein 
Sprecher teilte mit: „Dass die Bewerbungsko-
mitees sowohl in Nordrhein-Westfalen wie 
auch in Chicago so kurz vor der offiziellen 
Entscheidung ihre Bewerbungen zurückge-
zogen haben, ist zwar bedauerlich, aber kein 
einmaliger Vorgang.“ Auch in der Vergangen-
heit sei es immer mal wieder zum Rückzug 
von Bewerbungen gekommen. „Angesichts 
des aufwendigen Verfahren und der finanzi-
ellen Implikationen ist das auch keineswegs 
verwunderlich.“

Dass nun das Tandem Israel und Palästina 
zum Zuge kommt, ist zwar aus politischer 
Sicht ein starkes Signal, hinterlässt aber zu-
gleich einen faden Beigeschmack. Denn die 
Doppelbewerbung aus dem Nahen Osten 
war die einzig noch verbleibende, auf die das 
IOK zurückgreifen konnte. Bachmann dage-
gen verströmt Zweckoptimismus: „Israel ist 
bekannt für seinen reibungslos funktionie-
renden Sicherheitsapparat. Und dass nun 
Juden und Palästinenser die Spiele gemein-
sam ausrichten werden, ist doch wichtiger 

als Budgetfragen“, so Bachmann lakonisch.
Über eine Frage kann Bachmanns trot-

zige Reaktion aber kaum hinwegtäuschen: 
Warum schrecken Großstädte und Metro-
polregionen immer häufiger davor zurück, 
Großereignisse jedweder Art auszurichten? 
Nordrhein-Westfalen, Deutschlands am 
dichtesten besiedelte Metropolregion, kann 
auf eine lange Geschichte sportlicher und 
kultureller Großveranstaltungen zurück-
blicken: Fußball-Weltmeisterschaft 2006, 
allwöchentliche Punktspiele der fünf gro-
ßen Revier-Klubs in der Fußball-Bundesliga, 
Leichtathletik-WM 2020 in Düsseldorf, im 
vergangenen Jahr die World Cyber Games in 
Köln mit mehr als vier Millionen Besuchern. 
Und nicht zuletzt ist da der Karneval mit sei-
nen Rosenmontagszügen, die Jahr für Jahr 
Millionen Besucher auf die Straßen locken.

IOK-Sicherheitsanforderungen durch 
deutsche Rechtslage nicht gedeckt 
Der Präsident des Landesamts für Krimina-
litätsbekämpfung und Sicherheit im Cyber-
raum (LKSC), Ludger Meinert, erklärte dem 
„Aspen Inisght“ am Donnerstag, dass die 
Absage Nordrhein-Westfalens vor allem mit 
den strengen Sicherheitsvorschriften des 

IOK zu tun habe: „Das IOK verlangt Sicher-
heitsstandards, für die in Deutschland erst 
noch der rechtliche Rahmen geschaffen wer-
den muss“, so Meinert. 

Bis zu den Sommerspielen 2020 in Japan 
lag die Zuständigkeit für das Sicherheitskon-
zept olympischer Spiele bei den Veranstal-
tern. Doch nach dem Anthrax-Anschlag wäh-
rend der Tokioter Eröffnungsfeier am 24. Juli 
2020, dem 254 Menschen zum Opfer fielen, 
änderte das IOK seine Vorschriften. Seitdem 
verlangt es von Bewerbern einen Mindestka-
talog an Maßnahmen, ohne deren Erfüllung 
sie erst gar nicht zum Zuge kommen. Immer 

wieder wurden diese Vorschriften verschärft, 
zuletzt im Oktober 2024 nach den vereitelten 
Attentaten in Paris.

Die derzeitigen IOK-Anforderungen über-
schreiten jedoch die gegenwärtigen Anti-Ter-
ror-Gesetzgebungen in Deutschland und der 
EU bei weitem. So verlangt das IOK umfas-
sende Sicherheitsüberprüfungen aller Ath-
leten vor Antritt ihrer Reise ins Gastgeber-
land (u.a. durch Abgabe eines genetischen 
Fingerabdrucks), die vollständige visuelle, 
akustische und elektronische Überwachung 
von Mannschaftsunterkünften sowie die Er-
fassung biometrischer Daten sämtlicher Be-
sucher von Sportveranstaltungen. Allein die 
Software zur Gesichtserkennung im Umfeld 
der Sportveranstaltungen hätte mit knapp 
250 Millionen Euro zu Buche geschlagen.

Attentat auf die Olympischen Spiele  
in Tokio 2020 
Doch es geht um mehr: „Würden wir die An-
forderungen des IOK erfüllen“, so eine hoch-
rangige Quelle im Bundeskanzleramt, „dann 
müssten wir Deutschland zu einem lückenlo-
sen Überwachungsstaat ausbauen.“ Ohnehin 
sei es „aberwitzig“, dass sich ein souveränes 
Bewerberland den Sicherheitsvorschriften 
des IOK beugen müsse. „Das ist völlig inak-
zeptabel und pervertiert zudem die olympi-
sche Idee“, hieß es ergänzend aus der Staats-
kanzlei in Düsseldorf. 

Ohnehin gehe seit langem der Anteil 
konventioneller terroristischer Taten zu-
rück – also Attentate mit Schusswaffen oder 
Sprengstoffen. „Wir müssen uns vielmehr 
auf virtuellen Terrorismus einstellen so-
wie auf Anschläge mit geringsten Spuren 
biologischer, chemischer oder gar nuklea-
rer Substanzen wie zuletzt in Tokio“, erklärt 
LKSC-Präsident Meinert. „Dem ist mit konven-
tionellen Sicherheitskonzepten, wie sie das 
IOK vertritt, nicht beizukommen.“ Was zähle, 
seien neueste Methoden des Täter-Profilings, 
engste geheimdienstliche Koordination und 
Kooperation vor allem im Cyberraum sowie 
das rechtzeitige Erkennen und Schließen po-
tenzieller Sicherheitslücken – etwa durch frei-
willige Sicherheitsüberprüfungen der Olym-
pia-Delegationen durch die entsendenden 
Nationen selbst, erläutert Meinert.

Droht Olympia ein stiller Tod?
Dagegen fordern andere: Ungeachtet der At-
tentate von Tokio und jüngst beim Cham-
pions-League-Finale in Madrid – der Sport 
dürfe sich dem Terror nicht beugen. „Wenn 
wir dem internationalen Terrorismus er-
lauben, die olympische Idee zu zerstören“, 

so IOK-Präsident Bachmann, „dann sind als 
nächstes unsere Gesellschaften dran.“ Es 
gelte, den „destruktiven Kräften“ die Stirn zu 
bieten. Und das erfordere eben robuste und 
umfassende Sicherheitskonzepte. 

Kritiker hingegen argumentieren, dass 
bislang noch kein einziges Sicherheitskon-
zept Anschläge habe verhindern können. 
Die Vorsitzende von Human Rights Watch, 
Prudence Warner, warnt: „Das falsche Ver-
sprechen, mehr Sicherheit zu gewährleisten, 
soll nur darüber hinwegtäuschen, dass Stück 
für Stück unsere Bürgerrechte ausgehöhlt 
werden. Was ist uns wichtiger: Spiele oder 
Selbstbestimmung?“ 

Droht mit der Absage Nordrhein-Westfa-
lens und Chicagos nun das Aus sportlicher 
Großereignisse in Zeiten konstanter Bedro-
hung durch grenzüberschreitenden Terro-
rismus? Nein, sagt der Pressesprecher des 
deutschen Bewerbungskomitees. „Die Be-
werbungen sind allein an den strikten Si-
cherheitsvorstellungen eines verschreckten 
IOK gescheitert.“ Das Land Nordrhein-West-
falen habe in Zusammenarbeit mit dem 
Nationalen Olympischen Komitee und den 
nationalen Sicherheitsbehörden ein intelli-
gentes Sicherheitskonzept entwickelt, weiß 
LKSC-Chef Meinert. Das aber sei niemals zur 
Diskussion gestellt worden. 

Sollte sich das Internationale Olympische 
Komitee in dieser Frage nicht bewegen, dann 
dürfte die olympische Idee schon bald einen 
stillen Tod sterben. Nicht wegen der Bedro-
hung durch den internationalen Terroris-
mus, sondern aus Mangel an Bewerbungen. 
Für Olympia 2040 hat das IOK-Sekretariat in 
Lausanne noch keine einzige erhalten. 

Deutsches Team 
enttäuscht bei 
Drohnenflug-WM

Dakar. Enttäuschte Gesichter beim 
deutschen Team um Trainer Malte 
Liebig: Das deutsche Drohnen-
flug-Team konnte die beeindru-
ckende Form der Saison bei der 
Weltmeisterschaft im senegalischen 
Dakar nicht abrufen. „Uns hat der 
unberechenbare Wind vom offenen 
Atlantik wertvolle Zeit gekostet, die 
wir trotz guten Materials nicht wett-
machen konnten“, so Liebig nach der 
Siegerehrung. An der Technik-Ko-
operation mit Siemens wolle man 
dennoch festhalten. Gewonnen hat 
das japanische Team vor Südkorea 
und Taiwan. 

DFB-Studie: 
Profi-Fußballer 
immer älter
Frankfurt. Die vom Deutschen Fuß-
ballbund in Auftrag gegebene Studie 
„Demografischer Wandel im deut-
schen Amateur- und Profi-Fußball“ 
warnt vor einer weiteren Verschär-
fung des Talente-Mangels im Profi-
sport. Betrug das Durchschnittsal-
ter in der Fußball-Bundesliga vor gut 
10 Jahren noch 25,3 Jahre, so stieg es 
zur Saison 2024/25 auf 32,8 Jahre an. 
Die Studie warnt vor einem „irrever-
siblen Trend“. Schon heute hat die 
Bundesliga im Vergleich zu anderen 
Ligen die höchste Zukaufsrate an 
ausländischen Spielern. Eigene Ta-
lente sind Mangelware, so dass viele 
Profi-Clubs keine B-Teams mehr auf-
stellen können. Deutschlands letzter 
Triumph mit der U20 liegt nun schon 
neun Jahre zurück. Der DFB kündigte 
die Einsetzung einer Expertenkom-
mission zur Nachwuchsförderung 
an. Ihre Aufgabe ist es, ein umfassen-
des Nachwuchskonzept aufzustellen, 
das für die nächsten zwei Jahrzehnte 
die Richtung weist. Darin soll auch 
die Frage beantwortet werden, ob im 
Ligabetrieb künftig Spieler-Roboter 
zum Einsatz kommen sollen. 

Asien-Spiele 
erstmalig in 
Virtual Reality 
Seoul. Das Veranstaltungskomitee 
der kommenden Asien-Games hat 
für 2026 eine bahnbrechende Ent-
scheidung getroffen. Erstmalig in 
der Geschichte soll ein internatio-
nales Sportgroßereignis dezentral 
in Virtual Reality abgehalten wer-
den. Sportler konkurrieren dann in 
der eigens programmierten „Asia-
rena“ und treffen ausschließlich vir-
tuell auf ihre Gegner in der jeweili-
gen Disziplin. Das Komitee gibt sich 
enthusiastisch: „Sport war schon 
immer ein Ereignis, das Menschen 
zusammenbringen konnte. Mit un-
seren virtuellen Asia Games bringen 
wir das Sporterlebnis auf eine neue 
Stufe: Wir vernetzen den gesamten 
asiatischen Kontinent in einer vir-
tuellen Arena, in der sich die besten 
Sportler messen können.“ Besonders 
stolz sei man auf die neuen Qualifi-
kationsregularien: Jeder könne sich 
online für die Qualifikation in sei-
nem jeweiligen Land registrieren 
und ein Virtual-Reality-Kit zusen-
den lassen. So erhoffe man sich, 
auch die ländlichen Räume stärker 
einzubinden. 

Deutscher 
Senioren-Sport 
boomt 
München. Mit Zufriedenheit blickt 
der Deutsche Olympische Sport-
bund (DOSB) auf die Mitglieder
entwicklung im Senioren-Bereich. 
Für 2024 konnte ein neuer Mitglie-
derrekord der über 60-Jährigen in 
Sportvereinen und Fitness-Studios 
verzeichnet werden: Knapp 19,8 
Millionen Deutsche über 60 Jah-
ren gehen somit regelmäßig einer 
sportlichen Aktivität nach. „Eine 
wahrlich beeindruckende Entwick-
lung“, heißt es aus Funktionärskrei-
sen, die man noch ausbauen wolle. 
Senioren-Profi-Ligen, wie sie bereits 
für die Sportarten Fußball, Handball, 
Air-Hockey und Tennis existieren, 
wolle man „kontinuierlich“ auch auf 
andere Sportarten ausdehnen. Für 
die Olympischen Senioren-Spiele, 
die erstmals kurz nach den Som-
mer-Spielen 2028 in Los Angeles 
stattfinden werden, wolle man ein 
„starkes Team“ formen. Angesichts 
der jüngsten Mitgliederentwicklung 
zeigt sich der DOSB zuversichtlich, 
im olympischen Medaillenspiegel 
einen der oberen Plätze einnehmen 
zu können. 
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NRW zieht Olympia-
Bewerbung zurück

Katar wird  
Eishockey-
Weltmeister
Riad. Es ist eine Sensation: Der neue 
Eishockey-Weltmeister heißt Katar. 
In einem packenden Finale setzte 
sich am gestrigen Abend die Natio-
nalmannschaft des kleinen Golfstaa-
tes mit 6:5 Toren gegen den Überra-
schungsfinalisten aus Saudi-Arabien 
durch. Russland, langjähriger Spit-
zenreiter im Welt-Eishockey, schied 
im Halbfinale ebenso unerwartet 
aus wie der Mit-Favorit Kanada. „Das 
Epizentrum des internationalen Eis-
hockey-Sports liegt nun auf der ara-
bischen Halbinsel“, jubelte der Emir 
von Katar, Scheich Tamim bin Hamad 
Al Thani nach dem Sieg. Die diesjähri-
gen Eishockey-Weltmeisterschaft hat-
ten erstmals in Riad stattgefunden.

Motorsport ab 
2026 CO2-neutral 
Silverstone. Kommende Saison wird 
die Formel 1 vollkommen CO2-neutral 
sein. Nach Einführung von Elektro-
motoren zur Saison 2022/23 und der 
Vorstellung des zehn Punkte umfas-
senden Konzepts „Green Formula 1“ 
verspricht die Federation Internatio
nale de l‘Automobile (FIA) nun „au-
thentische Rennerlebnisse ohne kli-
maschädliche Emissionen“. Größte 
Herausforderung war der Aufbau ei-
ner vollends schadstofffreien Logis-
tik-Kette. Denn der Formel-1-Betrieb 
ist ein weltumspannendes Unter-
nehmen: Zwischen Melbourne und 
Spa, Mexiko-Stadt und Silverstone 
treten alle 14 Tage zwölf Teams mit 
je zwei Fahrern zum Grand Prix an. 
Das bedeutet: Dutzende Transport-
maschinen umrunden permanent 
den Globus, um Fahrer, Fahrzeuge, 
Techniker und Werkstätten an jeder 
Rennstrecke einsatzbereit zu haben. 
Im Jahr 2009 führte dies zu einem 
CO2-Ausstoß des Formel-1-Zirkus 
(ohne die Emissionen durch Anrei-
sen der Zuschauer) von 215.588 Ton-
nen – so viel wie eine deutsche Klein-
stadt mit 20.000 Einwohnern in 
einem ganzen Jahr. Das hat nun ein 
Ende. Mehr noch: Formel-1-Chef Ni-
cki Lauda kündigte gestern ein noch 
ambitionierteres Ziel an: Der Renn-
zirkus soll künftig sogar eine positive 
CO2-Bilanz aufweisen. Entlang von 10 
der 22 internationalen Rennstrecken 
plant Lauda großflächige Wiederauf-
forstungsprogramme. Damit würde 
der Atmosphäre dauerhaft schädli-
ches CO2 entzogen. 

Was ist uns  
wichtiger: Spiele 
oder Selbst­
bestimmung?
Prudence Warner, Human Rights Watch
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Wird wohl Bauruine bleiben: Der unvollen-
dete Stadion-Neubau in Essen�
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Vorgedacht
Schon Oscar Wilde wusste: 
Die Zukunft gehört denen,  

die die Möglichkeiten 
erkennen, bevor sie offen

sichtlich werden. Wer also auf 
die Zukunft vorbereitet sein 

will, tut gut daran,  
auf Vorrat zu denken.  

Denn nichts ist so beständig 
wie der Wandel. Auch deshalb 

halten wir es gern mit 
Lawrence Peter Berra: „Wenn 

Du nicht weißt, wohin Du 
gehst, könntest Du an einem 

ganz anderen Ort landen.“

www.aspen-insight.de
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Nachgedacht
Max Frisch meinte einmal,  

Krise sei durchaus  
ein produktiver Zustand.  
Man müsse ihr nur den  

Beigeschmack der Katastrophe 
nehmen. Chinesen würden 

dem Schweizer unumwunden 
zustimmen – in ihrer Sprache 

besteht das Wort „Krise“ aus zwei  
Schriftzeichen: Das eine  

bedeutet Gefahr, das andere 
Gelegenheit. Alles eine Frage  

der Perspektive. Gut,  
wenn man in der Lage ist,  

sie zu wechseln.

www.aspen-insight.de
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OLYMPIA   Das Internationale 
Olympische Komitee konnte 
sich dem unaufhaltsamen 
Trend nicht länger entziehen 
und erkennt nach jahrelan­
gem Zögern die sogenannten 
e-Sports als olympische Dis­
ziplin an. Die Branche jubelt, 
doch was steckt dahinter? 

Ort. e-Sports, das kompetitive Spielen von 
Computer- und Videospielen, ist fortan olym-
pische Disziplin – sowohl bei den Sommer- 
als auch den Winterspielen. Entsprechend 
den Gepflogenheiten der e-Sports-Branche 
fand der Jubel über diese bahnbrechende 
Entscheidung des Internationalen Olym-
pischen Komitees (IOK) vor allem online 
statt. Kurz nachdem der IOK-Vorsitzende 
Tom Bachmann vorigen Dienstag nüchtern 
jene Entscheidung verkündete, auf die Ga-
mer in aller Welt seit einem Jahrzehnt ge-
wartet hatten, brachen alle Dämme. Auf 
Twitch, dem populären Streaming-Portal für 
Gameplay, feierten Größen der Branche die 
IOK-Entscheidung. 

„Das ist der Ritterschlag für eine der jüngs-
ten und populärsten Sportarten“, freute sich 
Lee Young-Ho, Vorsitzender der Internatio-
nalen e-Sport Federation (IeSF). Auf Twitter 

und Facebook stürmte der Hashtag #better-
l8thannever (zu deutsch „besser spät als nie“) 
weltweit die Bestenlisten. Nur eine Minute 
nach Bekanntgabe der IOK-Entscheidung wa-
ren mehr als 300 Millionen Kurznachrichten 
gepostet worden – ein einsamer Rekord. 

Langer Kampf um Anerkennung
Blickt man zurück auf den langen Kampf 
der Branche um Anerkennung als Sportart, 
so ist die Euphorie verständlich. Über ein 
Jahrzehnt waren elektronische Sportarten 
gemeinhin als „Ausdruck einer gelähmten 
Wohlstandsgesellschaft“ verpönt, ja wurde 
die gesamte Branche nicht selten mit orga-
nisierter Jugend-Kriminalität in Verbindung 
gebracht. Vor allem in Deutschland glich die 
öffentliche Diskussion bisweilen einer He-
xenjagd. Gamer wurden als krankhafte Rand-
gruppen stigmatisiert – und dass, obwohl der 
digitale Wandel sie schon längst in die Mitte 
der Gesellschaft katapultiert hatte. Ärzte-
verbände warnten, der zunehmende Bewe-
gungsmangel bei Jugendlichen würde vor 
allem durch exzessives Gaming hervorge-
rufen. Psychologen wurden nicht müde, auf 
die Gefahren virtueller Realität für Wahrneh-
mung und soziale Entwicklung hinzuweisen. 
Und in den turnusmäßig wiederkehrenden 
Debatten über sogenannte „Killerspiele“ 
überboten sich Politiker und Kirchen in der 
Verteufelung von e-Games als „gewaltver-
herrlichend“. Da diese Vorwürfe nicht gänz-
lich von der Hand zu weisen waren, hat sich 
die e-Sports-Branche schon vor drei Jahren 
einer freiwilligen Selbstkontrolle unterwor-

fen und einen Ethikrat ins Leben gerufen. 
Die Öffentlichkeit hat dies jedoch kaum zur 
Kenntnis genommen.

In Asien ist man über diese Stufe der Em-
pörung längst hinaus. Seit vielen Jahren wer-
den an japanischen Schulen selbstlernende 
Computer-Spiele zur Stimulierung kind-
licher Kreativität eingesetzt. Neurologen 
und Hirnforscher sind schon lange davon 
überzeugt, dass Lernen dann besonders gut 
voranschreitet, wenn Menschen sich emoti-
onal berührt fühlen und möglichst lebens-
nahe Rollen ausfüllen können. 

e-Sports bald erfolgreicher als  
analoge Sportarten 
Die Statistiken der e-Sports-Branche spre-
chen schon seit Jahren eine deutliche Spra-
che: In den Top-e-Game-Ligen werden mitt-
lerweile Gehälter gezahlt, die selbst jene der 
bestbezahlten Fußballstars in den Schatten 
stellen. Tag für Tag versammeln die Gamer 
nicht nur ein Millionenpublikum vor den 
heimischen Bildschirmen, sie füllen mittler-
weile auch immer mehr Stadien: Während 
der diesjährigen DOTA4-Championships, die 
vom 15. – 22. Juni 2025 in Seattle stattfanden, 
verfolgten 72.000 Menschen das Finale live 
im CenturyLink Field; weitere 150.000 auf 
Public-Viewing-Bildschirmen auf Mercer 
Island im Hafen der Stadt. Online waren 
knapp eine Milliarde User weltweit über Live-
Streams, YouTube oder die e-Sports-Platt-
form Twitch zugeschaltet – die größte singu-
läre Sportveranstaltung aller Zeiten. 

e-Sportarten können also schon heute mit 
den klassischen, analogen Sportarten mit-
halten. Ob Fußball, Leichtathletik oder Droh-
nen-Regatten: Analoge Sportarten leiden seit 
Jahren unter sinkenden Zuschauerzahlen. So 
musste jüngst auch Felix Mahn, Präsident 
des Deutschen Fußballbundes (DFB), neid-
voll anerkennen, dass die Zuschauerzahlen 
der großen Gaming-Ligen DOTA und League 
of Legends diejenigen der Bundesliga weit 

in den Schatten stellen. Zum Vergleich: Die 
Bundesliga-Saison 2024/25 kam auf durch-
schnittlich 51.648 Zuschauer pro Spiel, wäh-
rend die beiden größten Gaming-Ligen im 
selben Zeitraum zusammen auf 72.845 Zu-
schauer pro Spiel kamen. Traumzahlen 
bei den e-Sports, Katerstimmung in der 
Bundesliga. 

Die macht sich auch bei den Werbeein-
nahmen bemerkbar. Kleine Fußball-Bundes-
liga-Vereine wie zum Beispiel die Sport- und 
Spielvereinigung Velbert und Alemannia 
Aachen mussten in der vergangenen Saison 
deshalb Insolvenz anmelden und sich aus 
dem Ligabetrieb zurückziehen.

e-Sports wird olympisch

KLEINES  
E-SPORTS-LEXIKON
E-SPORTS: Sammelbegriff für das 
kompetitive Spielen von Com-
puter- und Videospielen im 
Mehrspielermodus.

DISZIPLINEN: Die Aufteilung in ein-
zelne Disziplinen hängt meist von 
der Popularität einzelner Spiele ab, 
sodass die drei beliebtesten Spiele 
auch die jeweiligen Disziplinen be-
gründen. Es wird zwischen takti-
schen First-Person-Shootern (FPS), 
Echtzeit-Strategiespielen, wie den 
populären MOBAs (Massive Online 
Battle Arena) sowie Sportsimulatio-
nen unterschieden.

CLAN: Name für Vereine oder orga-
nisierte Mannschaften im e-Sports 
Bereich. Die Bezeichnung setzte 
sich mit Hilfe des Computerspiels 
Quake durch, in dem sich Spieler-
gruppen als Clan registrieren lassen 
konnten. Alternativ werden auch die 
Bezeichnungen Gilde oder Allianz 
verwendet.

CLAN WAR: Ein Aufeinandertref-
fen zweier Mannschaften wird im 
e-Sport meist als Clan War bezeich-
net. Dabei treten Repräsentanten 
der jeweiligen Mannschaften über 
den Online-Modus eines Spieles ge-
geneinander an.

TWITCH: Das weltweit größte Vi-
deoportal von und für Gamer. Hier 
streamen (= Live-Mitschnitt) Gamer 
vor einem Millionenpublikum ihren 
eigenen Spielverlauf der beliebtes-
ten e-Games und tauschen Taktiken, 
Tipps und Tricks aus.

E-SPORTS- 
STATISTIKEN

Mitglieder (Stand: 2024/2025)

7,74 Mio.
Mitglieder in Fußballvereinen 
(-8,9% im Vergleich zum Vorjahr)

4,92 Mio.
Mitglieder in e-Sportsvereinen 
(+10,4% im Vergleich zum Vorjahr)

Ablösesummen Fußballspieler

278 Mio. €
Ödegaard
Manchester United 2021/2022

222 Mio. €
Neymar
Paris Saint-Germain 2017/2018

Preisgelder e-Turniergewinne

235 Mio. €
Team Liquid (EU)

185 Mio. €
Wings Gaming (CHN)

Ab sofort olympische Disziplin: e-Sports

Folgt man der Definition des Deutschen 
Olympischen Sportbunds (DOSB), darf sich 
nur Sportler nennen, wer eine „eigenmo-
torische Leistung“ erbringt. Im Umkehr-
schluss: Nur was Muckis macht, darf auch 
Sport genannt werden. e-Sports erfüllte 
diese Voraussetzung bisher nicht.

Doch wie sieht es eigentlich mit der 
„eigenmotorischen Leistung“ in den aner-
kannten Sportarten aus? Auch vor ihnen 
hat der technologische Fortschritt nicht Halt 
gemacht. Die Körperfunktionen von Hoch-
leistungssportlern werden mittlerweile von 
im Blut schwimmenden Mini-Computern 
im Nano-Format vermessen; Vitamine 
und andere leistungssteigernde Substan-
zen können so vollautomatisch verabreicht 
werden. In Trainingszentren wird seit Jah-
ren mit „augmented reality methods“, also 
computergestützter Erweiterung der Reali-
tätswahrnehmung gearbeitet, um Sportler 
auf neue Wettkampfbedingungen vorzube-
reiten. Und die Textilindustrie stellt Trikots 

zur Verfügung, die dank ihrer Sensor- und 
Kühltechnologie stets eine optimale Regu-
lierung der Körpertemperatur garantieren.

„Inwiefern kann man hier noch von ‚ei-
genmotorischer Leistung’ sprechen“, fragte 
jüngst der Präsident der International 
e-Sports Federation (IeSF), Lee Young-Ho, 
in einem Interview mit dem Sender BBC 
Sports bissig. Die völlig unzeitgemäße De-
finition einer „eigenmotorischen Leistung“ 
habe nicht nur den technischen Fortschritt 
ignoriert, sondern auch „völlig unnötig“ ei-
nen Keil zwischen die Generationen getrie-
ben, so Young-Ho.

Das Internationale Olympische Komitee 
ließ sich jedoch Zeit, viel Zeit. Dabei fan-
den bereits im Jahr 2000 die ersten World 
Cyber Games statt und 2016 – parallel zu 
den Olympischen Spielen in Rio – die ers-
ten e-Games. Mit der IOK-Entscheidung von 
dieser Woche hat die Zweiteilung der Sport-
welt nun ein Ende. e-Sports ist fortan offizi-
ell anerkannt – und damit olympisch.

SPORT IM DIGITALEN ZEITALTER

e-Sports: Höchstmaß an Konzentrations- und 
Koordinationsfähigkeit

Mannschaftsgeist, Kampfgeist und Fairplay 
zeichnen auch erfolgreiche e-Sportler aus

Fans aus aller Welt lassen sich von der span-
nungsgeladenen Atmosphäre offline und 
online mitreißen

Das ist der Ritter
schlag für eine 
der jüngsten 
und populärsten 
Sportarten.
Lee Young-Ho,  
Vorsitzender der Internationalen e-Sport Federation (IeSF)
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Populismus
Mit Populisten reden – ja oder nein? –  
eine von 10 Debatten der 10. Ausgabe  
des bpb:magazins

Das bpb:magazin erscheint 2 Mal im Jahr

Kostenloses Abonnement unter  
www.bpb.de/magazin
Alle 10 Debatten:  
www.bpb.de/dialog/10-debatten

larinteressen zurückzustellen und wieder 
an einem Strang zu ziehen. So war es in den 
2010er Jahren beim Kampf gegen den Klima-
wandel, so war es beim Versuch, den erdna-
hen Asteroiden Apophis aus seiner Umlauf-
bahn zu drängen. Offenbar ist die Menschheit 
nur dann kooperationsfähig, wenn es ihr als 
Ganzes an den Kragen geht.

AI: Wo wir bei der Frage wären, was 
Ihnen in den vergangenen Jahren als UN-
Generalsekretärin die größte Genugtuung 
verschafft hat?
Merkel: Genugtuung? Das ist eine Kategorie, 
die mir fremd ist. Es geht schließlich nicht 
darum, ob ich Genugtuung empfinde oder 
ob ich mit mir und meiner Arbeit zufrieden 
bin. Vielmehr geht es doch darum, ob man 
einen Beitrag zum Nötigen leistet...

AI: Da ist sie wieder, Ihre protestantische 
Ethik. Aber mal im Ernst: Der französische 
Präsident Emmanuel Macron sagte jüngst, 
der Umbau des sklerotischen UN-Systems 
wäre ohne ihre Führungsstärke und 
allgemein anerkannte Autorität nicht 
denkbar gewesen. 
Merkel: Emmanuel ist ein charmanter 
Mensch. Und er ist Franzose. Ich nehme das 
einmal so hin. Aber auch Sie wissen: Alles hat 
seine Zeit. Die Reform des UN-Systems stand 
über 30 Jahre auf der Agenda der Vereinten 
Nationen. Ja, die Erweiterung des UN-Sicher-
heitsrates auf nunmehr 20 ständige Mitglie-
der war gewiss kein leichtes Unterfangen. 
Aber das war nicht allein mein Verdienst. Je-
der, der einmal eine große Organisation ge-
führt hat, weiß, dass es schwerer ist, beste-
hende Institutionen zu reformieren als neue 
zu gründen. Nicht ohne Grund sind seit 1945 
rund 200 internationale Organisationen ins 
Leben gerufen, aber nur sehr wenige abgewi-
ckelt worden. Ohne die Bereitschaft der fünf 
ehemaligen ständigen Mitglieder des Sicher-
heitsrates (die sogenannten P-5) wäre diese 
Reform nicht denkbar gewesen. 

AI: Tatsache ist, dass die UNO unter Ihrer 
Führung nicht nur die längst überfällige 

Reform des UN-Sicherheitsrates angegan-
gen ist, sondern auch dazu beigetragen 
hat, regionale Strukturen wie die Afrika-
nische Union, den Golf-Kooperationsrat 
oder die Shanghaier Organisation für 
Kooperation zu stärken.
Merkel: Anders wäre der Wiederaufbau nach 
den Reaktor-Havarien auch nicht möglich ge-
wesen. Was vielerorts als Nothilfeprogramm 
unter Nachbarstaaten begann – etwa die Un-
terbringung der Millionen von Evakuierten – 
ging allmählich in dauerhafte Einrichtungen 
über. Der „Europäische Fonds für Migration 
und Entwicklung“ zum Beispiel geht auf diese 
Soforthilfeprogramme der Jahre 2021/22 
zurück. Heute ist der Fonds nicht nur als 
Schnittstelle für innereuropäische Migration 
und Flucht tätig, er koordiniert auch sämtli-
che Migrations- und Flüchtlingsströme in-
nerhalb der Euro-Mediterranen Union – vom 
Atlas-Gebirge in Nordafrika bis zum Nordkap, 
vom Atlantik bis nach Zentralasien. In enger 
Zusammenarbeit mit dem „Globalen Fonds 
für Migration und Entwicklung“ und ande-
ren regionalen Fonds koordiniert er die Wan-
derungsbewegungen von und nach Europa. 

AI: Ein solch eng abgestimmtes und 
planvolles Vorgehen in Fragen von Flucht, 
Migration und Entwicklung hätten Sie  
sich gewiss auch zu Ihrer Zeit als Bundes-
kanzlerin gewünscht...
Merkel: Mir hätte schon gereicht, wenn wir 
damals einen innereuropäischen Konsens 
über Menschenrechtsstandards erreicht 
hätten. Für mich war stets Artikel 1 unseres 
Grundgesetzes handlungsleitend: Die Würde 
des Menschen ist unantastbar. Da steht ja 
nicht: Die Würde der Deutschen oder die 
Würde von Europäern ist unantastbar. Wenn 
Menschenwürde also unteilbar ist, dann 
muss uns die Würde eines Syrers, eines Ira-
ners oder eines Afghanen ebenso viel wert 
sein wie unsere eigene Würde. Tatsächlich 
ist es doch so: Treten wir die Würde frem-
der Menschen mit Füßen, verlieren wir auch 
unsere eigene. Glauben Sie mir: Als Ostdeut-
sche weiß ich, wovon ich rede.

AI: Aus der Distanz von zehn Jahren. 
Würden Sie heute genauso wieder 
handeln, wie im September 2015, als Sie 
rund 8.000 Flüchtlinge aus Ungarn holen 
ließen und Ihren legendären Satz prägten 
„Wir schaffen das“?
Merkel: (nachdenklich) Ich weiß nicht, wie 
oft mir diese Frage in den vergangenen Jah-
ren gestellt worden ist. Und ich habe sie stets 
mit „Ja“ beantwortet. Menschen – gerade 
Journalisten – mögen klare, einfache Ant-
worten. Entscheidungen sind aber meistens 
weder klar noch einfach. Das entspricht nicht 
der Welt, in der Politiker handeln. Und es war 
auch nicht die Situation, in der ich mich An-
fang September 2015 wiederfand, als rund 
8.000 Flüchtlinge vom Budapester Bahnhof 
in Richtung Österreich aufbrachen. 

AI: Was trieb Sie damals um?
Merkel: Psychologen nennen eine solche Si-
tuationen ein „Gefangenen-Dilemma“: Egal, 
welche Entscheidung Sie treffen, Sie werden 
aus dieser Lage nicht als Sieger hervorgehen. 
Und der Preis, den Sie zahlen, ist unverhält-
nismäßig hoch. Mehr noch: Wenn Sie unter 
hohem Zeit- und öffentlichem Druck eine 
Entscheidung zu treffen haben, verfügen Sie 
niemals über alle notwendigen Informatio-
nen, um eine „richtige“ Entscheidung treffen 
zu können. Und natürlich sind Sie von den 
Ereignissen beeinflusst, die um Sie herum 
geschehen. 

AI: Erlauben Sie mir, trotzdem noch  
einmal nachzufragen, Frau Dr. Merkel. 
Nun, da Sie wissen, welch weitreichende 

Auswirkungen Ihre Entscheidung von  
damals hatte – für die politische Land-
schaft in Deutschland, für die Entscheidung 
der Briten, die Europäische Union zu 
verlassen, für den Zusammenhalt der 
Europäischen Union selbst: Was würden 
Sie heute anders machen?
Merkel: (nach einer langen Pause) Ein Jahr 
nach diesen Ereignissen schrieb die Wochen-
zeitung DIE ZEIT, es gebe nur wenige Entschei-
dungen, die einen ganzen Kontinent verän-
dert haben. Heute weiß ich: Ja, das trifft zu.

AI: Die ganze Tragweite Ihrer Entscheidung 
war damals also auch für Sie selbst noch 
nicht absehbar?
Merkel: Natürlich nicht. Darum geht es aber 
auch nicht: In einer Lage wie dieser müssen 

Sie eine Entscheidung zwischen Macht und 
Moral treffen. Richard von Weizsäcker hat 
dieses Dilemma einmal so beschrieben: Mo-
ral ohne Macht löst die Probleme nicht – sie 
wird zur Ideologie. Macht ohne Moral aber 
läuft sich tot, weil sie kein Vertrauen findet.

AI: Keine Versäumnisse also, keine offe-
nen Rechnungen?
Merkel: Kein Mensch ist unfehlbar, auch ich 
nicht. Aber die meisten Versäumnisse liegen 
weit vor den Ereignissen des Sommers 2015. 
Viel zu lange haben die politischen Eliten Eu-
ropas ihre Bevölkerungen glauben gemacht, 
sie vor den Risiken und Veränderungen ei-
ner fragilen, komplexen und hochgradig 
vernetzten Welt bewahren zu können. Dass 
eine Trennung zwischen Innenpolitik und 

Außenpolitik nicht mehr den Realitäten un-
serer Zeit entspricht, ist mir erst in den ver-
gangenen Jahren als UN-Generalsekretärin 
vollends bewusst geworden.
 
AI: Das heißt...?
Merkel: ... dass wir Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft neu denken und vermitteln müs-
sen. Das gilt vor allem für so reiche Gesell-
schaften wie die unsere. Wenn wir wie bisher 
von der Globalisierung profitieren wollen, 
dann müssen wir auch für jene Gesellschaf-
ten Verantwortung übernehmen, von deren 
Offenheit unser Wohlstand abhängt. Was 
wir brauchen, ist ein vollkommen neuer Ge-
sellschaftsvertrag. Aber ich bin zuversicht-
lich, dass wir auf dem richtigen Weg sind. 
Die Weihnachtsattentate des Jahres 2021 ha-
ben uns wachgerüttelt. Es ist, als hätte die 
Menschheit eine zweite Chance bekommen. 
Die gilt es, jetzt zu nutzen.

AI: Frau Dr. Merkel, wir danken Ihnen für 
dieses Gespräch.

Treten wir die Würde fremder 
Menschen mit Füßen, verlieren 
wir auch unsere eigene.
Angela Merkel, UN-Generalsekretärin

KURZ UND KNAPP

Ist es wahr, dass die Menschheit 
immer nur dann zur Zusammenarbeit 
fähig ist, wenn sie in ihrer Gesamtheit 
bedroht ist? Oder braucht es jemand 
wie einst Willy Brandt, der den 
ersten Schritt tut und die Hand zur 
Versöhnung ausstreckt?

Wir möchten wissen, was Sie denken. 
Schreiben Sie uns auf:  
www.aspen-insight.de
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Aspen Insight: Frau Dr. Merkel, im Januar 
2022 sind Sie António Guterres im Amt als 
Generalsekretärin der Vereinten Nationen 
nachgefolgt. Wenn Sie eine Zwischenbi-
lanz ziehen müssten: Was war in den zu-
rückliegenden vier Jahren Ihre schwerste 
Stunde? Was Ihre größte Genugtuung?
Angela Merkel: Wissen Sie, Triumph und 
Niederlage liegen ja häufig eng beieinan-
der. Aber es ist ganz unstrittig, dass der 23. 
Dezember 2021 zu den schwersten Stunden 
meines politischen Lebens gehört.

AI: … der Tag des Cyber-Angriffs auf Kern
kraftwerke in den USA, Russland, Frankreich, 
China und im Iran unmittelbar vor Ihrem 
Amtsantritt. 
Merkel: Ja. Die Hackerangriffe auf die Atom-
meiler erfolgten in der Nacht auf Heilig-
abend. Zu dieser Zeit war ich bereits in New 
York, um mich auf meine neuen Aufgaben 
als künftige Generalsekretärin der Verein-
ten Nationen vorzubereiten. 

AI: Was war Ihre erste Reaktion?
Merkel: António Guterres, der scheidende 
UN-Generalsekretär, und ich stellten sofort 
einen Krisenstab auf, beriefen eine Sonder-
sitzung des UN-Sicherheitsrats ein und nah-
men Kontakt zu den Regierungschefs jener 
Länder auf, die von dem Angriff betroffen 
waren. Auch standen wir mit NATO-Gene-
ralsekretärin Julia Doern, EU-Kommissi-
onspräsident Radek Sikorski, und Ashok 
Kumar von der Shanghaier Organisation 
für Zusammenarbeit in Kontakt. Zu dieser 
Zeit war die Lage ja noch völlig unklar, und 
wir mussten mit einer weiteren Eskalation 
rechnen.

AI: Der UN-Sicherheitsrat trat dann am 
25. Dezember zusammen. Zu dieser Zeit 
stand der Reaktor Fessenheim an der 
deutsch-französischen Grenze kurz vor der 
Kernschmelze...
Merkel: Es war die dramatischste und cha-
otischste Sitzung des UN-Sicherheitsrats, 
die ich erinnern kann. Ständig kamen neue 
Hiobsbotschaften herein. Das gegenseitige 
Misstrauen war groß; schließlich war noch 

völlig unklar, wer für die Anschläge verant-
wortlich war.

AI: Aber es waren doch beinahe alle Groß-
mächte gleichermaßen betroffen...?
Merkel: Das erfuhren wir aber erst wäh-
rend der Sitzung. China, der Iran und Russ-
land verfolgten zunächst eine restriktive In-
formationspolitik, weil sie hofften, die Lage 
doch noch in den Griff zu bekommen. Bis da-
hin glaubten die Europäer und Amerikaner, 
Russland, der Iran oder China stecke hinter 
diesen Angriffen. Umgekehrt verdächtigten 
Russland, China und der Iran die Amerikaner 
und Europäer – so vergiftet waren zu diesem 
Zeitpunkt die internationalen Beziehungen.

AI: Der UN-Sicherheitsrat hat damals eine 
weitreichende Entscheidung getroffen...
Merkel: In der Tat. In seiner Sitzung am 25. 
Dezember 2021 hat der UN-Sicherheitsrat 
die Lage als „größte Sicherheitsbedrohung 
seit Gründung der Vereinten Nationen“ be-
schrieben. Weil man im Hinblick auf die 
Täter sowie ihre Motive völlig im Dunkeln 
tappte und mit weiteren Anschlägen rech-
nen musste, beschlossen die 20 ständigen 
Mitglieder des UN-Sicherheitsrates, bis auf 
weiteres sämtliche internationalen Internet-
knotenpunkte zu kappen.

AI: Damals ging für mehrere Wochen 
buchstäblich „das Licht aus“.
Merkel: Uns allen war die Tragweite dieser 
Entscheidung sehr wohl bewusst. Uns war 
klar, dass das Kappen der Datenleitungen zu 
einem vollkommenen wirtschaftlichen Still-
stand und einem weitgehenden Erliegen des 
öffentlichen Lebens führen würde. Denken 
Sie nur an die Börsen. Von eben auf nachher 
konnten keine Wertpapiere mehr gehandelt 
werden. Am Tag vor der Katastrophe wurden 
an der Frankfurter Börse im Hochfrequenz-
handel noch 15,8 Millionen Wertpapiere ge-
handelt. Einen Tag später kein einziges mehr. 
Die Menschen konnten weder Bargeld ab-
heben noch Telefonate führen. Container-
Schiffe blieben in den Häfen, weil keine 
Disponenten-Listen und Navigationskoordi-
naten vorhanden waren. Der gesamte Flug- 

und Bahnverkehr musste eingestellt werden, 
weil keine Steuerungsdaten übermittelt wer-
den konnten. Die Stromversorgung war ge-
fährdet, weil das europäische Verbundsys-
tem zwischenzeitlich ausgesetzt wurde. Es 
war, als ob wir ins Mittelalter zurückkatapul-
tiert worden wären.

AI: Angesichts der Tragweite dieser 
Entscheidung: Haben Sie in dieser Weih-
nachtssitzung des Sicherheitsrates auch 
andere Optionen durchgespielt?
Merkel: Selbstverständlich. Aber wir er-
kannten schnell: Solange wir nicht wissen, 
wer hinter den Anschlägen steckt, sitzen 
wir am kürzeren Hebel. Das ist es, was „Nuc-
lear Blackmailing“ in einer anonymen Cy-
ber-Welt bedeutet: ultimative Erpressbarkeit. 
Was Ihnen am Ende bleibt, ist die Wahl zwi-
schen Pest und Cholera.

AI: In Deutschland wurden damals zum 
ersten Mal seit Gründung der Bundesrepu-
blik die Notstandsgesetze in Kraft gesetzt. 
Das Post- und Fernmeldegeheimnis wurde 
aufgehoben. Die Bundeswehr übernahm 
Sicherungsaufgaben im Inland. Schützen-
panzer und Soldaten in voller Kampfaus-
rüstung gehörten bald zum Alltagsbild in 
deutschen Städten...
Merkel: In der Tat wurden in vielen Ländern 
der Ausnahmezustand und Ausgangssper-
ren verhängt. Die Menschen mussten ja vor 
Plünderungen und Übergriffen geschützt 
und die Verteilung von Lebensmitteln, Me-
dikamenten und den nötigsten Dingen des 
täglichen Lebens sichergestellt werden. Das 
ist uns glücklicherweise in den allermeisten 
Fällen auch gelungen.

AI: Was dann geschah, haben Sie einmal 
als „die Selbstheilungskraft der internatio-
nalen Gemeinschaft“ beschrieben.
Merkel: So prosaisch habe ich das sicher 
nicht ausgedrückt. Aber in der Tat hatte der 
UN-Sicherheitsrat in seiner Weihnachtssit-
zung 2021 auch beschlossen, die Koordina-
tion für alle weiteren Maßnahmen gemäß 
Artikel 52 der UN-Charta in die Hände regio
naler Organisationen zu legen. Womöglich 

war es das, was ich als „Selbstheilungskraft“ 
beschrieben habe. Denn der Beschluss stellte 
sicher, dass die 20 ständigen Mitglieder des 
UN-Sicherheitsrats – allesamt regionale 
Großmächte – in die Pflicht genommen wur-
den. Von New York aus war diese Herausfor-
derung nämlich nicht zu koordinieren.

AI: Kritiker sehen darin eine Marginalisie-
rung des UN-Sicherheitsrates, wenn nicht 
der UNO insgesamt.
Merkel: Ach, wissen Sie: Es gibt immer Men-
schen, die selbst in solch existentiellen La-
gen akademische Debatten führen wollen. 
Ihnen entgegne ich: Die Institutionen, die 
wir uns geschaffen haben, sind kein Selbst-

zweck. Sie sollen uns helfen, in einer sich ver-
ändernden Welt Kompromisse zu schließen 
und Entscheidungen zu treffen, die den He-
rausforderungen unserer Zeit angemessen 
sind. Im Übrigen wiederhole ich gern, was 
ich jüngst einem chinesischen Journalisten 
entgegnet habe: Um die Vereinten Nationen 
brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen. 
Es gibt sie seit 80 Jahren und sie werden 
auch in Zukunft gebraucht. Wir sollten das 
ganz nüchtern und pragmatisch betrachten. 
Die Welt hat sich seit 1945 dramatisch ver-
ändert. Damals gab es mit den USA und der 
Sowjetunion zwei Weltmächte. Heute gibt 
es zahlreiche Machtzentren, die allesamt 
von großen und zum Teil konkurrierenden 
Regionalmächten dominiert werden. Es ist 
nicht verwunderlich, dass eine solche Mäch-
tekonstellation vermehrt zu Interessenkon-
flikten führt. Zugleich aber haben alle Inte-

resse an Frieden, Wohlstand und Stabilität. 
Nicht die Interessenkonflikte sind das Pro-
blem, sondern wie sie ausgetragen werden.

AI: Inwiefern hat die Weihnachtskatastro-
phe des Jahres 2021 die internationalen 
Beziehungen verändert?
Merkel: Denken Sie doch nur zehn Jahre zu-
rück: Krieg und Konflikte, wo immer man 
hinschaute: ob in der Ukraine, im Nahen Os-
ten, auf dem Balkan, in Nordafrika, im Süd-
chinesischen Meer, in der Arktis. Überall 
versuchten die Großmächte – und jene, die 
es werden wollten – ihre Einflusssphären ge-
geneinander abzustecken. Oft unter Einsatz 
militärischer Gewalt. Rückblickend erinnert 
mich diese Situation an den Vorabend des 
Ersten Weltkriegs, als der europäische Konti-
nent schlafwandelnd in die Katastrophe tau-
melte. Mit dem einzigen Unterschied, dass 
wir heute eine globale Dynamik haben – mit 
ungleich mehr Akteuren und ungleich ge-
fährlicheren Waffenarsenalen. Mich hat das 
seinerzeit sehr beunruhigt.

AI: Aber im Falle Nordkoreas hat die ent-
schlossene Intervention Chinas letztlich zur 
friedlichen Wiedervereinigung Nord- und 
Südkoreas und einer atomwaffenfreien 
koreanischen Halbinsel geführt...
Merkel: Gewiss, heute sind wir froh, dass der 
massive Druck Pekings auf Pjöngjang im 
Herbst 2020 zu einer politischen Lösung der 
koreanischen Frage geführt hat. Aber verges-
sen Sie nicht: Wir haben damals in den nuk-
learen Abgrund geblickt. Außerdem hatte die 
Befriedung der Region einen hohen Preis – 
die offene Feindschaft zwischen China und 
den USA. Seit der Wiedervereinigung Ko-
reas und dem Rückzug der USA aus dem 
Fernen Osten standen sich diese beiden Su-
permächte im Pazifik misstrauisch und waf-
fenstarrend gegenüber. 

AI: Nach den Cyber-Attacken im Dezember 
2021 haben sich China und die USA aber 
wieder einander angenähert...
Merkel: Das ist ja die Ironie: Es brauchte eine 
gemeinsame, existentielle Bedrohung und 
einen gemeinsamen Feind, um die Partiku-
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INTERVIEW In ihrem ersten Interview als UN-Generalsekretärin 

spricht Angela Merkel über die Neuordnung der internationalen 

Beziehungen seit der Atomkatastrophe vom Dezember 2021,  

die Zukunft der Vereinten Nationen und die Bedeutung von 

Moral in der Politik.

Das Gespräch führte Anna Kuchenbecker,  
Chefredakteurin des Aspen Insight.

Offenbar ist die 
Menschheit nur 
dann kooperations-
fähig, wenn es ihr 
als Ganzes an den 
Kragen geht.

Es ist, als hätte 
die Menschheit 
eine zweite Chance 
bekommen. 
Angela Merkel, UN-Generalsekretärin
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Tel-Aviv, Ost-Jerusalem. In einer bahnbre-
chenden und zugleich höchst politischen 
Entscheidung hat das Internationale Olym-
pische Komitee (IOK) am Freitag in Lau
sanne den Austragungsort der Olympischen 
Sommerspiele 2036 bekanntgegeben: Die 
Spiele werden in Israel und Palästina statt-
finden und somit erstmals in zwei Ländern 
gemeinsam. 

Der symbolische Wert dieser Entschei-
dung könnte größer nicht sein: Nach dem 
friedlichen Ende des jahrzehntealten Nah-
ost-Konflikts und der Gründung zweier Staa-
ten vor knapp zwei Jahren, geht das IOK in 
Vorleistung: „Wir hoffen, dass der Olympi-
sche Geist Israel und Palästina weiter zusam-
menwachsen lässt“, begründete IOK-Präsi-
dent Tom Bachmann die Entscheidung.

Der Bekanntgabe wurde seit Wochen ent-
gegengefiebert. Fernsehsender und Tages-
zeitungen – ob in arabischer oder hebräi-
scher Sprache – kannten nur noch ein Thema: 
Olympia. Dann war es sowiet – Freitag, kurz 
nach 12 Uhr. Bachmann zieht aus dem Um-
schlag die Flaggen Palästinas und Israels. Auf 
dem Rabin-Platz in Tel Aviv und vor dem Da-
maskustor in Jerusalem brechen alle Dämme. 
Araber und Juden liegen sich in den Armen, 
singen ihre jeweiligen Nationalhymnen. 

Historische Chance
Auch Israels Premierministerin, Tzipi Livni, 
ließ ihren Gefühlen freien Lauf. Arm in Arm 
mit ihrem palästinensischen Amtskollegen 
Majed Faraj erklärte sie mit tränenerstick-
ter Stimme: „So viel Blut, so viele Tränen, so 
viel Leid in all den Jahrzehnten – ich kann 
es noch gar nicht fassen.“ Und Faraj fügte 
nicht minder bewegt hinzu: „Nun blickt die 
Welt nicht länger mit Skepsis und Ratlosig-
keit auf unsere Region. Dies ist der Beginn 

einer gemeinsamen Zukunftsvision für ein 
friedliches Zusammenleben von Juden und 
Arabern.“
Die Bilder der sich in den Armen liegenden 
Menschen sind anrührend und historisch 
zugleich: Zwei Völker, durch historische Ver-
wicklungen auf engstem Territorium zu-
sammengewürfelt und sich spinnefeind ge-
genüberstehend, richten nun gemeinsam 
das größte Sportereignis der Welt aus. Allein 
der Umstand, dass die gemeinsame Bewer-
bung in den Bevölkerungen eher auf Zustim-
mung denn auf Ablehnung stieß, wurde vom 
IOK wohlwollend kommentiert; wiederholt 
sprach IOK-Präsident Bachmann von einem 
wichtigen Beitrag zur Aussöhnung von Isra-
elis und Palästinensern. Doch die Herausfor-
derungen sind immens; beide Gesellschaf-
ten stehen vor einer Jahrhundertaufgabe.

Begünstigung Israels? 
Schnell meldeten sich kritische Stimmen zu 
Wort, die bemängelten, vor allem Israel profi-
tiere von der IOK-Entscheidung. Der jüdische 
Staat hat eine gut ausgebaute Infrastruktur 
mit rund 20 modernen Stadien (11 davon mit 
Kapazitäten von mehr als 10.000 Zuschau-
ern). „Zwischen Israel und Palästina gibt es 
eine sehr ungleiche Verteilung der Kapazitä-
ten“, erklärte Mohammed Abutteen, Sprecher 
des palästinensischen Anti-Olympia-Bünd-
nisses „NO-lympia“. Es bestehe die Gefahr, 
auf vorhandene Strukturen in Israel zurück-
zugreifen und damit die Juden zu bevorzu-
gen, so Abutteen. Man könne die Spiele auch 
direkt an Israel vergeben und sich den Etiket-
tenschwindel sparen, bemerkte er skeptisch.

Tatsächlich bewarb sich das israe-
lisch-palästinensische Olympische Komi-
tee mit einem Konzept, dessen Augenmerk 
auf „die langfristige Entwicklung der Infra-

struktur vor allem in Palästina“ abzielt. Da-
für sollen knapp vier Mrd. Schekel (bzw. ca. 
eine Mrd. €) ausschließlich für palästinen-
sische Infrastrukturprojekte bereitgestellt 
werden. 

Knackpunkt Infrastruktur 
Kritikern, die wie Abutteen eine Begünsti-
gung Israels und Einseitigkeit in der Reali-
sierung befürchten, soll so der Wind aus den 
Segeln genommen werden. In der Tat plant 
das olympische Bewerberkomitee nicht nur 
den Ausbau bestehender Stadien in Tel Aviv, 
Jerusalem, Hebron und Haifa, sondern auch 
den Neubau eines multifunktionalen olym-

pischen Dorfes zwischen Ramallah und Je-
rusalem. Es soll nach dem Ende der Som-
merspiele als attraktives Wohnareal weiter 
genutzt werden. Nachhaltigkeit wird groß 
geschrieben.

Überhaupt offenbart das Konzept des Be-
werberkomitees viel Feingefühl: Während 
der Ausbau bestehender Kapazitäten aus-
schließlich Israel vorbehalten ist, sollen neue 
Sportzentren wie beispielsweise Schwimm- 
und Leichtathletikhallen oder Verkehrssys-
teme bevorzugt in Palästina angesiedelt 
werden. Unmittelbar nach der Vergabeent-
scheidung des IOK hat die EU finanzielle Un-
terstützung zugesagt.

Zwei-Meeres-Kanal eingeweiht
NAHER OSTEN Pipeline verbindet Rotes Meer mit  

Totem Meer und liefert Trinkwasser nach Jordanien

Israels Premierministerin Tzipi Livni, Pa-
lästinas Präsident Majed Faraj und König 
Hussein II. von Jordanien haben gestern – 
vier Jahre später als geplant – den „Zwei-Mee-
res-Kanal“ eröffnet. Das Weltbank-Projekt, 
das mehr als vier Jahrzehnte in der Planung 
war, besteht aus zwei Teilen: Während eine 
225 Kilometer lange Pipeline fortan Wasser 
aus dem Roten Meer ins Tote Meer führt, ver-
sorgt ein zweiter Strang künftig die jordani-
sche Hauptstadt Amman mit Trinkwasser. 

Mit der Inbetriebnahme des Kanals ge-
lingt ein Durchbruch in der Wasserversor-
gung des Nahen Ostens; zugleich ist das 
Mega-Projekt ein wichtiger Beitrag zur Frie-
denssicherung in der Region. Der Streit um 
Wasserrechte hatte in den vergangenen Jah-

ren immer wieder zu gewaltsamen Ausein-
andersetzungen zwischen Israel, Palästina 
und Jordanien geführt. 

Herzstück der Anlage ist die weltweit 
größte Entsalzungsanlage im Golf von Akaba. 
Sie kann bis zu 870 Millionen Kubikmeter 
Meerwasser jährlich entsalzen, was der stark 
wachsenden Bevölkerung Jordaniens zu-
nächst mittelfristig eine Daseinsperspektive 
gibt. Zugleich wirkt der zweite Strang des Ka-
nals der rasant fortschreitenden Austrock-
nung des Toten Meeres entgegen. Im 20. 
Jahrhundert war das biblische Meer ein Tou-
ristenmagnet; seither ist sein Spiegel um 40 
Meter abgesunken, weil vor allem Israel dem 
Jordan – einziger Zufluss des Toten Meeres – 
immer mehr Wasser entnommen hatte.

Klimaschutz „Made in USA“
ENERGIEWENDE Amerikanisches Städtebündnis ist 

Vorreiter im internationalen Klimaschutz

Entgegen aller Erwartungen hat sich der Aus-
tritt der USA aus dem Pariser Klimaschutz
abkommen offenbar nicht negativ auf das 
Weltklima ausgewirkt. Das bestätigt nun 
auch der siebte Fortschrittsbericht des Welt-
klimarates IPCC. 

Als der ehemalige US-Präsident Donald 
Trump im Sommer 2017 den Ausstieg sei-
nes Landes aus dem internationalen Klima-
pakt bekannt gab, beschworen Klimaexper-
ten und politische Kommentatoren das Ende 
der Welt. Immerhin waren die USA seinerzeit 
der größte Emittent von klimaschädlichen 
Treibhausgasen – gemessen am CO2-Fuß-
abdruck seiner Bürger. Auch wenn Trumps 
Nachfolger, Mike Pence, dem Pariser Klima-
pakt nicht wieder beitrat, korrigierte er zu-
hause doch den Kurs. Zwar gibt es auch unter 
Pence noch immer keinen nationalen Akti-
onsplan zur Bekämpfung des Klimawandels, 
aber immerhin leugnet die republikanische 
Administration nicht länger seine menschli-

chen Ursachen. Auch beendete Pence die Un-
terstützung der Kohle-Industrie – ein Schritt, 
der seinerzeit seine Position in den eigenen 
Reihen deutlich schwächte.

Während Washington in der internatio
nalen Klimapolitik nicht länger das „Enfant 
terrible“ spielte, entwickelten sich die gro-
ßen amerikanischen Metropolregionen zur 
Avantgarde im Kampf gegen den Klimawan-
del. Ende 2018 schlossen sich New York, Los 
Angeles, San Francisco, Chicago, Pittsburgh 
und Atlanta zur „Climate Change Action“ 
(CCA) zusammen; heute gehören diesem 
Bündnis 153 amerikanische Städte und Me-
tropolregionen an – darunter Houston, das 
einstige Öl-Zentrum der USA. Gemeinsam 
haben sie eine gemeinnützige Aktiengesell-
schaft gegründet.

Waren Ende der 2010er Jahre vor allem 
die technologischen Innovationszentren in 
Kalifornien Treiber dieser Klimaschutzbe-
wegung, so spielen seit Anfang der 2020er 

Jahre vor allem die amerikanischen Finanz-
zentren New York, San Francisco, Boston 
und Chicago eine entscheidende Rolle. Denn 
hier werden die begehrten „Green Inno-
vation Bonds“ des CCA gehandelt. Anteils-
eigner können am jährlich stattfindenden 
CCA-Innovationsforum teilnehmen, das die 
innovativsten Klimaschutzideen von Social 
Entrepreneurs prämiert. Wer hier gewinnt, 
hat Zugang zu prall gefüllten Venture Capi-
tal-Töpfen und wird zum Premium-Partner 
einer CCA-Metropole.

Dank dieser Initiativen konnte die Zahl 
der Kohlekraftwerke in den USA von rund 
1300 im Januar 2017 auf 795 im Juni 2025 
gesenkt werden. Seitdem werden nur noch 
zwölf Prozent des Stroms durch Kohlekraft-
werke produziert (2017 waren es noch rund 
30 Prozent). Allein dadurch und die tech-
nologische Optimierung weiterhin am Netz 
hängender Kohlekraftwerke sowie die Um-
stellung auf Gasbefeuerung wurden in den 
vergangenen fünf Jahren 1,1 Billionen metri-
sche Tonnen CO2 eingespart.

Am Abend der Veröffentlichung des Be-
richts des Weltklimarates wurde Al Gore (77) 
von der New York Times um einen Kommen-
tar gebeten. Die Antwort des Friedensnobel-
preisträgers und ehemaligen Vize-Präsiden-
ten berührt: „Ich habe selbst nicht mehr 
daran geglaubt. Man sollte die Menschen in 
Amerika niemals unterschätzen.“ 

Nach der IOK-Entscheidung feierten Juden und Araber gemeinsam auf dem Jerusalemer 
Tempelberg

Nach zehn Jahren Bauzeit eingeweiht: Der sogenannte „Friedenskanal“

Man sollte die 
Amerikaner niemals 
unterschätzen.
Al Gore, ehemaliger US-Vizepräsident

Vorbildlich:  
Smart City-Initiative

Alan A. Pease, Oberst i.R. der Britischen  

Rheinarmee und „Brexit-Exilant“, Hamburg

iebe Redaktion,

mit großer Erleichterung habe 
ich vernommen, dass das Abschmel-
zen der Pole vorerst gestoppt wer-
den konnte. Ohne jede Übertreibung 
kann die europäisch-chinesische 
Smart City-Initiative als das weltweit 
erfolgreichste Großprojekt zur Ver-
minderung von Treibhausgasen und 
Feinstaub angesehen werden. In letz-
ter Minute sind sich die Europäische 
Union und China – zweit- bzw. dritt-
größter Verursacher von Treibhaus-
gasen – ihrer Verantwortung für das 
Weltklima und die Gesundheit ihrer 
Bevölkerungen bewusstgeworden. 
Was aber noch ermutigender ist: Sie 
haben in einer beispiellosen Initia-
tive gemeinsam gehandelt. 

Doch dieser Vorstoß kann nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass zwei 
bedeutende Industrienationen so 
weitermachen wie bisher: die USA 
und Großbritannien. Wenn auch 
der Versuch amerikanischer Groß-
städte begrüßenswert ist, ein Klima-
schutzprogramm nach dem Modell 
der chinesisch-europäischen Smart 
City-Initiative aufzubauen, so ist die 
Stagnation in Sachen Klimaschutz 
und Emissionsminderung in Groß-
britannien doch schockierend. Seit-
dem die Insel vor rund sechs Jahren 
der Europäischen Union den Rücken 
gekehrt hat, befindet sich Whitehall 
auch beim Klimaschutz sprichwört-
lich in „splendid isolation“. (Und hier 
schreibt Ihnen jemand, der aus die-
sem Grund die Insel verlassen hat.) 

Das Mutterland der Industrialisie-
rung und europäischer Spitzenreiter 
beim CO2-Ausstoß ergreift weiter-
hin keine wirksamen Maßnahmen 
zur Verminderung von Treibhaus-
gasen. Dabei sollten die Briten es 
besser wissen. Zur Erinnerung: Die 
erste große Smog-Katastrophe Eng-
lands fand 1952 statt und kostete 
Schätzungen zufolge bis zu 12.000 
Briten das Leben. Doch aller War-
nungen von Umweltschützern und 
Gesundheitsexperten zum Trotz, 
halten britische Regierung und In-
dustrie an fossilen Brennstoffen 
fest. Schließlich seien Kohle, Öl und 
Gas so billig wie seit Jahrzehnten 
nicht mehr. Im Übrigen könne man 
die angeschlagene Wirtschaft nicht 
noch durch hohe Investitionen in 
den Aufbau neuer Energiesysteme 
belasten. Doch was die Wirtschaft 
des Landes in den zurückliegenden 
Jahren vermeintlich schonte, belas-
tet nun zunehmend die Gesund-
heit der Menschen: Wie jedes Jahr 
hängt zu Beginn der Heizsaison 
eine bräunlich-gelbe Feinstaubglo-
cke über London. Die Krankenhäu-
ser der Stadt meldeten zuletzt einen 
sprunghaften Anstieg chronischer 
Atemwegserkrankungen.

Man kann nur hoffen, dass die bri-
tische Regierung einlenkt, bevor in 
London, Liverpool und Sheffield ähn-
lich viele Menschen ihre Gesundheit 
oder gar ihr Leben verlieren, wie in 
den 2010er Jahren in Peking. Die Na-
tionale Gesundheitsbehörde (NHS) 
schätzt, dass im vergangenen Jahr 
rund 125.00 Briten aufgrund dras-
tisch überhöhter Feinstaubwerte 
vorzeitig starben – ein Fünftel davon 
Kinder unter zehn Jahren. 
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Friedensspiele im Nahen Osten

KURZ UND KNAPP

Kaum jemand glaubt noch an 
die Lösung des Nahost-Konflikts. 
Doch wer glaubte Anfang 1989 
an die deutsche Einheit? Es war 
Michail Gorbatschow, der den 
Unterschied machte. Welchen Im-
puls braucht es, um Bewegung in 
den Nahost-Konflikt zu bringen?

Wir möchten wissen, was Sie  
denken. Schreiben Sie uns auf:  
www.aspen-insight.de
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KLIMASCHUTZ  Auch auf Grönland wächst erstmals seit Jahrzehnten wieder der Eispanzer

Bonn. „Die Polschmelze ist weitge-
hend zum Stillstand gekommen.“ 
Das ist der wohl spektakulärste Be-
fund des knapp 3.200 Seiten starken 
Berichts des Weltklimarates (IPCC), 
der am Mittwoch – vier Wochen vor 
dem 31. Welt-Klimagipfel in Washing-
ton – veröffentlicht worden ist. Alle 
sechs Jahre legt der Weltklimarat im 
Auftrag des UN-Umweltprogramms 
(UNEP) und der Weltorganisation für 
Meteorologie (WMO) einen Bericht 
zum Stand der Forschung zum Kli-
mawandel vor. Diesmal haben die 
Forscher rund 13.500 wissenschaft-
liche Studien ausgewertet – mehr 
als jemals zuvor. Schon aus diesem 
Grund gelten die Erkenntnisse als 
besonders gesichert.

„Alles deutet darauf hin“, erläu-
tert Achim Steiner, der neu ernannte 
Generalsekretär des Sekretariats 
der UN-Klimarahmenkonvention  
(UNFCCC) in Bonn, „dass die jahre-
langen Anstrengungen der interna-
tionalen Staatengemeinschaft zur 
Eindämmung des Klimawandels 
endlich zu einem sichtbaren Ergeb-
nis geführt haben.“ Und das sogar 
früher als erwartet.

Die Gründe dafür sind zahlreich, 
doch eine Initiative der vergange-
nen Jahre sticht heraus. Entschei-
dend für die Trendwende war die 
europäisch-chinesische Vorreiter-
rolle beim Umbau der Verkehrs- und 
Energiesysteme. Ende der 2010er 
Jahre hatte sich die Lebensqualität 
in den Metropolen Europas und ent-
lang der Ostküste Chinas aufgrund 
steigender Emissionen dramatisch 
verschlechtert. 

„Es ist schon kurios“, erinnert sich 
der damalige Oberbürgermeister von 
Stuttgart, Fritz Kuhn, der heute im 
Hochschwarzwald lebt und der Vor-
sitzende von „Ländle lebenswert“ ist. 
„Jahrzehntelang haben wir vor den 
Folgen des Klimawandels durch den 
Ausstoß von Treibhausgasen gewarnt. 
Doch jedes Jahr wurden mehr Kohle, 

Öl und Gas verbrannt.“ Dass Gletscher 
und Polkappen so schnell abschmol-
zen „wie ein Eis am Stiel in der Som-
merhitze“, habe letztlich niemanden 
wirklich interessiert. „Menschen müs-
sen erst massenhaft krank werden 
und sogar sterben, ehe sie wirklich 
bereit sind, ihren Lebensstil zu verän-
dern.“ Kuhn weiß, wovon er spricht: 
2020, in seinem letzten Amtsjahr als 
Oberbürgermeister, starben in Stutt-
gart 4.546 Menschen vorzeitig an den 
Folgen der hohen Feinstaubbelastung 
und an Stickoxiden; deutschlandweit 
waren es fast 66.500 – zwanzigmal 
mehr als die Zahl der Verkehrstoten 
im selben Zeitraum.

Noch dramatischer entwickelte 
sich seinerzeit die Lage in den Me-
gastädten entlang der chinesischen 
Ostküste. In Peking wurden seit 
2014 regelmäßig durchschnittliche 
Feinstaub-Belastungen von über 
350 Mikrogramm pro Kubikme-
ter gemessen – das 16-fache der er-
laubten WHO-Grenzwerte. Am 23. 
Dezember 2019 wurde in der chine-
sischen Hauptstadt mit 954 Mikro-
gramm pro Kubikmeter die höchste 
jemals gemessene Feinstaubbelas-
tung erreicht. Bereits 2015 hatte der 
Pekinger Bürgermeister Wang An-
shun in aller Öffentlichkeit gesagt, 
Chinas Hauptstadt sei ungeeignet, 
um darin zu leben. Sein Statement 
rief keinerlei Widerspruch hervor. 
Heute gesteht sein Nachfolger Li 
Cheng Peng: „Wir hätten viel früher 
handeln müssen, dann hätten wir 
das Schlimmste noch verhindern 
können.“ 

Europäisch-chinesische Smart-
City-Initiative 
Im Dezember 2020 schlossen dann 
die EU-Kommission und der chine-
sische Staatsrat ein weitreichendes 
Kooperationsabkommen zur nach-
haltigen Stadt- und Verkehrssystem-
planung. Das Programm „Sustain-
able Lifestyles in Smart Cities“ (SLSC, 
Nachhaltige Lebensstile in smarten 
Städten) war nicht nur der Beginn 
einer umfassenden Forschungs-
kooperation; Brüssel und Peking 
legten auch einen milliardenschwe-
ren Fonds zum Umbau der Energie- 
und Transportsysteme auf (▸siehe 
Info-Kasten).

Seit Beginn der europäisch-chi-
nesischen Smart-City-Initiative hat 
der SLSC-Fonds mehr als 423 Mil-
liarden Euro (= 2,1 Billionen Ren-
minbi) an 1826 chinesische und 754 
europäische Gemeinden, Städte und 
sub-staatliche Gebietskörperschaf-
ten (z.B. Landkreise und Provinzen) 
ausgeschüttet, um die Umstellung 
auf nachhaltige Energie- und Ver-
kehrssysteme zu beschleunigen. 
Konkret bedeutet das die Abschal-

tung von Kohlekraftwerken zuguns-
ten von Wind- und Solaranlagen 
sowie die Stilllegung von Verbren-
nungsmotoren zugunsten von e-Mo-
bilität. Seitdem hat sich nicht nur die 
Luftqualität in den Städten Chinas 
und Europas deutlich verbessert. 
Auch der Anteil der Menschen, die 
aufgrund von überhöhter Feinstaub-
belastung vorzeitig sterben, ist deut-
lich gesunken. 

Entscheidend aber ist ein er-
wünschter „Nebeneffekt“: Im Ver-
gleich zum Jahr 2020 ist der Ausstoß 
an klimaschädlichen Treibhausga-
sen in Europa um 8,2 Prozent und 
in China um 14,7 Prozent gesunken. 
Kein Wunder also, dass der Welt-
klimarat die SLSC-Initiative in sei-
nem jetzt vorgelegten Gutachten als 
„den bedeutendsten Einzelbeitrag 
zum Schutz des Weltklimas seit dem 
Weltnachhaltigkeitsgipfel in Rio de 
Janeiro im Jahre 1992“ würdigt.

Einziger Wermutstropfen: Durch 
die massive Verringerung von Par-
tikeln in der Luft kann das Sonnen-
licht nun leichter auf die Erdober-
fläche durchdringen. Das führt zu 
einer leicht erhöhten Erderwär-
mung – im Jahresdurchschnitt um 
0,2 Grad Celsius. „Was zählt“, gibt 
sich UNFCCC-Chef Steiner jedoch op-

timistisch, „ist das Anhalten der Ab-
wärtsspirale. Den Rest bekommen 
wir auch noch in den Griff.“ So soll 
während des anstehenden Weltkli-
magipfels, der vom 10. – 21. Novem-
ber 2025 in Washington stattfinden 
wird, der Einsatz von Geo-Enginee-
ring-Methoden beschlossen wer-
den. Diskutiert werden derzeit un-
terschiedliche Optionen: Da sind 
zum einen die erdbasierten Lösun-
gen. Diese umfassen unter anderem 
massive Aufforstungsprogramme 
sowie die „Düngung“ der Weltmeere 
mit Eisenoxid zur Anregung der Al-
genbildung. Beides hat zum Ziel, 
Kohlendioxid aus der Luft dauerhaft 
in der Flora zu binden. Zum anderen 
sind Eingriffe in die Erdatmosphäre 
vorgesehen, darunter die Verringe-
rung der Sonneneinstrahlung durch 
Einbringen von Schwefeldioxid in 
die Stratosphäre sowie das Absau-
gen von Kohlendioxid aus der At-
mosphäre samt anschließender 
Deponierung.

Es bleibt abzuwarten, ob diese 
Massnahmen geeignet sind, die 
weitere Erderwärmung und das Ab-
schmelzen der Polkappen nicht nur 
zu stoppen, sondern den Trend um-
zukehren. Grund zum Optimismus 
gibt es.  

Der Fonds der europäisch-chinesischen Initiative „Nach-
haltige Lebensstile in smarten Städten“ (SLSC-Fonds) 
erhält die Hälfte seiner Gelder aus öffentlichen Mitteln, 
d.h. von Städten, Gemeinden und nationalen Haushal-
ten. Die andere Hälfte steuern die europäische und chi-
nesische Industrie bei. Auf diese Weise sind seit Auflage 
des Fonds im Januar 2020 mehr als 423 Milliarden Euro  
(= 2,1 Billionen Renminbi) zusammengekommen. 

Was den Fonds für Industrie und Kommunen glei-
chermaßen interessant macht, ist das sogenannte 
„Hasenrennen-Prinzip“. Zunächst müssen alle Unterneh-
men und Kommunen entsprechend ihres Ausstoßes an 
Treibhausgasen Anteile in den Fonds einzahlen. Jahr für 
Jahr werden die maximal zulässigen Treibhausgas-Quo-
ten gesetzlich gesenkt. Unternehmen, die mindestens 
zehn Prozent unter diesen Richtwerten bleiben, erhalten 
einen Rabatt, müssen weniger als gesetzlich vorgeschrie-
ben in den Fonds einzahlen. 

Richtig lukrativ wird es für Unternehmen aber erst, 
wenn sie am „Hasenrennen“ teilnehmen dürfen. Und 
das funktioniert so: Städte und Gemeinden, die sich am 

SLSC-Fonds beteiligen, beschreiben in einem Projektan-
trag ihr größtes Umweltproblem und stellen es auf die 
„SLSC-Plattform für nachhaltige Lösungen“ – ein on-
line-basiertes Wettbewerbsportal, auf das nur jene Un-
ternehmen Zugriff haben, die ihre Emissionsziele deut-
lich unterschritten haben. 

Nun beginnt das Hasenrennen: Innerhalb von 100 
Tagen müssen die Unternehmen ihren Lösungsvorschlag 
für das beschriebene Problem vorstellen. Erhalten sie den 
Zuschlag, beginnt die Umsetzung des Projekts, wobei 20 
Prozent der Entwicklungskosten aus dem SLSC-Fonds er-
stattet werden. Die entstehenden Anschaffungskosten 
für die auslobende Stadt oder Gemeinde werden eben-
falls mit 20 Prozent aus dem Fonds subventioniert. 

Das Verfahren ist revolutionär: Städte bekommen so 
nicht nur ganzheitliche, maßgeschneiderte Lösungen, 
sondern stets auch die innovativsten Technologien. Frü-
her war es genau umgekehrt: Städtische Kämmerer de-
finierten in ihren Ausschreibungen, was Unternehmen 
liefern sollten, ohne dass diese das Problem in vollem 
Umfang verstanden. So wurden über Jahrzehnte ver-

altete Technologien angeschafft, welche die Probleme 
allzu oft nur unzureichend lösten oder im schlimmsten 
Falle sogar unbeabsichtigte Nebenwirkungen mit sich 
brachten.

Das „Hasenrennen-Prinzip“ des SLSC-Fonds been-
dete diese Unzulänglichkeiten. Und da erprobte Lösun-
gen für vergleichbare Städte mindestens so attraktiv 
sind wie für die Vorreiter-Städte, profitieren alle da-
von: Innovative Unternehmen amortisieren rasch ihre 
Entwicklungskosten und können neue Kunden und Ge-
schäftsfelder erschließen; Nachahmer-Städte – auch 
wenn sie die vollen Anschaffungskosten zahlen müssen 
– können sofort auf tragfähige Konzepte zurückgreifen. 
So dienen öffentliche Mittel schließlich dem Fortschritt 
und der umweltverträglichen Modernisierung und nicht 
der Nachsorge. 

Nun steht das Modell Pate für andere Regionen: Die 
Afrikanische Union will es im kommenden Jahr in 30 
afrikanischen Modellstädten einführen und auch das 
US-amerikanische Städtebündnis Climate Change Action 
(CCA) hat Interesse angemeldet.

SLSC-FONDS: BESCHLEUNIGTE MODERNISIERUNG DURCH DAS „HASENRENNEN-PRINZIP“ 

Polschmelze gestoppt

Das Aspen Institut 
Deutschland dankt der 
Lotto Stiftung Berlin  
für ihre Unterstützung 
im Rahmen des Berliner  
Transatlantik Forums. 

Wir hätten viel 
früher handeln 
müssen, dann 
hätten wir das 
Schlimmste 
noch verhindern 
können.
Li Cheng Peng, Bürgermeister von Peking

Gestoppt: Abschmelzen der nordpolaren Eiskappe  
(1956 bis 2025) �

� Bilder: NASA; Szenarios 1956/2025: smr
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RÜCKBLICK  Wie der „Macron-Merkel-Plan“ die EU veränderte  
und die Menschheit zum Mars führte

Berlin. Für Demokraten und Liberale waren 
die Jahre 2016/2017 ein Schlag ins Kontor. Im 
Juni 2016 entschied sich eine knappe Mehr-
heit der Briten für den Austritt aus der Euro-
päischen Union; im Herbst desselben Jahres 
wurde der Anti-Modernist Donald Trump 
zum US-Präsidenten gewählt; und in Frank-
reich drohte bei den Präsidentschaftswahlen 
ein Sieg der rechtsradikalen Marine Le Pen. 
Doch es kam bekanntlich anders: Macron 
wurde französischer Präsident, auch in den 
Niederlanden blieb der Rechtsruck aus, und 
im Herbst verteidigte Angela Merkel ihre 
Kanzlerschaft und stellte im Dezember 2017 
ihr viertes Kabinett vor.

Auf dem Höhepunkt ihrer Macht galt sie 
vielen als „Führerin der freien Welt“ (Econo-
mist), „mächtigste Frau seit Queen Victoria“ 
(Telegraph) und als „Regisseurin Europas“ 
(Tagesspiegel). „Was Merkel aber fehlte“, erin-
nert sich ihre damalige Medienberaterin Elsa 
Christiansen, „war historischer Nimbus.“ In 
der Tat war die Frage nach ihrem politischen 
Erbe zu Beginn ihrer vierten Amtszeit noch 
immer unbeantwortet. Glaubt man dem 
damaligen Stabschef Emmanuel Macrons, 
Alexis Kohler, war es genau diese Frage, mit 
der Macron im Frühjahr 2018 auf Merkel zu-
ging, um sie von seinem Europa-Programm 
zu überzeugen. „Merkel hatte nie leiden-
schaftlich, programmatisch oder gar ideo-
logisch gehandelt, sondern immer pragma-
tisch und intuitiv“, so Kohler rückblickend. 
„Macron war ihr Alter Ego – visionär, plan-
voll, überlegt. Die beiden wussten rasch, was 
sie aneinander hatten.“

Trotz ihrer Unterschiede waren sich 
Macron und Merkel bald einig: Nicht die 
zähen Brexit-Verhandlungen sollten in Zu-
kunft die Schlagzeilen dominieren und die 
politische Energie absorbieren, sondern eine 
elektrisierende Vision für Europa. Es war vor 
allem Macron, der die Visegrád-Staaten über-
zeugte, sich der Initiative anzuschließen. In 
„Geheimgesprächen“, so erzählt es zumin-
dest Alexis Kohler, habe Macron den Zen
traleuropäern durchgestochen, dass Merkel 
bereit sei, „große Summen deutsche Steuer-
gelder in eine gemeinsame europäische Zu-
kunft zu investieren“.

Der Kompromiss: Brüssel würde Kompe-
tenzen an die Mitgliedstaaten zurückgeben, 
um den Nationalisten das Wasser abzugra-
ben. Die EU-Kommission würde künftig also 
weniger tun, dafür aber effektiver. Zugleich 
sollte sich die EU auf ausgewählte Schlüs-
sel- und Zukunftsbereiche fokussieren. Der 
„Macron-Merkel-Plan“ konzentrierte sich vor 
allem auf zwei Politikfelder: Zum einen auf 
sozial gerechtes und umweltverträgliches 
Wirtschaftswachstum durch Innovation und 
einem massiven Ausbau digitaler Infrastruk-

turen. Zum anderen auf Sicherheit und Sta-
bilität auf der Grundlage eines umfassenden 
Sicherheitskonzepts – darunter ein bis auf 
die kommunalen Ebenen reichender Migra-
tions- und Integrationsplan. Das bedeutete 
aber auch: Vertiefung der Euro-Zone und 
Aufbau eines Europäischem Währungsfonds. 
Beinahe wichtiger war jedoch der sukzessive 
Abbau der teuren und rückwärtsgewandten 
Agrar-Subventionen, wodurch die notwen-
digen Finanzmittel zur Modernisierung der 
europäischen Volkswirtschaften freigesetzt 
wurden.

Neuverhandlung der EU-Verträge
Trotz zum Teil heftigen Widerstands aus den 
eigenen Lagern, stieß der „Macron-Merkel-
Plan“ bei den übrigen 25 EU-Mitgliedsstaaten 
weithin auf Zustimmung. Es war vor allem 
Macrons und Merkels Entschlossenheit und 
Führungsstärke zu verdanken, dass die Euro-
päischen Verträge in nur zwölf Monaten neu 
verhandelt und schließlich am 9. Mai 2019 in 
Rom unterschrieben werden konnten. Nach 
der Ratifikation durch die Mitgliedstaaten 
traten sie im Januar 2020 in Kraft.

Neben innerer und äußerer Sicherheit 
lag der Schwerpunkt des nun deutlich ver-
schlankten EU-Haushaltes auf Investitionen 
in Bildung, Forschung und Entwicklung. Da-
bei stand zunächst die Gründung von High-

Tech-Parks, der Aufbau von regionalen Er-
neuerbaren-Energie-Hubs zur Durchsetzung 
der Elektro-Mobilität sowie der Ausbau eines 
europaweiten Breitband-Netzes im Vorder-
grund. „Überall in Europa schossen die Inno-
vationsparks wie Pilze aus dem Boden“, erin-
nert sich EU-Innovationskommissar Mark 
McCurious an den Beginn des Programms. 
„In Europa gibt es nun nicht nur ein Silicon 
Valley, sondern Dutzende“, so McCurious 
stolz. Nirgendwo sonst gebe es ein dichteres 
Netz aus hervorragenden Universitäten, ei-
ner vibrierenden Gründerszene und investi-
tionsfreudigen Finanziers.

Insgesamt hat der „Macron-Merkel-Plan“ 
zu einer breiten Qualifizierungsoffensive ge-
führt. Damit strafte das europäische Modell 
jene Schwarzseher Lügen, die zum Ende der 
2010er Jahre prognostizierten, digitaler Wan-
del führe bestenfalls zu „beschäftigungslo-
sem Wachstum“. 

Weil aber der „Macron-Merkel-Plan“ be-
wusst auf eine breitenwirksame Qualifizie-
rung in den Bereichen Digitalisierung, Au-
tomatisierung und künstliche Intelligenz 
setzte, begann sich die Wirtschaftsstruktur 
in Europa mit Beginn der 2020er Jahre zuse-
hends zu verändern: Weg von industriellen 
Großbetrieben hin zu dezentralen Innovati-
onsschmieden rund um kleine und mittel-
ständische High-Tech-Unternehmen.

Beide Schwerpunkte – Innovations- und 
Infrastrukturförderung auf der einen Seite, 
Fortbildung und Qualifizierung auf der 
anderen – erwiesen sich als enorm wirkungs-
volle Katalysatoren für die wirtschaftliche 
und soziale Transformation Europas. 

EU ist dynamischste Wachstumsregion 
weltweit
Im diesjährigen „World Economic Out-
look“, dem alljährlichen Ausblick des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) auf die 
Entwicklung der Weltwirtschaft, heißt es: 
„Nirgendwo sind die Wachstumsraten in 
Wirtschaft und Beschäftigung dynamischer 
und beständiger als innerhalb der Europäi-
schen Union.” Laut IWF sind allein in den 24 
Monaten zwischen Anfang 2023 und Ende 
2024 europaweit mehr als 25 Millionen neue 
Arbeitsplätze entstanden – vor allem in je-
nen Branchen, die von der Digitalisierung 
besonders profitieren: kleine und mittel-
ständische Unternehmen in den Automoti-
ve-Zuliefererindustrien, in der Energiebran-
che mit ihren lokalen und regionalen Smart 
Energy-Konzepten, im FinTech-Sektor sowie 
im e-Government. Und nicht zuletzt im Be-
reich e-Learning. Allein im öffentlichen Sek-
tor sind in den vergangenen fünf Jahren 2,2 
Millionen neue Arbeitsplätze in Europa ent-
standen, davon 346.000 in Deutschland.

Dabei sind die Einstiegsschwellen für den 
Einzelnen denkbar niedrig: Jenen, die nicht 
qualifiziert sind für den digitalen Arbeits-
markt, wird bis zu zwei Jahren ein Grund-
einkommen gewährt, sofern sie in IT-Trai-
ningsmaßnahmen einsteigen. Anders als 
in der Vergangenheit, absolvieren die Qua-
lifizierungswilligen nicht einfach Kurse aus 
einem Standardkatalog. Vielmehr sind sie 
– wie bei der traditionellen handwerklichen 
Ausbildung – fest in einen Betrieb oder eine 
Verwaltung integriert und lernen begleitend 
zu ihrem Berufsalltag. Maßgefertigt, keine 
Konfektionsware. Während die Hälfte der 

Qualifizierungskosten von den ausbilden-
den Unternehmen getragen wird, teilen sich 
die andere Hälfte die Heimatgemeinden, 
die dafür auf Mittel des EU-Fonds „Innova-
tion und digitale Modernisierung“ zugreifen 
können, sowie die Auszubildenden selbst. 
Das mindert zwar zunächst ihr Grundein-
kommen, steigert aber die Motivation. Denn 
alle Unternehmen, die in das Programm ein-
steigen, verpflichten sich zur Übernahme 
der Zöglinge nach der Fortbildung. Ein Kon-
zept, das viele Vorteile bringt: Unternehmen 
können kostengünstig und bedarfsgerecht 
neues Personal rekrutieren, Auszubildende 
erhalten Anschluss an den rapiden tech-
nologischen Wandel. Wer zudem die Dinge 
als Unternehmer selbst in die Hand neh-
men möchte, bekommt nicht nur Zugang 
zu Startkapital, sondern auch einen „digita-
len Mentor“ zur Seite gestellt – cloud-basiert 
versteht sich. 24 Stunden täglich verfügbar, 
sieben Tage die Woche.

„Wohlstand, Selbstbestimmung und 
eine lebenswerte Zukunft“ 
Diese für viele überraschende Wendung hat 
auch zu einem willkommenen Nebeneffekt 
geführt: „Während die Mehrheit der Men-
schen – quer durch die Gesellschaften – An-
fang der 2000er Jahre noch mit großer Skep-
sis, ja Ablehnung auf Globalisierung und 
Digitalisierung blickten, sehen die meisten 
darin nun die Grundlage für Wohlstand, 
Selbstbestimmung und eine lebenswerte Zu-
kunft“, heißt es im diesjährigen World Econo-
mic Outlook. Nur Russland und der arabische 
Raum hätten noch Nachholbedarf, was ange-
sichts vieler Jahrzehnte verschlafener Mo-
dernisierung nicht überrascht. „Aber auch in 
diesen Weltregionen ist der Trend eindeutig 
positiv“, weiß IWF-Präsident Václav Kafka. 

Der Erfolg des „Macron-Merkel-Plans“ hat 
dazu geführt, dass er nun auch in anderen 
Weltregionen kopiert wird – in der Golfre-
gion durch den Golf-Kooperationsrat, in Af-
rika von der Westafrikanischen Wirtschafts-
gemeinschaft, in Südamerika von Mercosur 
und in Zentralasien von der Eurasischen 
Wirtschaftsunion. 

Allmählich zeichnet sich ab, dass der freie 
Zugang zu Massendaten zum Aufbau einer 
digitalen Dienstleistungsgesellschaft und 
Cloud Economy der Schlüssel für breiten-
wirksames Wachstum und Beschäftigung 
ist. „Es war diese Trendwende“, erklärt die 
heutige UN-Generalsekretärin Merkel, „die 
dazu führte, dass die liberale Welt- und Wirt-
schaftsordnung wieder ihr ursprüngliches 
Versprechen einlösen konnte: Die Aussicht 
auf ein Leben in Wohlstand, Stabilität und 
Sicherheit für alle, die sich dieser Idee ver-
schrieben haben.“ 

Annus Mirabilis 2018 Meilensteine  
auf dem Weg 
zum Mars
Darmstadt. Nach der Bekannt-
gabe des Starttermins für die erste 
Mars-Mission veröffentlichte das in-
ternationale Raumfahrtkonsortium 
Space Quest einen Zeit- und Ablauf-
plan. Darin werden die Meilensteine 
bis zum Start am 29. OKTOBER 2029 
aufgeführt.
Dreh- und Angelpunkt der Mission 
ist das Deep Space Gateway (DSG), 
das seit zwei Jahren in einer luna-sta-
tionären Umlaufbahn in 250.000 Ki-
lometer Entfernung zur Erde im All 
stationiert ist. Im APRIL  2026 soll 
das DSG, das mit einem Gewicht 
von rund 300 Tonnen deutlich klei-
ner als die ISS-Raumstation ist, um 
ein Versorgungsmodul erweitert 
werden. Dieses Modul enthält Sau-
erstoff-, Stickstoff- und Wasserstoff-
tanks zur Frischluft- und Frischwas-
serversorgung. Zwei Monate später 
folgt ein weiteres Versorgungsmo-
dul mit Nahrungsmitteln, Medika-
menten und Ausrüstungsgegen-
ständen. Im SPÄTHERBST 2026 wird 
das DSG schließlich um ein Logis-
tik-Modul ergänzt. Dabei handelt es 
sich im Wesentlichen um die bei-
den Mars-Rover, Kommunikations-
technologie sowie Sonnensegel und 
Wasserstoffzellen zur Energieversor-
gung. Zum Schluss folgen dann im 
JANUAR 2027 das Wohnmodul sowie 
eine Luftschleuse. Zusammen bilden 
diese Module das Deep Space Trans-
port System (DSTS), das vom DSG 
abgekoppelt als wiederverwendba-
res Raumschiff die Reise zum Mars 
antreten soll. Angetrieben wird es 
durch ein vollkommen neu entwi-
ckeltes chemisches Raketentrieb-
werk und einen Ionenantrieb.

Doch bevor die Mission tatsäch-
lich Richtung Mars starten kann, 
sind aufwendige Testläufe geplant. 
Denn schon der Hinflug zu unserem 
Nachbarplaneten dauert sechs Mo-
nate; insgesamt wird die Mission 23 
Monate in Anspruch nehmen. Zu-
nächst wird das DSTS in einem sechs-
monatigen Testlauf unbemannt auf 
seine Leistungsfähigkeit überprüft. 
Dazu wird es vom Deep Space Gate-
way abgekoppelt und in eine stabile 
Mondumlaufbahn geschickt. Es exis-
tiert also fortan als autonome Raum-
basis. Dabei wird auch das Lande-
manöver des Ares-Landers getestet 
sowie sein Relaunch zur DSTS.

ENDE 2028 werden die Daten die-
ser Vor-Mission ausgewertet sein. Erst 
danach erfolgt ein erster bemannter 
Testflug, bei dem die Mannschaft um 
Kommandant Ming ein ganzes Jahr 
in der Station verbringen wird, um 
Material und Besatzung unter rea-
listischen Missionsbedingungen auf 
den eigentlichen Flug vorzubereiten. 
Verläuft diese Testmission erfolg-
reich, werden DSG und DSTS mit fri-
schem Treibstoff und Vorräten aus-
gestattet, um am 29. OKTOBER 2029 
zum Roten Planeten aufzubrechen. 

Verläuft alles nach Plan, tritt 
Ares-7 am 2. MAI 2030 in eine Mars-
Umlaufbahn ein. Die Landung er-
folgt dann – je nach Wetterbedin-
gungen im Landegebiet – zwei bis 
drei Tage später. Nach einem knapp 
zweimonatigen Forschungsaufent-
halt wird die Crew ENDE JUNI 2030 
dann die Heimreise antreten. Das 
Wieder-Andock-Manöver an das 
Deep Space Gateway ist kurz vor 
Weihnachten vorgesehen. Dort wird 
die Crew schließlich von einer So-
jus-Kapsel abgeholt und auf die Erde 
zurückgebracht. 

Der Touch-down in der kasachi-
schen Steppe ist unmittelbar vor 
WEIHNACHTEN 2030 geplant. Aller-
dings werden die Astronauten die 
Feiertage nicht mit ihren Familien 
verbringen können. Sie müssen min-
destens zehn Tage in Quarantäne 
verbringen um auszuschließen, dass 
sie vom Mars keine tödlichen Keime 
mitgebracht haben. Danach beginnt 
eine mehrjährige Phase zur Auswer-
tung der Missionsdaten. Ziel ist, dau-
erhafte menschliche Siedlungen auf 
dem Mars zu ermöglichen.

In Europa gibt  
es nun nicht  
nur ein Silicon 
Valley, sondern 
Dutzende.
EU-Kommissar Mark McCurious

erwartete 
Flugbahn  

Erde beim Start

Mars beim Start

Mars bei der Landung

Start 
der ersten bemannten Mars-Mission
29. Oktober 2029, 22:53 Uhr

Forschungsaufenthalt 
bis Ende Juni 2030

Umlaufzeit
55 Stunden

Reisegeschwindigkeit 
126.000km/h

Die Entfernung der Erde 
zum Mars 
600 Mio. Kilometer

Eintritt von Ares-7 
in die Marsumlau�ahn
2. Mai 2030

Signalverzögerung
13–20 Minuten

Erde bei der Landung

Die erste bemannte Mars-Mission wird rund 14 Monate dauern�
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INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT  Vierköpfige Ares-7-Crew startet am 29. Oktober 2029 zum Roten Planeten

Darmstadt. Das halbstaatliche, internatio-
nale Raumfahrtkonsortium „Space Quest“ 
hat den Termin für die erste bemannte 
Marsmission bekanntgegeben: Am 29. Ok-
tober 2029 um 22:53 Uhr mitteleuropäischer 
Sommerzeit startet eine 4-köpfige Crew 
vom Deep Space Gateway (DSG) in Richtung 
Mars. Die Raumstation Deep Space Gateway 
umkreist seit 2023 den Mond und ist nicht 
dauerhaft bemannt. Sie dient bisher den 
Kassiopeia-Mond-Missionen als temporäre 
Start- und Versorgungsplattform. Dieselbe 
Funktion übernimmt die DSG-Raumstation 
nun auch für die anstehende Mars-Mission. 
Dafür wird sie bis 2027 um Versorgungs- und 
Logistik-Module erweitert (▸siehe nebenste-
henden Bericht).

„Natürlich haben wir bis dahin noch einen 
langen Weg vor uns“, räumt Space Quest-Di-
rektor James Shikani ein. „Aber nach Ab-
schluss der ersten Kassiopeia-Mond-Mis-
sionen haben wir den Löwenanteil der 
technischen Hürden genommen.“

Die Mars-Mission trägt den Namen „Ares-
7“ und steht unter dem Kommando des chi-
nesischen Kosmonauten Shu Ming. Neben 
Ming gehören dem Ares-Team die Ameri-
kanerin Amanda Sloan (37), der Russe Igor 
Timofejev (41) sowie der Franzose Louis Bar-
bier (35) an. Der 43-jährige Ming gilt als der 
derzeit erfahrenste Weltraumfahrer. Seinen 
ersten Flug zur chinesischen Raumfahrtsta-
tion Tiangong-2 trat er im Oktober 2016 an. 
Seitdem hat er fünf weitere Missionen absol-
viert, zuletzt eine Mondlandung im Rahmen 
des Kassiopeia-Programms. Das ebenfalls 
vom internationalen Raumfahrtkonsortium 
„Space Quest“ initiierte Mondlande-Pro-
gramm dient in erster Linie dem Training 
von Start- und Landemanövern, wie sie auch 
für die Ares-Mission vorgesehen sind. 

Seit dem amerikanischen Apollo-Pro-
gramm galt eine bemannte Mars-Landung 

als technisch machbar. Nun, da ein Start-
termin feststeht, rückt dieser Mensch-
heitstraum in greifbare Nähe. Seit den 
1960er Jahren wurden knapp ein Dutzend 
Raumfahrt-Programme aufgelegt, um eine 
bemannte Mars-Mission zu realisieren – in 
den USA, Russland, China und der Europäi-
schen Union. Alle scheiterten – entweder an 
den Kosten oder wechselnden politischen 
Prioritäten. Als die amerikanische Raum-
fahrtbehörde NASA im Sommer 2011 über-
raschend das Space-Shuttle-Programm ein-
stellte, und die EU aufgrund ihrer inneren 
Krise weder die nötigen Mittel noch den po-
litischen Willen für ein Mars-Programm auf-
bringen konnte, schien dieser Traum – zu-
mindest für diese Generation – ausgeträumt.

Ein Menschheitstraum rückt in 
greifbare Nähe 
Doch Space Quest-Direktor Shikani hat einen 
anderen Blick auf die Dinge: „Die Mars-Pro-
gramme der Vergangenheit sind nicht an fi-
nanziellen Engpässen gescheitert“, beharrt 
er, „sondern an einem Mangel an visionärer 
Führung.“ Das sei diesmal anders, denn das 
Ares-Programm erfreue sich der nötigen po-
litischen Unterstützung. 

Das Programm geht auf eine Initiative 
des französischen Staatspräsidenten Emma-
nuel Macron und der ehemaligen deutschen 
Kanzlerin und heutigen UN-Generalsekre-
tärin Angela Merkel zurück. „Technische In-
novationen verpuffen, wenn sie nicht durch 
eine gesellschaftliche Vision getragen wer-
den“, erklärt Shikani ein wenig pathetisch. 

Es war der junge und ehrgeizige Macron, 
der im Frühjahr 2018 auf die ewige Kanzlerin 
zuging und ihr die Neuverhandlung der Eu-
ropäischen Verträge samt Gründung einer 
„Europäischen Agentur für Innovation und 
Digitalisierung“ (EU-AID) vorschlug. Dass 
dieser politische Vorstoß in einem inter-
nationalen Programm zur interplanetaren 
Raumfahrt münden würde, war damals noch 
nicht abzusehen. Vielmehr ging es Macron 
zunächst um die Modernisierung der indus
triellen Basis Europas.

Mars-Mission als politischer  
Marketing-Coup
„Macron wusste genau, was er zu tun hatte, 
um den Deutschen den Umbau der EU 
schmackhaft zu machen und sie durch zähe 
Überzeugungsarbeit zum Zahlen zu bewe-
gen“, erinnert sich der damalige EU-Kom-
missionspräsident, Jean-Claude Juncker. 
„Weder die politischen Eliten in Berlin noch 
die Mächtigen der Industrie im Land konn-
ten sich letztlich der Vision einer dauerhaft 
wettbewerbsfähigen deutschen Industrie 
entziehen“, so Juncker. 

Ursprünglicher Kern des „Macron-Mer-
kel-Plans“ war ein massives Investitions- und 
Qualifizierungsprogramm zum Umbau der 
europäischen Volkswirtschaften zu „Cloud 
Economies“. Erst als der Plan zu versanden 

und an den Partikularinteressen alter Eliten 
sowie Protesten von Modernisierungsverlie-
rern zu scheitern drohte, sei die Idee einer 
weltweit koordinierten Mars-Mission gebo-
ren worden. „Ein Marketing-Coup, der von 
der IT-Industrie und politischen Spin-Doc-
tors ausgeheckt wurde, um die Zauderer auf 
Linie zu bringen“, erzählt Juncker. „Es musste 
schon etwas ganz Großes sein; etwas, was die 
Menschen über alle Kulturkreise hinweg ins-
pirieren und vom alltäglichen Gezänk ablen-
ken würde“, so der heute 71-jährige Luxem-
burger. „Was hätte man sich Aufregenderes 
vorstellen können, als eine internationale 
Mission zum Mars?“ Die Idee lag auch des-
halb nahe, weil auf weitreichende Vorarbei-
ten in Nord-Amerika, Asien und Europa zu-
rückgegriffen werden konnte.

Der Urheber dieser Idee ist übrigens ein 
Amerikaner: Alec Ross. Ross war während 
der ersten Obama-Administration Senior-
Berater für Innovation im US-Außenminis-
terium. Er hatte die Kampagne „21st Century 
Statecraft“ geleitet und so amerikanische 
Außenpolitik für Soziale Medien und „Digi-
tale Diplomatie“ geöffnet. 2013 verließ er die 
Regierung, um sein Buch „The Industries of 
the Future“ (Zukunftsindustrien) zu schrei-
ben – ein New York Times-Besteller, der in 
18 Sprachen übersetzt wurde. Im Herbst 
2018 wurde Ross zum Gouverneur seines 
Heimatstaates Maryland gewählt. Als Em-
manuel Macron kurz darauf Washington 
und Baltimore besuchte, trafen sich die bei-
den Männer zum ersten Mal. Der Rest ist 
Geschichte.

Das Deep Space Gateway – Zwischenhalt auf dem Weg zum Mars

Die Ares-7-Raumkapsel beim Eintritt in die Mars-Atmosphäre (Simulation)

Ares-7 mit Booster auf dem Weg vom Deep Space Gateway zum Mars

Das internationale Raumfahrtkonsortium „Space Quest“ will den Mars systematisch kolonialisieren� Bild: NASA/JPL-Caltech; weitere Motive: NASA

Wir haben den 
Löwenanteil 
der technischen 
Hürden 
genommen.
James Shikani, Direktor von „Space Quest“

Bemannte Mars-Mission 2029

Die Ares-7-Raumkapsel bietet Platz für vier Astronauten�
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Genf. Drei Jahre nach seiner Gründung im 
Oktober 2022 zog der „Globale Pakt gegen 
Terrorismus“ (Global Compact Against Ter-
rorism, GCAT) diese Woche eine positive 
Zwischenbilanz. „Erstmals seit den Cyber-At-
tacken auf Atommeiler im Dezember 2021 
vor fast vier Jahren ist die Welt wieder ein 
sichererer Ort“, erklärte GCAT-Generalsekre-
tär Kuno Rütli im Genfer Völkerbundpalast 
gegenüber mehr als 1500 Diplomaten und 
Medienvertretern aus 203 Staaten. „Niemals 
zuvor ist die Staatengemeinschaft so ent-
schlossen gegen Terrorismus, organisierte 
Kriminalität und Menschenhandel vorge-
gangen wie seit Gründung des Globalen 
Pakts.“ Rütli zeigte sich sichtlich zufrieden. 

Dabei hatte nicht der konzertierte Cy-
ber-Angriff auf Atommeiler in fünf Län-
dern den Ausschlag für die Gründung des 
GCAT gegeben, sondern das Anthrax-Atten-
tat im Juli 2020 auf die Olympischen Som-
merspiele in Tokio. Damals waren 254 Men-
schen getötet worden; mehrere Hundert 
trugen bleibende Gesundheitsschäden da-
von. Die Spiele waren seinerzeit vorzeitig 
abgebrochen worden. Bis die Täter und ihre 
Hintermänner identifiziert und festgenom-
men werden konnten, war der internationale 
Luftverkehr über Wochen fast zum Erliegen 
gekommen – mit gravierenden wirtschaftli-
chen Folgen. 

Seit seiner Gründung sind unter dem 
Dach des GCAT eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen worden, um effektiv gegen Ter-
rorismus und unerlaubten Handel – Sam-
melbegriff für organisierte Kriminalität, 
Geldwäsche, Menschen- und Waffenhan-
del – vorgehen zu können. Vorausgegan-
gen war jedoch eine mehr als zweijährige  
Auseinandersetzung um eine länderüber-
greifende Terrorismus-Definition. Wer gilt 
als Terrorist, wer als Freiheitskämpfer oder 
Bürgerrechtler? An einer ähnlichen De-
batte waren in den 2000er Jahren schon die 
UN-Menschenrechtskommission wie auch 
ihre Nachfolgeorganisation, der UN-Men-
schenrechtsrat gescheitert. 

„Diese politisch und emotional hoch auf-
geladene Debatte hätte beinahe auch die 

Gründung des GCAT verhindert“, erinnert 
sich der ehemalige UN-Generalsekretär Kofi 
Annan (87). Unter seiner Vermittlung ge-
lang im Sommer 2023 schließlich der Durch-
bruch. Annans Strategie war so simpel wie 
genial: Nicht über die Terrorismus-Defini-
tion sollten die Gründungsmitglieder Ei-
nigkeit erzielen, sondern über ihre langfris-
tigen Ziele. „Man könnte sagen“, räsoniert 
metaphorisch ein hochrangiger französi-
scher Diplomat, der damals an den Konsul-
tationen teilnahm: „Annan wechselte ein-
fach die Sportart. Er forderte uns auf, nicht 
länger Schach zu spielen, sondern auf eine 
inspirierende Ballonfahrt zu gehen. Das hat 
den ganzen Unterschied gemacht.“ Seitdem 
arbeitet der GCAT „im Geiste der UN-Charta 
sowie der Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung“. Er hat rein koordinierende Funk-
tionen; so steht es bis heute in der Präambel 
seines Gründungstexts.

GCAT: Club der Willigen und Fähigen
Eine bislang einmalige internationale Ar-
beitsteilung ist die Folge: Während die 
Durchsetzung polizeilicher und militärischer 
Maßnahmen den regionalen Sicherheits-
organisationen wie z.B. der Afrikanischen 
Union, der Shanghaier Sicherheitskoope-
ration, dem Golf-Kooperationsrat oder der 
NATO obliegt, beschränkt sich der GCAT auf 
die Koordination der geheimdienstlichen 
Zusammenarbeit sowie die Entwicklung und 
Durchführung von Präventions-, Amnestie- 
und Wiedereingliederungsprogrammen für 
ehemalige Terroristen.

„Hilfreich war damals auch“, erinnert 
sich GCAT-Generalsekretär Rütli, „dass der 
GCAT keine UN-Organisation werden sollte, 
die Einstimmigkeit bei allen Entscheidun-
gen verlangt, sondern ein Club der Willigen 
und Fähigen.“ Zwar wandten sich damals 
zunächst einige Staaten von der Grün-
dungsidee ab, darunter Russland, die USA 
und China. Als aber klar wurde, dass so-
wohl die Europäische wie die Afrikanische 
Union, Mercosur (Gemeinsamer Markt 
Südamerikas), die Arabische Liga und auch 
der Golf-Kooperationsrat hinter dem Vor-

schlag Annans standen, begannen Moskau, 
Washington und Peking, ihre Positionen zu 
überdenken. Mit allen drei Regierungen wur-
den im vergangenen Jahr erneut Gespräche 
aufgenommen. Die Aussichten auf eine bal-
dige Erweiterung des GCAT um diese Staaten 
„seien durchaus gut“, hieß es am Rande der 
Genfer Feierlichkeiten.

Jüngstes Mitglied des Pakts ist indes die 
Demokratische Republik Iran. Nach dem 
friedlichen Umbruch des Landes vor knapp 
zwei Jahren hatte Irans Präsident Kian Far-
hadian die Mitgliedschaft seines Landes im 
GCAT angekündigt. Nun unterzeichnete er 
in Genf den Aufnahmeantrag. „Mehr als 40 
Jahre lang gingen von unserem Boden Tod 
und Terror aus“, so Farhadian, nachdem er 
die Beitrittsurkunde paraphiert hatte. „Das 
wird nun ein Ende haben“, versicherte er mit 
fester Stimme. Das schulde man auch dem 
eigenen Volk. Die Zustimmung der GCAT-Ge-
neralversammlung zur Aufnahme Irans gilt 
ebenso als Formsache wie die Ratifizierung 
durch das Parlament in Teheran. Damit sind 
nun bald 173 Staaten und autonome Entitä-
ten Mitglieder des GCAT. 

Mehr als 40 Jahre 
gingen von 
iranischem Boden 
Tod und Terror 
aus. Das wird nun 
ein Ende haben. 
Kian Farhadian, iranischer Staatspräsident 

„Die Welt ist wieder ein  
sichererer Ort“

TERRORISMUSBEKÄMPFUNG  Globaler Pakt gegen Terrorismus zieht positive Zwischenbilanz

Illustration: Jennifer Wagner, Berlin

KOMMENTAR

Anti-Terrorkampf 
beginnt zu Hause

von Seda Tütünci, Integrationsbeauftragte der Bundesregierung

ass nun auch der Iran dem Globalen 
Pakt gegen Terrorismus (GCAT) bei-
getreten ist, macht die Welt wieder 
ein Stück sicherer. Nach Jahren der 
Hilflosigkeit scheint die Staatenge-
meinschaft ein Rezept gefunden zu 
haben, um im Kampf gegen den Ter-
rorismus die Oberhand zu gewinnen. 

Am Ende waren es die vom Terro-
rismus besonders gebeutelten Euro-
päer, die den Anstoß zur Gründung 
des GCAT gegeben hatten. Erinnern 
wir uns: Das Schengen-Abkommen 
erlaubte Terroristen, sich frei und 
unbehelligt auf dem europäischen 
Kontinent zu bewegen. Heute Brüs-
sel, morgen Paris, tags darauf Berlin 
oder Wien: Während die nationalen 
Geheimdienste und Polizeibehör-
den unkoordiniert nebeneinander 
her ermittelten, tauschten lose mit-
einander verbundene Terrorzellen 
munter Waffen, Munition, Ausbilder 
und Know-how aus. Stets waren die 
Terroristen den Sicherheitsbehörden 
mindestens einen Schritt voraus. 

Als Ende der 2010er Jahre schwere 
Anschläge Nizza, Cannes, Marseille 
und Paris erschütterten, schleuste 
der französische Geheimdienst meh-
rere Maulwürfe in die bei Salafisten 
und Dschihadisten beliebten Mes-
senger-Dienste Telegram und Signal 
ein. Durch den Zugriff auf die Kom-
munikationskanäle und Netzwerk-
strukturen von Terrorzellen konnten 
die europäischen Sicherheitsbehör-
den fortan Identitäten, Aufenthalts-
orte und Anschlagspläne aufdecken. 
Viel zu lange hatten europäische 
Sicherheitsbehörden diese Chat-
Dienste ignoriert; Hunderte muss-
ten deshalb ihr Leben lassen. Erst die 
Gründung des „Europäischen Zent-
rums zur Terrorismusbekämpfung 
und Spionageabwehr“ im Juni 2023 
kehrte dieses endlose „Hase-und-
Igel-Rennen“ endgültig um – seit-
dem befindet sich der Terrorismus 
auf dem Rückzug.

Doch die Bündelung europäischer 
Sicherheitsbehörden mit einem ro-
busten Mandat unter europäischem 
Recht ist nur ein Teil dieser Erfolgs-
geschichte. Wesentlicher war viel-
mehr die Auflage des EU-weiten „Ak-
tionsplans gegen den Terror“. Dieser 
Aktionsplan, der vom Europäischen 
Rat unmittelbar nach Gründung des 
Europäischen Zentrums zur Terroris-
musbekämpfung und Spionageab-
wehr auf den Weg gebracht worden 
war, zielt darauf ab, dem Terrorismus 
in Europa den Nährboden zu entzie-
hen und seine Finanzquellen aus-
zutrocknen. Dabei steht nicht das 
Phänomen „Terrorismus“ im Vor-
dergrund, sondern die Bekämpfung 
seiner Ursachen. 

Was auf den ersten Blick wie de-
finitorische Haarspalterei aussieht, 
macht den ganzen Unterschied: 
Denn erstmals seit Aufkommen des 
internationalen Terrorismus in den 
1970er Jahren erkennt die Staaten-
gemeinschaft offiziell an, dass Men-
schen nicht als Terroristen geboren 
werden. Vielmehr sind sie das Pro-
dukt einer Mischung aus wirtschaft-
licher und sozialer Benachteiligung, 

Perspektivlosigkeit, Diskriminie-
rung und Alltagsrassismus sowie 
ungelösten Identitätsfragen. Über 
Jahrzehnte haben wir die Augen vor 
den strukturellen Problemen von 
Jugendlichen – meist Kindern aus 
Migrantenfamilien der zweiten oder 
dritten Generation – in unseren Vor-
städten verschlossen. 

Auf die wiederkehrenden, erupti-
onsartigen Ausbrüche von Gewalt, 
wie in den Pariser Trabantenstäd-
ten, folgten vor allem politische Lip-
penbekenntnisse. Verschwanden 
die Ereignisse von den Titelseiten, 
erschlaffte auch die gesellschafts-
politische Debatte und allgemeine 
Ratlosigkeit machte sich breit. Doch 
in dem Maße, in dem Staat und Ge-
sellschaft das Schicksal dieser Men-
schen ignorierte, wandten sich ih-
nen die Salafisten zu. Sie predigten 
die Abkehr von jener Gesellschaft, 
welche die Jugendlichen allein ließ, 
heuchelten Gemeinschaft im Na-
men von Allah – und fanden in ih-
nen willige Vollstrecker ihrer radika-
len Weltanschauung. 

Auch wenn es noch Jahre dau-
ern wird, bis wir die Versäumnisse 
der Vergangenheit wettgemacht ha-
ben werden: Es ist Licht am Ende 
des Tunnels. Im Rahmen des „Ak-
tionsplans gegen den Terror“ sind 
zum einen strenge Vorgaben für die 
Entsendung von Imamen und de-
ren Ausbildung sowie für die Offen-
legung und Kontrolle von Finanz-
quellen verabschiedet worden. Zum 
anderen konzentriert sich ein gan-
zer Katalog von Maßnahmen auf die 
EU-weite Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit – unter anderem mit-
hilfe einer Ausbildungsoffensive, die 
neben Fortbildungsprogrammen 
auch innereuropäische Freizügig-
keit während der Ausbildungsphase 
gewährt. 

Mit Mitteln des „Europäischen 
Fonds für Digitale Entwicklung und 
Innovation“ wurden in mehr als 540 
europäischen Städten Präventions- 
und De-Radikalisierungsprogramme 
aufgelegt – auch in Jugendgefäng-
nissen, die bislang als „Keimzelle 
des Dschihadismus“ galten. Mit Er-
folg: Fälle, wie die des Mohammed 
Merah, der kurz nach Verbüßen sei-
ner Haftstrafe 2012 in Toulouse und 
Montauban einen Soldaten sowie 
eine jüdische Familie kaltblütig er-
mordete, sind seither nicht mehr 
aufgetreten. 

Kurzum: Der Anti-Terror Kampf 
beginnt zuhause, und das heißt vor 
allem: weitsichtige Prävention. Zwar 
greift auch der Globale Pakt gegen 
den Terrorismus (GCAT) auf solche 
Ansätze zurück, aber noch immer 
verlässt er sich vor allem auf tradi-
tionelle polizeiliche und militäri-
sche Terrorismusbekämpfung. Eu-
ropas neue Strategie wird zeigen, wie 
eine effektive Terrorismus-Bekämp-
fung aussehen kann. Der Erfolg oder 
Misserfolg dieses Modells wird auch 
darüber entscheiden, in welche Rich-
tung sich der GCAT entwickelt und 
ob es gelingt, die Handlungsmuster 
des 20. Jahrhunderts zu überwinden. 

D
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UNSC
UN

Sicherheitsrat

WTO
Welthandels-
organisation

WB
Weltbank

IWF
Internationaler 
Währungsfonds

UN
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Südamerik.
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NNAFTA
Neue Nord-
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Euro-Mediter-
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Initiative 
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AL
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EEU
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Union 

Shanghaier Organisation 
für Zusammenarbeit (SOZ)

Globaler Anti-Terror-Pakt 
(GCAT)

UN-Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC)

Sicherheitsorganisationen

Regionale Handels-
organisationen

Regionale Infrastruktur-
Initiativen

Internationale Forschungs-
kooperationen

Organisationen für 
Migration und Entwicklung

Organisationen zum 
Schutz des Lebensraums

Climate Change Action 
(CCA)

Space Quest 
(Raumfahrtkonsortium)

Weltklimarat (IPCC)

Nordatlantische 
Vertragsorganisation 
(NATO)

Arktischer Rat (AC)

Fonds Sustainable Lifestyles 
in Smart Cities (SLSC)

Freunde des Freien und 
Fairen Handels (3FT)

UN-Entwicklungsprogramm 
(UNDP)

Globaler Fonds für 
Migration und Entwicklung 
(GFMD)

Europäischer Fonds für 
Migration und Entwicklung 
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INTERNATIONALE ORDNUNG   Pence: „Wir müssen ein neues internationales Modell entwickeln.“ 

Auch in anderen Weltregionen hat die Atom-
katastrophe vom Dezember 2021 zu einer en-
geren regionalen Zusammenarbeit geführt 
– wenn auch auf Kosten einer Schwächung 
der Vereinten Nationen. „Wenn wir eines aus 
den Dezember-Attentaten gelernt haben“, er-
klärte denn auch Chinas Staatspräsident Xi 
Jinping während des 13. Nationalen Volkskon-
gresses der Kommunistischen Partei Chinas 
im Februar 2023, „dann, dass wir eine größt-
mögliche Überlappung regionaler Koopera-
tions- und Bündnisstrukturen brauchen.“ 

Neben der Euro-Mediterranen Union 
(EMU) ist die Asiatische Kooperationsge-
meinschaft (ACC) die am weitesten entwi-

ckelte Regionalstruktur innerhalb der „Ho-
nigwaben-Ordnung“ – auch deshalb, weil sie 
auf zahlreiche Vorgängerorganisationen wie 
die Shanghaier Organisation für Zusammen-
arbeit (SOZ), die Asiatische Infrastruktur- und 
Investitionsbank (AIIB), die Initiative zum 
Aufbau einer „Neuen Seidenstraße („One 
Belt – One Road) sowie auf Vorarbeiten zur 
transpazifischen Handelspartnerschaft (TPP) 
zurückgreifen konnte. „Als nächstes streben 
wir eine engere Verknüpfung mit der Eurasi-
schen Wirtschaftsunion im Bereich künstli-
che Intelligenz an“, kündige Xi in Peking an. 
China werde im Übrigen immer dann nach 
Kooperationen suchen, so Xi, „wenn Sicher-

heit, Wohlstand und Stabilität für das chine-
sische Volk weiter gestärkt werden können.“ 
Damit weiß er sich mit US-Präsident Mike 
Pence auf einer Linie.

Pence, am Rande der diesjährigen 
UN-Vollversammlung nach der Zukunft der 
Vereinten Nationen befragt, gab eine sybil-
linische Antwort: „Wissen Sie“, sagte er, „ich 
bin ein großer Bewunderer des amerikani-
schen Architekten Buckminster Fuller. Der 
sagte einmal: ‚Man ändert die Dinge niemals, 
indem man gegen die existierende Ordnung 
ankämpft. Um etwas zu ändern, muss man 
ein neues Modell entwickeln, das das alte 
hinfällig macht‘.“

Von der Fluchtkatastrophe zur Migrationsdividende 
Berlin. Als vor zehn Jahren gewaltige Flücht-
lingsströme Europa erreichten, löste dies 
eine heftige Debatte über eine „drohende 
Migrationskrise“ aus. Doch was seinerzeit 
von der EU-Kommission als „Hauptbedro-
hung globaler Stabilität“ eingestuft wurde, 
ist heute Grundlage internationaler Zusam-
menarbeit. Ein Fall, der Modell für andere 
globale Herausforderungen stehen könnte. 
Schon deshalb lohnt es, den Hergang zu 
rekonstruieren. 

Traumatisiert vom fortdauernden Syri-
en-Konflikt mit seinen gewaltigen regionalen 
Auswirkungen, herausgefordert durch einen 
demografischen Trend, der von Kommen-
tatoren als „demographische Zeitbombe” 
beschrieben wurde, forderte der damalige 
UN-Generalsekretär António Guterres im 
März 2019, effektivere Lösungen für die glo-
bale Migrationskrise zu suchen. „Migration 
ist ein Phänomen, das bleibt“, sagte Guter-
res auf dem Globalen Migrationsgipfel im 
Frühjahr 2020 in Mumbai. „Deshalb ist es 
besser, wenn wir dem Problem so begegnen, 
dass alle Länder und Gesellschaften davon 
profitieren.“ Trotz unterschiedlicher Interes-
sen, kultureller Prägungen und historischer 
Erfahrungen beschloss die UN-Generalver-
sammlung im September 2020, konsequent 
die Ursachen globaler Migration anzugehen.

Guterres Nachfolgerin, UN-Generalsekre-
tärin Angela Merkel, erinnert sich: „Allen war 
klar: Wenn wir Krieg, Gewalt und Kriminali-
tät, also die Ursachen für Flucht und Migra-
tion, effektiv bekämpfen wollen, dann müs-
sen wir unsere Anstrengungen verdoppeln.“ 

Zu dieser Zeit zählte das UN-Flüchtlingshilfs-
werk mehr als 100 Millionen Heimatlose.

Ein Anfang gelang mit der Befriedung Sy-
riens und des Irak im Sommer 2020. Damit 
konnte nicht nur der Migrationsdruck auf 
die Nachbarländer vermindert werden; mit 
einem großangelegten Wiederaufbau-Pro-
gramm unter der gemeinsamen Federfüh-
rung von Europäischer Union und Arabi-
scher Liga wurden auch die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, dass Flüchtlinge in ihre 
Heimat zurückkehren konnten.

Ein wichtiger Meilenstein war auch die 
Beilegung des langjährigen Konflikts zwi-
schen Äthiopien und Eritrea sowie die 

Zurückdrängung der radikal-islamischen 
al-Shabaab-Milizen in Somalia. Dank der 
Vermittlung des sudanesisch-britischen Un-
ternehmers Mohammed Ibrahim wurde er-
reicht, dass die Zwangsrekrutierungen zum 
Militär eingestellt wurden – für junge Män-
ner aus diesen Ländern ein Hauptmotiv, ins 
Ausland zu flüchten. 

Auch in Mittelamerika spürte man den 
Wind der Veränderung. Zu Beginn der 2020er 
Jahre wurde Schritt für Schritt die Resolution 
3045 des UN-Sicherheitsrates durchgesetzt. 
Sie sieht eine Legalisierung von Drogen und 
Rauschmitteln vor, um auf diese Weise die 
Macht der Drogenkartelle zu brechen – ein 
Vorstoß, der untrennbar mit dem ehemali-
gen Präsidenten Kolumbiens, Juan Manuel 
Santos, verbunden bleiben wird. Dank seiner 
Initiative fanden die Drogenkriege ein Ende 
und auch die Beschaffungskriminalität in 
der Region ging erheblich zurück. Beides war 
in den 2010er Jahren die Hauptursache für 
die Abwanderung aus der Region in die USA. 

Und schließlich trugen die „Freunde 
des Freien und Fairen Handels“ (3FT) – eine 
Gruppe exportorientierter Länder, multina-
tionaler Konzerne und liberaler Denkfabri-
ken – wesentlich dazu bei, dass wichtige Han-
delsabkommen neu verhandelt wurden, um 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für Länder 
des globalen Südens zu schaffen. 

„Es war völlig klar“, sagte der 3FT-Vorsit-
zende Jack Ma einmal in einem Interview, 
„dass wir nicht weit kommen würden, wenn 
wir die überkommene globale Handels-
struktur des 20. Jahrhunderts nicht radikal 
verändern würden. Ironischerweise“, fügte 
er hinzu, „hat das Entstehen neuer Zentren 
politischer und ökonomischer Macht in Süd-
amerika, Asien und Afrika unser Vorhaben 
viel einfacher gemacht. “ 

Was heute oftmals als „Honey Cone“-Ord-
nung beschrieben wird – also das Geflecht 
aus mehr oder weniger losen Zweckbündnis-

sen, die sich wie Honigwaben zu einer flexib-
len, an Sachfragen und gemeinsamen Inter-
essen orientierten Weltordnung fügen – geht 
im Kern auf die mutigen Initiativen Guterres’ 
und Mas zurück. 

All diese Initiativen verfolgten dieselben 
Ziele: die Reduzierung globaler Ungleich-
heit, die Eröffnung neuer Perspektiven für 
lokale Bevölkerungen und die Schaffung 
von Arbeitsplätzen – vor allem für Jugendli-
che. „Ohne die unermüdlichen Anstrengun-
gen des ehemaligen UNDP-Direktors Achim 
Steiner wären wir nicht dort, wo wir heute 
stehen“, erinnert sich UN-Generalsekretärin 
Merkel. Steiner war von 2017 bis 2024 Leiter 
des UN-Entwicklungsprogramms (UNDP) 
und einer der stärksten Befürworter der Ab-
schaffung der klassischen Entwicklungshilfe. 
Stattdessen warb er für mehr Krisenpräven-
tion und den Aufbau eines umfassenden 
Systems „menschlicher Sicherheit“, das ne-
ben dem Recht auf Frieden, Sicherheit und 
körperlicher Unversehrtheit auch Grund-
rechte wie Bildung, Gesundheit und Selbst-
bestimmung enthält. Das Konzept war be-
reits 2017 von UNO und Weltbank entworfen 
worden. 

Ein weiterer Durchbruch gelang durch 
die Neustrukturierung des Internets nach 
den Cyber-Attacken auf Atomkraftwerke im 
Dezember 2021. Die im Juni 2022 gegrün-
dete Global Association of Internet Provi-
ders (GAIP) sorgte nicht nur für dezentrale, 
sichere Netze. Seit Anfang dieses Jahres stellt 
die GAIP auch weltweit freien Zugang zum 
Worldwideweb sicher. In Asien und Afrika 

hat dies zu einer massiven Ankurbelung der 
lokalen Produktion, der Gründung zahlloser 
Startups und intelligenten Logistik-Lösun-
gen mit Drohnen-Diensten geführt. Mehr 
noch: In dem Maße, wie Business-Initiati-
ven in Asien und Afrika zunahmen, sanken 
die Anreize abzuwandern und ein besseres 
Leben anderswo zu suchen. 

„Technologische Neuerungen können 
nützliche Vehikel sein, um Brain Drain – also 
die Abwanderung gut ausgebildeter Men-
schen – zu verringern“, weiß auch Rainer 
Klangholz, Direktor des „Globalen Fonds für 
Migration und Entwicklung“ (GFMD). Der 
Fonds erhält unter anderem Zuwendungen 
der Asiatischen Infrastruktur- und Invest-
ment Bank (AIIB), der Bill und Melinda Gates  
Stiftung sowie der Angela Merkel Stiftung 
für Offene Grenzen. Er widmet sich der Ver-
besserung von Bildungschancen und un-
terhält Austauschprogramme für digitales 
Lernen sowie Serviceeinrichtungen in einer 
Vielzahl von Transitländern. 

„Auch wenn es fast ein Jahrzehnt gedau-
ert hat“, so Merkel, „am Ende hat die Welt-
gemeinschaft doch bewiesen, dass sie fähig 
ist, gemeinsame Herausforderungen wie 
Flucht und Migration auch gemeinsam an-
zugehen. Während vor zehn Jahren alle von 
einer Fluchtkatastrophe gesprochen haben, 
reden heute alle von einer Migrationsdivi-
dende. Am wichtigsten aber ist“, ergänzt sie 
sichtlich zufrieden, „dass wir endlich den un-
trennbaren Zusammenhang von wirtschaft-
lichem Wohlergehen, menschlicher Sicher-
heit und Migration verstanden haben. “

▸ FORTSETZUNG VON SEITE 1 Neue Kooperations-  
und Bündnisstrukturen
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ein Phänomen, 
das bleibt.
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Die Honigwabenordnung
Das seit 80 Jahren bestehende UN-System 
geht zusehends über in eine lose Netz
werkstruktur regionaler, oftmals zeitlich  
begrenzter Zweckbündnisse – die „Honig-
waben-Ordnung“.
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TAGESTHEMA  Bemannte Mars-Mission startet im Oktober 2029 ▸ Seite 4
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Olympische Spiele 2036 in 
Israel und Palästina
IOK-Entscheidung trägt zur weiteren 
Stabilisierung des Nahen Ostens bei
Welt ▸ Seite 7

Steigende 
Migrationsdividende
Migrations- und Integrationspolitik 
führt zu Gewinnern auf allen Seiten
Politik ▸ Seite 3

Der GCAT-Beitritt des Iran 
markiert einen weiteren 
Schritt auf dem Weg zu einer 
neuen internationalen 
Ordnung. Seit der Nuklear
katastrophe von 2021 setzt 
die Weltgemeinschaft auf 
eine enge Kooperation auf 
der Basis gemeinsamer 
Interessen.

Berlin. Mit dem Beitritt des Iran zum 
Globalen Anti-Terror-Pakt (GCAT) 
ist die internationale Allianz zur Be-
kämpfung des Terrorismus nun welt-
weit handlungsfähig. Bis zum Sturz 
des Mullah-Regimes im Jahre 2023 
war der Iran der größte staatliche Ex-
porteur von Gewalt – im Mittleren 
und Nahen Osten, bisweilen weit da-
rüber hinaus.

Damit fügt sich ein weiterer Bau-
stein in eine sich neu herausbildende 
internationale Ordnung, die Ana-
lysten als „Honey Cone Order“ (zu 
Deutsch: „Honigwaben-Ordnung“) 
bezeichnen: ein Geflecht aus mehr 
oder weniger losen Zweckbündnis-
sen, die sich wie Honigwaben zu ei-
ner flexiblen, an Sachfragen und ge-
meinsamen Interessen orientierten 
Weltordnung fügen. 

„Die Vereinten Nationen begrü-
ßen die steten Bemühungen der 
Staatengemeinschaft, weitere Alli-
anzen zur Verbesserung von Frieden, 
Stabilität und Wohlstand ins Leben 
zu rufen“, erklärte UN-Generalsekre-
tärin Angela Merkel am Rande des 
GCAT-Gipfels diese Woche in Genf. 

Dabei hätte Merkel allen Grund 
zur Sorge. Denn tatsächlich erset-
zen diese regional verankerten Ord-
nungsstrukturen zunehmend das 
sklerotische System der Vereinten 
Nationen. Aufgrund geopolitischer 
Rivalitäten und zunehmender In-
teressengegensätze hatte sich das 
UN-System seit den 2010er Jahren in 

weiten Teilen als dysfunktional er-
wiesen – die letzte einvernehmliche 
Entscheidung im UN-Sicherheitsrat 
wurde 2019 getroffen. Also vor sechs 
Jahren; damals ging es um die Ent-
sendung von UN-Friedenstruppen 
nach Syrien und den Irak.

Reaktor-Havarie als Auslöser 
Mit dem Aufstieg zahlreicher Natio
nen zu Regionalmächten – man-
che mit geopolitischen Ambitio-
nen – beschleunigte sich Anfang der 
2020er Jahre die Konfliktdynamik in 
einem Maße, dass weithin mit krie-
gerischen Auseinandersetzungen ge-
rechnet wurde: China, die USA und 
Japan stritten um die Vorherrschaft 
im Südchinesischen Meer; Iran, das 
Reich der Mitte und Russland um 
wirtschaftliche Dominanz in Zen
tralasien; die Arktis-Anrainer um 
die Kontrolle der Transitrouten im 
Eismeer. Und alle miteinander strit-
ten um privilegierten Zugang zu den 
Rohstoffmärkten Afrikas, verhäng-
ten gegenseitig Strafzölle und führ-
ten Handelskriege. 

„Machen Sie sich um die Vereinten 
Nationen mal keine Sorgen“, bügelte 
Merkel jüngst die Frage eines chine-
sischen Journalisten ab. „Solange ich 
denken kann, wird der Niedergang 
der UNO beschworen. Gerade haben 
wir ihren 80. Geburtstag gefeiert – Sie 
sehen mich also gelassen.“ Tatsäch-
lich konnten sich alle UN-Generalse-
kretäre von Gladwyn Jebb bis Angela 
Merkel ihres Amtes stets sicher sein. 
Denn jeder zwischenstaatliche Kon-
flikt, jede humanitäre Katastrophe, 
jede Bedrohung des Weltfriedens be-
stätigte aufs Neue die Daseinsberech-
tigung der Organisation am New Yor-
ker East River. 

Doch seit vier Jahren ist alles an-
ders: Die Ereignisse am 23. Dezem-
ber 2021 stoppten diese unheilvolle 
Konfliktdynamik. An diesem Schick-
salstag verübten Hacker einen kon-
zertierten, weltweiten Angriff auf die 
Kernkraftwerke Indian Point (USA), 

Rostow (Russland), Fessenheim 
(Frankreich/Deutschland), Fuqing 
(China) und Buschehr (Iran). Die Tä-
ter konnten niemals gefasst werden. 
Schätzungsweise 530.000 Menschen 
fanden unmittelbar den Tod; Millio-
nen mehr wurden verstrahlt. 

Die Auswirkungen dieser nuklea-
ren Havarien werden noch über Jahr-
zehnte zu spüren sein. Doch gleich-
zeitig – wenngleich zu einem sehr 
hohen Preis – markiert diese welt-
weite Katastrophe einen entschei-
denden Wendepunkt: Nach Jahren 
der Konfrontation ist sich die Staa-
tengemeinschaft bewusst geworden, 
dass sie dieser unsichtbaren Bedro-
hung aus dem Cyber-Raum nur ge-
meinsam begegnen kann.

Euro-mediterrane Kooperation
„Es ist schon zynisch“, gab sich Frank-
reichs Präsident Emmanuel Macron 
in einem Interview mit dem „Fi-

garo“ jüngst nachdenklich, „aber es 
brauchte eine Katastrophe apoka-
lyptischen Ausmaßes, ehe wir be-
reit waren, unsere Differenzen im 
Interesse von Frieden und Sicherheit 
hinter uns zu lassen.“ Macron hatte 
sich zur Jahreswende 2021/2022 da-
für stark gemacht, dass die Euro-
päische Union den Schulterschluss 
mit der Türkei, Israel und der Arabi-
schen Liga sucht, um so einen „Cor-
don Sanitaire“ um den Mittelmeer-
raum herum zu spannen. Während 
die arabischen Staaten und Israel 
große Mengen verflüssigten Erdga-
ses aus ihren Feldern im Mittelmeer 
nach Europa lieferten, um Energie-
engpässe zu überbrücken, entsandte 
die Europäische Verteidigungsunion 
zwei Cyber-War-Bataillone in die Le-
vante, um Internetknotenpunkte 
abzusichern und ein provisorisches 
euro-mediterranes Breitbandnetz 
einzurichten. ▸ weiter auf Seite 2
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Heute schon wissen, was morgen bewegt

Es brauchte eine Katastrophe 
apokalyptischen Ausmaßes,  
ehe wir bereit waren, unsere 
Differenzen im Interesse 
von Frieden und Sicherheit 
hinter uns zu lassen. 
Emmanuel Macron, französischer Staatspräsident
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Nach jahrzehntelangem Reformstau wird das starre UN-System zunehmend durch flexible Strukturen regionaler Kooperation ersetzt 

 "Honey Cone"-Ordnung 
gewinnt an Gestalt

Interview mit  
UN-Generalsekretärin 
Angela Merkel
Ein Gespräch über die zukünftige 
Rolle der Vereinten Nationen und 
Moral in der Politik
Weitblick ▸ Seite 8–9

WETTER

Man ändert die Dinge 
niemals, indem man gegen 
die existierende Ordnung 
ankämpft. Um etwas zu 
ändern, muss man ein neues 
Modell  entwickeln, dass  
das alte hinfällig macht.
Richard Buckminster Fuller (1895-1983), US-amerikanischer Architekt und Visionär
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Tag Nacht

INTERNATIONALE ORDNUNG  Regionale Kooperation ersetzt  
zunehmend das starre UN-System

The Aspen Insight – eine fiktive Zeitung aus dem 
Jahr 2025 – ist ein Projekt des Aspen Instituts 
Deutschland. Sie basiert auf den Ergebnissen eines 
internationalen Szenario-Workshops zur Zukunft  
der liberalen Weltordnung.


